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EU-Osterweiterung und Outsourcing: Chance oder Gefahr?

Im Zuge der EU-Osterweiterung wird das Thema »Outsourcing« intensiv diskutiert. Für
Prof. Dr. Wilfried Fuhrmann, Universität Potsdam, liegt »die Chance infolge der Oster-
weiterung mit dem regionalen Outsourcing ... im Druck auf Reduktion der Staatsein-
griffe«. Stefanie Bechert und Gertraud Cellarius, Rationalisierungs- und Innovations-
zentrum der Deutschen Wirtschaft, Eschborn, gehen davon aus, dass »für die Mehr-
zahl der deutschen Unternehmen ... ein gezieltes Outsourcing ... in Frage (kommt)«.
Prof. Dr. Jürgen Weigand und Peter Kreutter, WHU Vallendar, sowie Dr. Steffen Kinkel,
Fraunhofer Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung, Karlsruhe, unter-
streichen, dass die Beschäftigungseffekte für den inländischen Betrieb stark von der
Strategie abhängen, die Unternehmen mit ihrer Auslandsproduktion verfolgen. 

Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigung im 
Verarbeitenden Gewerbe
Reinhard Hild

In den letzten Jahren entwickelten sich die Wachstumsraten des statistischen Pro-
duktionswerts und der Wertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe in Deutschland
stark auseinander. Von 1995 bis 2003 ist der Anstieg des realen Produktionswerts
auf 18,8%, der der realen Wertschöpfung auf 5,0% zu schätzen. Dies bedeutet,
dass die Vorleistungsimporte gestiegen sind.

Der Automobilstandort Deutschland unter Wettbewerbsdruck
Peter Nunnenkamp

Die Produktion von Automobilen sowie von Komponenten und Teilen ist weiterhin
auf die Triade fortgeschrittener Industrieländer konzentriert. Dies sollte aber nicht
darüber hinwegtäuschen, dass auch in der deutschen Automobilindustrie ein in-
tensiver »Wettbewerb von unten« herrscht, der zwei Ausprägungen annimmt: die
Endfertigung im Ausland und das internationale Outsourcing von Vorleistungen.
Dr. Peter Nunnenkamp, Institut für Weltwirtschaft, Kiel, zeigt in diesem Beitrag,
dass die Auslandsproduktion und das Outsourcing gleichzeitig an Bedeutung ge-
winnen und dass beide Phänomene durch internationale Kostenunterschiede vor-
angetrieben werden. Auch durch die Antizipation der anstehenden EU-Osterwei-
terung haben sich die Vorleistungsverflechtungen stark intensiviert, und in der
Endfertigung sind zunehmend Substitutionseffekte zu Lasten der Kfz-Exporte und
der Inlandsproduktion aus bzw. in Deutschland zu beobachten.

Investitionen: Aufholprozess in den neuen Bundesländern 
vorerst zu Ende
Erich Langmantel

Die wirtschaftliche Stagnation in Deutschland seit Ende 2000 hat zu einem massi-
ven Einbruch der Investitionstätigkeit geführt. Die Investitionen in neue Anlagen
sind seit 2000 ständig geschrumpft. Der Rückgang betrug 2001 in jeweiligen Prei-
sen 16,4 Mrd. r, 2002 27,7 Mrd. r und 2003 14,4 Mrd. r. 
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Ein Frühindikator für die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
Georg Goldrian

2001 wurde vom ifo Institut ein synthetischer Frühindikator für das trendbereinigte
reale Bruttoinlandsprodukt vorgestellt, der sich ausschließlich aus qualitativen Zeit-
reihen zusammensetzt. Es handelt sich dabei um Reihen aus dem ifo Konjunkturtest
und dem GfK Konsumklima. Hier wird eine neue Variante vorgestellt, in die die kurz-
fristigen Zinsen miteinbezogen sind. Dieser gemischte synthetische Indikator weist
bei einem Vorlauf von durchschnittlich vier Monaten eine etwas bessere konjunktu-
relle Übereinstimmung mit der Referenzreihe auf. Damit lässt sich ein noch leistungs-
fähigerer Frühindikator für die Jahreswachstumsraten des realen BIP entwickeln.

Brauereigewerbe – 2003 trotz Supersommer ein Jahr mit Rückgang 
des Bierabsatzes
Matthias Balz

Das deutsche Brauereigewerbe ist zwar eine noch überwiegend mittelständisch ge-
prägte Branche mit regionaler Vielfalt, aber in den letzten Jahren findet auch dort ein
starker Konzentrationsprozess statt: Etwa 50 Großbrauereien mit über 500 000 Hek-
toliter Jahresproduktion halten inzwischen einen Anteil von ca. drei Viertel am Gesamt-
umsatz der Branche. Der mengenmäßige Bierabsatz insgesamt in Deutschland ist in
der vergangenen Dekade um knapp 9% gesunken, 2003 ging er gegenüber dem Vor-
jahr um 2,1% zurück, der versteuerte Inlandsabsatz sogar um 3,4%. 

DV-Dienstleister: Konjunkturaufschwung gewinnt an Fahrt
Joachim Gürtler

Laut der 36. Konjunkturumfrage für DV-Dienstleistungen, die schwerpunktmäßig
im Januar und Februar 2004 stattfand, wird die Konjunkturerholung in der deut-
schen Software- und Dienstleistungsbranche immer deutlicher. Das Geschäftskli-
ma verbesserte sich im vierten Quartal 2003 bereits zum vierten Mal in Folge und
ist nun so gut wie weit zwei Jahren nicht mehr.

Weltsprache Englisch führt vor Deutsch und Französisch
Franziska Jerosch

Englisch ist die mit Abstand am meisten unterrichtete Fremdsprache in Europa.
Betrachtet man die Entwicklung der erlernten Fremdsprachen seit 1998, ist ein
Anstieg an Englischschülern in nahezu allen untersuchten Ländern zu beobach-
ten, insbesondere in den osteuropäischen Ländern. Auch Deutsch wird in diesen
Ländern seit 1998 vermehrt gelernt, während in den nord- und westeuropäischen
Staaten Deutsch an Bedeutung verliert. 

ifo Konjunkturtest März 2004 in Kürze
Hans G. Russ

Das Geschäftsklima in der gewerblichen Wirtschaft in der Bundesrepublik
Deutschland hat sich im März zum zweiten Mal abgekühlt. Vor allem die Erwar-
tungen der Unternehmen fielen weniger zuversichtlich aus als im Vormonat. Aber
auch die aktuelle Geschäftslage wurde wieder ungünstiger beurteilt.
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Chance zur Reduktion von
Staatseingriffen

Die große erste Osterweiterung der EU ist
Geopolitik. Dieser politisch-strategische
Schritt ist auch mit der Erwartung einer
langfristigen ökonomischen Stärkung der
EU verbunden. Aber unmittelbar sinkt das
Pro-Kopf-Einkommen in der EU deutlich.
Kurz- und mittelfristig entstehen hohe
Kosten für die bisherigen Mitgliedsländer
bei einer stark asymmetrischen Verteilung.
Eine Ausdehnung der EU-Haushalte und
sogar eine EU-Kreditaufnahme sind nicht
auszuschließen. 

Die nationalen Interessen der Beitrittslän-
der bestehen in einer dauerhaften Siche-
rung ihres politischen Gewichtes und da-
mit in einer Erhöhung ihrer relativen wirt-
schaftlichen Bedeutung. Die den im Trans-
formationsprozess stehenden Beitritts-
ländern politisch gewährten Übergangs-
regeln und damit eingeräumten Integra-
tionsvorteile sichern ihnen die Entwick-
lung von komparativen Vorteilen zu. Die-
se differenzierten institutionellen politi-
schen Beschlüsse bzw. Eingriffe er-
schweren die Abschätzung von Chancen
und Risiken mittels gängiger ökonomi-
scher Theorien, wie der Neoklassik oder
des Keynesianismus, erheblich. 

Dieser politische Schritt kann als eine Art
von regionaler Globalisierung mit einer Be-
sonderheit verstanden werden. Die zu-
meist von Skeptikern einer ökonomischen
Globalisierung geforderte politische Ge-
staltung der Globalisierung findet hier
statt. Allerdings wird bspw. in Deutsch-
land der aus Solidarität oder ökonomi-
scher Unkenntnis politisch initiierte öko-
nomische Druck wahrscheinlich ungleich
stärker sein als in einem unmittelbaren
marktökonomischen Integrationsprozess.
Denn da zwischenzeitlich in wohl allen EU-
Staaten Sperrfristen für Bürger aus den
Beitrittsländern von bis zu sieben Jah-
ren, bei zwei Jahren in Deutschland, be-

stehen, so dass Länder wie Polen und
Tschechien an entsprechende Retor-
sionsmaßnahmen denken, entspringt der
ökonomische Druck nicht so sehr aus der
Migration, abgesehen von der Schwarz-
arbeit. 

Auch qualifizierte Arbeitsplätze
werden outgesourct

Der Druck entspringt jetzt mehr den be-
reits antizipativ erfolgten und den noch zu
erwartenden hierarchischen Aus- und re-
gionalen Verlagerungen von bestimmten
Funktionen und Bereichen, d.h. dem Out-
sourcing auch von qualifizierten Arbeits-
plätzen mit entsprechenden künftigen Ka-
pazitätseffekten. Die Beitrittsländer wie
Polen, die Slowakische Republik und
Tschechien attrahieren mit ihren u.a. noch
in Diplomstudiengängen solide ausgebil-
deten guten Technikern bspw. Bau-, Tex-
til-, Maschinenbau- und Autofirmen. Da
sie wie etwa Ungarn und Estland zuvor
gezielt zukunftsträchtige Sektoren wie die
IT-Branche gefördert haben, attrahieren
sie zunehmend auch höher qualifizierte
Jobs in Dienstleistungsbereichen und
nicht nur wegen der sprachlichen Nähe
etwa Call-Center nach Polen. Die wach-
senden Unternehmen in den bisherigen
Billiglohnländern werden nicht nur Vor-
produkte für Werkzeugmaschinen und
Komponenten verstärkt produzieren und
exportieren, sondern auch komplette Mo-
toren und Systeme. Es sind nicht mehr
lange graue »Billigwaren«, sondern kaum
unterscheidbare Waren »Made in EU«.
Bald werden unsere Importe von dort stär-
ker steigen als unsere Exporte dorthin.
Insbesondere infolge der fortschreitenden
Informationstechnologie betrifft es alle
Funktionen und Sektoren, also auch
bspw. die Buchhaltung, die Banken und
die öffentliche Verwaltung. Und gleichzei-
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tig werden sich die Unternehmen aus den Beitrittsländern
ab dem 1. Mai 2004 auch bei öffentlichen Ausschreibun-
gen bewerben und selbst Wartungsarbeiten oder Projekt-
bzw. Systemführerschaften übernehmen können u.U. mit
deutschen Ich-AGs als Subunternehmen.

Dabei fördern EU-finanzierte Regional- und Strukturpro-
gramme auch das Outsourcing im Produktions- und im
Dienstleistungsbereich, d.h. von blue- und auch von white-
collar Jobs. Dies erfolgt aus Gründen der Kohäsion sowie
um angesichts der großen regionalen Disparitäten und da-
mit bei einer (ökonomisch zu frühen) Erweiterung schnell
einen wachsenden intra-industriellen und intra-service-Han-
del zu generieren.

Dieser steigende Güter- und Dienstleistungshandel infolge
des Aus- und Verlagerns ist nicht EU-typisch bzw. kein rein
EU-internes, regionalbezogenes Phänomen. Er ist weltweit
im Rahmen der Globalisierung der Arbeitsteilung inzwischen
fast selbstverständlich, wenngleich es gerade wegen des
zumeist fehlenden Regionalbezugs und den Auswirkungen
auf die nationalen Arbeitsmärkte u.a. in den USA zu hefti-
gen Diskussionen bis hin zu Forderungen nach einer Anti-
Outsourcing-Bill kommt und wissenschaftlich zu Visionen
von quasi virtuellen Unternehmen.

Die EU-Osterweiterung ermöglicht es jetzt u.a. Unterneh-
men in Deutschland innerhalb der EU zumindest teilweise
ihre hiesigen strukturellen (auch Kosten-) Probleme zu lösen
und ihre weltweite Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Dabei
erfolgt das Aus- und Verlagern durchaus auch aus be-
triebsinternen Verteilungskämpfen auf der Management-
ebene, aber auch aus regionalen bzw. länderspezifischen
Unterschieden in der Regionalförderung, was besonders bei
Projekten, Entwicklungen und Produkttypen mit einer Le-
bensdauer von vier bis acht Jahren bedeutsam ist. Weitere
Ursachen liegen in den Unterschieden vor allem in den bü-
rokratischen Belastungen sowie den Abgaben- und Steu-
erbelastungen, aber auch in den Arbeitskosten und neuer-
dings in den steigenden deutschen Kapitalkosten bei er-
schwertem Kreditmarktzugang. 

EU-Beitritt: Förderinstrument für Direkt-
investitionen

Die EU-Aufnahme stellt per se ein starkes Förderinstrument
zugunsten von Direktinvestitionen in diesen Ländern da,
welches die baltischen Staaten durch Currency-Board Ar-
rangements und eine möglichst schnelle Einführung des
Euro noch monetär sichern wollen. Wegen des mit dem
Beitritt übernommenen EU-Rechts und der EU-Förderung
wird es zu einer Intensivierung und Umlenkung der Verla-
gerungen ins Ausland kommen, also bspw. statt nach In-

dien, Weißrussland oder Königsberg wird verstärkt in die
Beitrittsländer ausgelagert. 

Aber trotz des EU-Beitrittes ist die (andauernde) Markt-
rentabilität der dorthin verlagerten Aktivitäten nicht gesi-
chert. In diesen Ländern müssen erst noch die Gesetze
praktiziert und umgesetzt, die regionalen Märkte effizient
aufgebaut, die erfahrungsgestützte Arbeitsmentalität der
Arbeitnehmer z.T. gebildet und die länderspezifischen Ri-
siken, einschl. der bürokratischen noch reduziert wer-
den. Nicht jede Auslagerung ist sinnvoll, und viele von ei-
ner herbeigeredeten Euphorie oder durch Großunterneh-
men quasi initiierten Verlagerungen werden zu Verlusten
führen. Die Institutionenökonomik zeigt deutlich, dass
möglichen Vorteilen des Outsourcing in Form von (i.d.R.
nur für wenige Jahre) niedrigeren Produktionskosten aber
steigende Kosten u.a. der Transaktionen, der Kontrolle
und der Neuverhandlungen sowie Vertragsabschlüsse
gegenüberstehen. Es bestehen beim Outsourcing nicht
gering zu schätzende Risiken, die bis hin zur Firmenin-
solvenz führen können. Zur Reduktion dieser Risiken sind
Verlagerungen zumeist von Beteiligungen bis hin zu Di-
rektinvestitonen zu begleiten. Einfache kurzfristige Kos-
ten- und Steuervergleiche sind vollkommen unzureichend.
Sie können aber bspw. in Kapitalgesellschaften nahe lie-
gen, da die Risiken nicht nur von den Kapitaleignern ge-
tragen werden, sondern zuvor auch von den Arbeitneh-
mern und Steuerzahlern, beginnend mit der die Verlage-
rung geradezu fördernden steuerlichen Anrechnung der
Verlegungskosten. 

Natürlich werden Standortverlegungen mit Outsourcing in
Deutschland auch als Druckmittel im politischen Vertei-
lungskampf verwendet (und missbraucht), damit die Ar-
beitskosten auf breiter Linie sinken, so dass die Arbeitneh-
mer entweder von tendenziell sinkenden Reallöhnen und der
Steuerbelastung zur Mitfinanzierung der dortigen Ansied-
lungen betroffen sind oder von einer unmittelbar steigen-
den Arbeitslosigkeit. Dabei ist nicht erkennbar, wo die di-
rekt und indirekt aus den verlagerten Tätigkeiten resultie-
renden Arbeitslosen eine Stelle mit annähernd gleicher oder
gar höherer Wertschöpfung finden können. Aber es erscheint
auch angesichts der Größe der Beitrittsmärkte und der För-
derung der Ansiedlungen als wenig wahrscheinlich, dass
selbst bei den zumeist geforderten fühlbaren Lohnsenkun-
gen dort keine Direktinvestitionen verbunden mit gleichzei-
tigen Aus- und Verlagerungen im nennenswerten Umfang
stattfinden. Wir haben viele dieser Jobs eigentlich schon lan-
ge verloren gehen sehen. Wir können um diese Jobs, die
ansonsten bei einem effektiven Schutz u.a. von Daten und
geistigem Eigentum zumindest gemäß WTO-Standards so-
wie bei einer annähernd vergleichbaren Rechtssicherheit so-
gar aus der EU auswandern, nur in wenigen Fällen mit Lohn-
senkungen konkurrieren. Derartig betriebswirtschaftlich sta-
tisch begründete Empfehlungen greifen zu kurz.
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Die EU-Osterweiterung rückt das politische (System-)Ver-
sagen u.a. in Form einer seit Jahren von einem umfassen-
den politischen Gestaltungsanspruch und Verwaltungs-
denken getriebenen wachsenden Bürokratie ins Licht. Wie-
der erfolgen »Verdrehungen« mit Schuldzuweisungen in Form
von moralisierenden, politisch rhetorischen Wendungen wie
»unpatriotisch« für Direktinvestoren und Outsourcer, wobei
schon diese Sprache die allgemeine Lebensstimmung in
Deutschland und das Eintreten für die Idee Europa weiter
vergiftet. 

Es geht nicht um Moral. Aber es geht bei jeweils nationa-
len grenzproduktivitätsorientierten Gesamtlohn- bzw. Ar-
beitskosten-Politiken auch nur begrenzt um den sog. Wett-
bewerb der Systeme, insbesondere der Sozialsysteme mit
den hier immer weiter politisch angeheizten diffusen, letzt-
lich verteilungspolitisch motivierten Forderungen nach Ein-
schnitten (in individuelle Lebens- und Langfristplanungen).
Natürlich gibt es in den Beitrittsländern viele Verzerrun-
gen zur Attraktion von Verlagerungen und Direktinvesti-
tionen bspw. durch niedrigere direkte Steuern verbunden
mit höheren indirekten Steuern zur gleichzeitigen Förde-
rung der Exporte. Aber wenn wir gegensteuern, dann han-
deln wir »schizophren« sowie nicht konform mit dem Kon-
zept des EU-Binnenmarktes und konterkarieren die von
unseren Politikern mit der EU-Erweiterung selbst mitbe-
schlossene besondere wirtschaftliche Förderung dieser
Beitrittsländer. 

Entscheidend ist: Es erfolgt der Beitritt von Ländern mit
mehr als 75 Mill. Einwohnern und einem Pro-Kopf-Ein-
kommen von zum Teil deutlich unter 50% des EU-Durch-
schnittes und damit von flächendeckenden Nettoemp-
fängerstaaten für Jahrzehnte. Weil diese Länder ihren
Transformationsprozess noch nicht abgeschlossen ha-
ben, wurden ihnen längerfristig viele Ausnahmen, einschl.
von Subventionen und Schutzklauseln gestattet. Es geht
vom Stahl bis zu niedrigen Zigarettenpreisen (bis 2008)
und betrifft den Bereich der Energie- und Transportkos-
ten u.a. mit den Preisen für Benzin und Mineralöl (das deut-
sche Maut-Desaster »fördert« mit derart temporär ge-
senkten Marktzutrittskosten die Verlagerung von arbeits-
und transportkostenintensiven Produktionen) ebenso wie
die Umweltauflagen bzw. -kosten. Derartiges schafft den
Anreiz für Direktinvestitionen und Outsourcing ganz be-
stimmter Produktionen mit dem Aufbau neuer Arbeits-
plätze in den Beitrittsländern und dem anschließenden Ex-
port auch in die alten Mitgliedstaaten. Aber ausgelagert
werden nicht nur »alte« Produktionsprozesse, sondern
auch Standorte für neue Entwicklungen. Es kann nur in
unserem Interesse sein, dort dynamische Marktentwick-
lungen gezielt mitzugestalten und über Sprachschulun-
gen vorbereitete Mitarbeiter zusammen mit den ausla-
gernden Investitionen zu entsenden sowie gleichzeitig Ar-
beitskräfte aus den Beitrittsländern zur Ausbildung und

zum Studium gezielt hierher zu holen. Die auch dadurch
steigende Mobilität ist u.a. notwendig angesichts des teil-
weise nur eingeschränkt möglichen Immobilienerwerbs
wie in Polen und eingeschränkten Immobilitäten in den
Beitrittsländern zwischen den östlichen und westlichen
Landesteilen bspw. von Ungarn, Polen und Tschechien
u.a. infolge von Mietpreisbindungen und bei ansonsten
auf dem freien Wohnungsmarkt die Löhne deutlich über-
steigenden Mieten wie in Prag. 

Kurz: Im erweiterten EU-Binnenmarkt werden durch die po-
litischen Beitrittsregelungen und Förderungen über eine län-
gere Zeit die relativen Preise und die relativen Faktorkosten
stark verzerrt und anhaltend verändert. So wie dadurch die
Beitrittsländer künftige komparative Kostenvorteile entwi-
ckeln sollen, so werden zeitgleich diese Vorteile bspw. in
Deutschland reduziert. Die Erweiterung mit Ausnahmege-
nehmigungen erhöht die ökonomische Unsicherheit in
Deutschland für Jahre. »Härtere« Schocks sind für eine Volks-
wirtschaft mit einer schlecht entwickelten heimischen Nach-
frage bei einem relativ niedrigen Verbraucher- und Investi-
tionsvertrauen kaum vorstellbar. 

Die Erweiterung wurde geopolitisch beschlossen und ist
eigentlich schon vollzogen. Es gilt nur noch Chancen zu
erkennen und zu entwickeln, wobei die (nicht nur sog.
schwachen) Unternehmen für die notwendigen ökonomi-
schen Anpassungen zweifelsfrei auch das Instrument des
Outsourcing benötigen. Dabei sind deutlich mehr und in
ihrer Komplexität umfassendere Direktinvestitionen mit vie-
len Arbeitsplätzen zur Marktentwicklung in den Beitritts-
ländern notwendig als in der ehemaligen DDR. Die meis-
ten der durch die EU-Erweiterung betroffenen Unterneh-
men in Deutschland bedürfen quasi eines Standbeines in
den Beitrittsländern, um (dort) ihre bisherigen komparati-
ven Vorteile zu sichern und weiterzuentwickeln. Auch vie-
le mittlere und noch kleinere Unternehmen werden sich
einen mit den Beitrittsmärkten verbundenen Produktions-
und /oder Heimatmarkt schaffen, oder sie müssen sich in
naher Zukunft neue Tätigkeitsfelder, komparative Vorteile
und Märkte aufbauen. 

Es wird deutlich, dass, anstelle der politisch verzerrten re-
lativen Preise und geförderten Direktinvestitionen, ein ge-
staffelter und späterer Beitrittszeitpunkt ebenso ökonomisch
günstiger gewesen wäre wie eine ökonomische Integration
mit einer zugelassenen Migration. Die Migration von nicht
nur, aber auch von relativ wenig ausgebildeten Menschen
nach Deutschland hätte in diesem Arbeitsmarktsegment wie
bei den bisherigen EU-Erweiterungen den Lohndruck zwar
unmittelbar weiter verstärkt und bei sinkenden Löhnen die
Arbeitslosigkeit, mit oder ohne nationale Arbeitsmarktpoli-
tiken, erhöht. Aber sie hätte auch zu deutlich weniger Aus-
lagerungen, zu Unternehmensgründungen, zu Steuerein-
nahmen und sogar einer besseren Auslastung unserer öf-
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fentlichen Infrastruktur (Schulen etc.) bei Stärkung der hei-
mischen Nachfrage geführt. Die für uns positiven Migra-
tionseffekte haben wir so ausgeschlossen, die negativen
kommen jetzt zusätzlich in zwei Jahren. 

Es geht jetzt um den Rahmen, der die freie Entwicklung von
zukünftigen Vorteilen und Möglichkeiten, also von Chancen
absteckt. Aber angesichts der bestehenden Strukturpro-
bleme wird der Staat, gleich welcher Handlungsebene, bei
der hierzulande notwendigen Produktivitätssteigerung und
Neu-Dynamisierung, d.h. bei der Stärkung unserer dyna-
mischen Wettbewerbsfähigkeit u.a. bezüglich Innovation,
Qualität und Zuverlässigkeit kaum wirklich helfen. Man den-
ke an Konzepte wie die seit Jahren behinderte strukturell-
qualitative Zuwanderung oder an die verfehlte Forschungs-
und Bildungspolitik (einschl. der jetzigen Ideen wie Elite-
universitäten und Zentralisierung) oder an die katastropha-
len Fälle der Infrastruktur- und Industriepolitik. Nennenswert
helfen werden auch nicht mehr die viel zu spät und zu spär-
lich kommenden staatlichen Lehr- und Forschungsgelder
bei einer Verteilung nach politischen Schwerpunktvorstel-
lungen.

Wenn aber der Staat in vielen verlorenen Jahren gezeigt hat,
dass er den Strukturwandel mit immer weitergehenden Re-
gelungen und Bürokratie eher verzögert als beschleunigt,
besteht die Gefahr der EU-Erweiterung in den möglicher-
weise mit den EU-politisch initiierten ökonomisch-sinnvol-
len Aus- und Verlagerungen sowie Direktinvestitionen be-
ginnenden Gesamtverlagerung vieler Unternehmen und ei-
ner dann auf über 5 Mill. steigenden Arbeitslosigkeit. Folg-
lich kann eine anhaltende Wachstumsdynamik nur noch ent-
springen aus unserer »befreiten« bzw. wieder belebten Zi-
vilgesellschaft mit einer eigenständigen Kultur, getragen von
eigenverantwortlichen Individuen, d.h. von freien, unab-
hängigen und nicht bürokratisch gegängelten Unternehmern,
Selbständigen, Handwerkern sowie von Lehrern und Pro-
fessoren. 

Unsere in zu viele Lebensbereiche mit einer wachsenden
Bürokratie immer tiefer eingreifende Politik ist verbunden mit
einer anhaltend zu hohen Steuerbelastung gerade aus zu
hohen und weiter steigenden Kosten der politischen Koor-
dination i.w.S. (wir eröffnen immer neue Ämter, statt welche
zu schließen) bei einer Politik, die in vielen Bereichen zu-
nehmend auf wahlpolitische Prestigeprojekte und den fis-
kalischen Augenblick ausgerichtet zu sein scheint. 

Die Chance infolge der Osterweiterung mit dem regionalen
Outsourcing liegt im Druck auf Reduktion der Staatseingriffe
und Effizienz der Staatstätigkeit. Es bedarf der Entbüro-
kratisierung sowie damit der Entlastung der Markteinkom-
men, d.h. einer massiven Steuersenkung. Das eingetrete-
ne Verhältnis des Staates zu den Bürgern ist zu korrigie-
ren. Es scheinen ökonomische Freiheit, Eigenständigkeit

und offene Zukunftsfreude häufig nicht zu den politisch ak-
zeptierten Ressourcen und komparativen Vorteilen in
Deutschland zu zählen. Aber wir müssen sie dringend wie-
der beleben. Sie scheinen, das würde ein massives Out-
sourcing auch zeigen, zurzeit in den Beitrittsländern grö-
ßer zu sein. 
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Outsourcing bietet Chance für die 
Entwicklung von wettbewerbsstarken
europäischen Firmen

Der kleine Artikel, in dem die »Nachrichten für Außenhandel«
(NfA) vom 31. März 2004 über die Produktionsverlagerung
der Firma Prettl-Noma Systems GmbH berichteten, konnte
leicht übersehen werden. Das deutsch-amerikanische Joint
Venture mit Stammsitz in Neuruppin gehört zur Prettl Fir-
mengruppe und ist auf Systemlösungen für die Haushalts-
geräteindustrie spezialisiert. Die Firma beabsichtigt laut NfA,
76 der Beschäftigten zu kündigen und einen Teil der Pro-
duktion von der Region Ostprignitz-Ruppin nach Polen zu
verlagern. Kein ungewöhnlicher Weg: Seit den neunziger Jah-
ren reduzieren deutsche Firmen ihre Personalkosten durch
Lohnveredelung im grenznahen Ausland und agieren gleich-
zeitig näher an den neuen Märkten im Osten. Nicht zuletzt
durch die Äußerungen des DIHK-Präsidenten Ludwig Georg
Braun ist das Thema »Outsourcing« verstärkt in das Be-
wusstsein der Öffentlichkeit gerückt. Braun hatte einer deut-
schen Tageszeitung in die Feder diktiert, dass die Unterneh-
men nicht auf eine bessere Politik warten, sondern die Chan-
cen aus der EU-Osterweiterung aktiv nutzen sollten. Politi-
sche Kreise forderten prompt die soziale Verantwortung der
Unternehmen ein und bescherten uns eine unsachliche De-
batte über »unternehmerischen Patriotismus«.

Theorie und Praxis von internationalem 
Outsourcing

Die Idee des schlanken Betriebs realisieren viele Unterneh-
men, indem sie gesamte Produktions- oder Funktionsbe-

reiche an Fremdfirmen abgeben, wobei diese Fremdfirmen
teilweise extra zum Zweck der Auslagerung gegründet wer-
den. Was einmal mit Putzkolonnen begann, ist heute zu ei-
nem gut entwickelten System geworden. Insbesondere bei
internationalem Outsourcing, bei dem häufig ganze Pro-
duktionsstufen verlagert werden, hält der Aufwärtstrend
konstant an. Nicht immer erfüllen sich jedoch die Erwar-
tungen der Unternehmen. Zwar planen die Firmen die Kos-
ten der geringeren Produktivität bei Verlagerungen ins Aus-
land ein, meist fressen jedoch die ungeplanten Kosten ei-
nes unterschätzten Koordinationsaufwands die Einsparun-
gen aus der Auslagerung wieder auf. Dennoch hält der Trend
zur Verlagerung an. 

Allerdings steckt die Entwicklung zum Offshoring, bei dem
Unternehmen Teile ihrer Dienstleistung in Billiglohnländer
rund um den Globus exportieren, bei deutschen Firmen noch
in den Kinderschuhen. Vorreiter dieser Entwicklung sind
die großen High-Tech-Konzerne, Finanzdienstleister und Te-
lekommunikationsunternehmen, wobei neben der Lohn-
kosteneinsparung vor allem ein Qualitätssprung im Kun-
dendienst erreicht werden soll. Diese Entwicklung gilt es in
den nächsten Jahren weiter zu verfolgen. 

Aktuell treibt der Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit ihrer Pro-
dukte die kleineren und mittelgroßen Unternehmen in
Deutschland um, und dabei ist der Gedanke an Outsour-
cing naheliegend. Neben den neuen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union, in denen die Arbeitskosten rund 30% der
deutschen Arbeitskosten ausmachen, in manchen Regio-
nen auch nur 10%, stehen besonders die osteuropäischen
Nachbarländer jenseits der EU im Blickfeld der mittelstän-
dischen deutschen Unternehmen. Zunehmend akquirieren
deutsche – und andere ausländische – Unternehmen gan-
ze Firmen in Mittel- und Osteuropa und stehen anschließend
vor der Herausforderung des Postmerger-Managements,
bis das übernommene Unternehmen bestimmte Herstel-
lungsprozesse in der geforderten Qualität und als eigen-
ständiges Unternehmen erbringt und der Outsourcing-Pro-
zess abgeschlossen werden kann.

Die Diskussion um den Produktionsstandort Deutschland
bleibt kontrovers. Hohe Löhne, Lohnnebenkosten, Abga-
ben und Steuern werden generell dafür verantwortlich ge-
macht, dass Niedriglohnländer an Attraktivität gewinnen und
weitere Unternehmen über Produktions- oder Standorts-
verlagerungen nachdenken. Siegfried Roth, Ressortleiter
Branchenpolitik beim IG Metall-Vorstand, sieht das klare Kal-
kül bei einer bestimmten Gruppe von Wissenschaftlern, Ver-
bandsvertretern und Managern, die die politische Wende in
Deutschland beschleunigen und grundlegende Verände-
rungen bei den Arbeits- und Tarifbedingungen durchsetzen
wollen. Derweil sehen sich die Betriebe jeden Tag einem
wachsenden internationalen Wettbewerb ausgesetzt. Sie
entscheiden und handeln unternehmerisch, während poli-
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tische Zirkel und Interessengruppen ihre Argumente ge-
betsmühlenartig wiederholen.

Es gibt keine Statistik, die Abwanderungen von deutschen
Firmen und Arbeitsplätzen ins Ausland verlässlich misst. Le-
diglich lassen sich Rückschlüsse ziehen aus den Statisti-
ken über Auslandsinvestitionen deutscher Firmen. Dabei
steht fest, dass sich deutsche Unternehmen konstant und
zunehmend in den Märkten Mittel- und Osteuropa enga-
gieren. Das meint Global Player wie VW in Bratislava oder
Audi in Györ ebenso wie eine Vielzahl von kleineren und
mittelständischen deutschen Unternehmen, die bereits über
Repräsentanzen, Vertriebsniederlassungen oder auch Pro-
duktionsstätten verfügen. Insbesondere Wirtschaftszweige
mit hohen Lohnkostenanteilen und vergleichsweise gerin-
gen Qualifikationsanforderungen verlagern im Zuge der Op-
timierung ihrer Wertschöpfungsketten Produktionsstätten
nach Mittel- und Osteuropa. 

Laut Deutscher Bundesbank beschäftigen deutsche Unter-
nehmen 830 000 Mitarbeiter/innen in ihren mittel- und ost-
europäischen Tochtergesellschaften. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass der überwiegende Teil dieser lokalen Be-
schäftigten auch für die dortigen Märkte produziert. Die Be-
schäftigten deutscher Unternehmen selbst bilden in erheb-
lichem Umfang das neue Nachfragepotential für die dort ge-
fertigten Produkte, weil sie über ein sicheres Einkommen
verfügen. Milchmädchenrechnungen stellt derjenige an, der
behauptet, die 830 000 Arbeitsplätze seien aus Deutsch-
land verlagert. Lediglich rund 330 000 Produktionsarbeits-
plätze gingen durch Auslandsverlagerung in Deutschland
verloren. Diese Zahl beruht auf Schätzungen: Etwa 40% der
Auslandsbeschäftigten in der Exportproduktion können auf
Grundlage der Branchenstruktur deutscher Direktinvesti-
tionen in Mittel- und Osteuropa als »echte« Verlagerung an-
genommen werden. Da diese Zahl statistisch nicht nach-
gewiesen ist, erhitzen sich an ihr die Gemüter. Grundsätz-
lich sind sich die Forschungsinstitute einig über die Verlie-
rer von Verlagerung und Outsourcing ins Ausland: Arbeit-
nehmer mit niedrigen Qualifikationsprofilen in Deutschland. 

Outsourcing ist eine Option

Outsourcing ist eine von mehreren Optionen der Unterneh-
men, um ihre Chancen aus der EU-Ereiterung zu nutzen. Die
Unternehmensbefragung »EU-Osterweiterung – Erwartun-
gen und Strategien von Unternehmen« des RKW hat ge-
zeigt, dass die Mehrheit der deutschen sowie der mittel- und
osteuropäischen Unternehmen seit 1990 Geschäftsbezie-
hungen neu aufgebaut hat. Im Wesentlichen entstehen neue
Engagements nach wie vor durch Im- und Export, wobei
eine wachsende Zahl von Betrieben sowohl Lohnfertigung
als auch den Aufbau von Tochterunternehmen aufweist.
Interessante Möglichkeiten für künftige Geschäfte sehen die

deutschen Unternehmen vor allem in Polen und Tschechien,
ebenso im Baltikum und in Südosteuropa. Die bereits in Vor-
bereitung des EU-Beitritts erfolgten Anpassungen werten
die deutschen Unternehmen als noch nicht ausreichend. Sie
erwarten durch die europäische Integration erhebliche Ver-
besserungen bei zollrechtlichen Bestimmungen, im Zah-
lungsverkehr, bei der Durchsetzung verbindlicher Rechts-
grundlagen in den östlichen Erweiterungsländern sowie bei
der Einhaltung von Normen und technischen Standards.
Hingegen bewerten die befragten Unternehmen in den neu-
en EU-Mitgliedstaaten die Anpassungen der Rahmenbe-
dingungen in Vorbereitung des Beitritts als sehr weitreichend.
Nationale und EU-weite Wettbewerbsverschärfung be-
fürchten alle gleichermaßen, in Deutschland wie in den neu-
en Mitgliedstaaten. Arbeitskräfteabbau und Outsourcing ge-
hören zu den Unsicherheitsfaktoren. Verbesserte Koopera-
tionsmöglichkeiten und eine positive Exportentwicklung er-
hoffen sich die meisten Betriebe. Neben dem Aufbau von
Kooperationen wollen sich die Unternehmen verstärkt um
die Qualitätssteigerung im eigenen Unternehmen kümmern.
Ihre strategischen Ziele sieht die Mehrzahl der Unternehmen
in Partnerschaften mit Unternehmen aus dem eigenen Land,
in lokalen Partnerschaften und im Aufbau von eigenen
Niederlassungen und Vertriebseinrichtungen in den einzel-
nen Ländern. 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass Outsourcing als Stra-
tegie der mittelständischen Unternehmen keine entschei-
dende Rolle spielt. Im Mittelpunkt des Interesses steht die
strategische Markterschließung, wenn die Firmen neue En-
gagements aufbauen. Outsourcing wird jedoch durchaus
als erforderlich angesehen, wenn die aktuelle Produktions-
kostenstruktur einen hohen Personalkostenanteil als Fix-
kosten ausweist. Dies ergaben Interviews mit den Ge-
schäftsführern einer kleineren Zahl von Unternehmen, die
das RKW im Rahmen eines EU-Projekts befragte.

Positionierung der alten und neuen EU-Staaten

Mit Outsourcing wird in der politischen Diskussion vor al-
lem der Ausschnitt des unternehmerischen Handelns the-
matisiert, in dessen Folge Arbeitsplätze verlagert werden.
Der Verteilungskampf um Beschäftigung und die sozialen
Kosten der hohen Arbeitslosigkeit überlagert die Ausein-
andersetzung mit den unternehmerischen Argumenten. In
den Arbeitslosenstatistiken der neuen EU-Mitgliedstaaten
weisen Ungarn, Slowenien eine geringere Arbeitslosenquo-
te auf als der Durchschnitt der EU-15 von 8%, Tschechien
trifft die EU-15-Quote genau. Polen mit 19,1% und die Slo-
wakei mit 16,6% Arbeitslosigkeit führen die Negativliste an.
Die Staatseinnahmen liegen in fast allen mittel- und osteu-
ropäischen Ländern unter den Staatsausgaben, die öffent-
liche Neuverschuldung wächst in den neuen EU-Mitglied-
staaten. Während der Durchschnittswert der EU-Länder
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2003 bei 2,7% des BIP lag, brachte es Tschechien auf ei-
nen Spitzenwert von 8%. Seit Jahren ist in Mittel- und Ost-
europa der Wettbewerb um ausländische Investoren ent-
brannt. Niedrige Löhne sollen private Investoren anlocken,
zusätzlich sollen attraktive Steuersätze ihre Wirkung entfal-
ten. Niedrige Steuersätze bei den Einkommen- und Unter-
nehmenssteuern bringen den Ländern eindeutige Vorteile
im internationalen Standortwettbewerb. Eine gewaltige
Standortoffensive im Bereich der Ertragsbesteuerung setzt
die westlichen Nachbarländer unter Druck:

• Die slowakische Regierung hat 2004 die Körperschaft-
und Einkommensteuer auf einheitlich 19% verringert.

• Polen hat die Körperschaftsteuer 2003 von 27 auf 19%
gesenkt.

• Ungarn will die Körperschaftsteuer auf 12% reduzieren.
• Die Tschechische Republik beabsichtigt, die Körper-

schaftsteuer auf 24% zu senken.

Die Rechnung scheint zumindest für einige Länder aufzu-
gehen, denn immer mehr Unternehmen aus dem Ausland
entdecken zum Beispiel die Slowakei. Das wachsende Inter-
esse lässt sich auf eine Reihe von Gründen zurückführen.
Dazu gehören die erwartete Verbesserung der wirtschafts-
politischen Rahmenbedingungen durch den EU-Beitritt, be-
sonders günstige Produktions- und Lohnkosten, unterneh-
mensfreundliche Wirtschaftspolitiken, das einfache Steuer-
recht, eine vergleichsweise geringe Steuerbelastung und
schließlich das große Engagement der einheimischen Wirt-
schaftsförderer. 

Die Regionalpolitik und die Regionalförderung in Europa las-
sen den einzelnen Mitgliedstaaten innerhalb der Grundsät-
ze wie beispielsweise der Konzentration der Förderung auf
besonders strukturschwache Regionen viel Spielraum, unter-
nehmensfreundliche Strukturen zu etablieren. In Deutsch-
land fordern insbesondere die an Polen und an die tsche-
chische Republik angrenzenden Bundesländer über das EU-
Programm für Grenzregionen hinaus Finanzmittel von Bund
und EU, um die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen und
Wirtschaftszweige zu verbessern. Die Sorgen in den öst-
lichen Bundesländern über Outsourcing und Abwanderung
ganzer Unternehmen werden verstärkt durch den erwarte-
ten, aber schwer in Zahlen zu fassende Zustrom an Ar-
beitskräften aus den Nachbarländern.

Strategische Entscheidung statt Schielen auf 
Kostenvorteile

Kostenvorteile und steuerliche Anreize in den neuen EU-Mit-
gliedstaaten sind zu wenig als Begründung für Auslagerun-
gen von Produktionsteilen oder Outsourcing von Unterneh-
mensfunktionen jenseits des Kerngeschäfts. Outsourcing
muss zur individuellen unternehmerischen Strategie passen

und lässt sich kaum verallgemeinern. Lediglich Unterneh-
men, die die Preisführerschaft für ein Produkt oder eine
Produktkette anstreben, müssen über ein umfangreiches
Outsourcing-Programm nachdenken. Diese Unternehmen
verlagern ihre Produktion jedoch kaum noch in die neuen
EU-Mitgliedstaaten, in denen die Lohnkostenanpassung ver-
gleichsweise schnell voranschreitet, sondern wählen Stand-
orte in Billiglohnländern wie der Ukraine. 

Für die Mehrzahl der deutschen Unternehmen kommt ein
gezieltes Outsourcing in begrenztem Umfang jedoch durch-
aus in Frage. Erfolgreich kann dies sein, wenn die Kosten-
vorteile durch das Auslandsgeschäft zur Stabilisierung des
Kerngeschäfts am deutschen Standort genutzt werden, zum
Beispiel kann das Unternehmen seine neuen Erfahrungen
im Ausland zu einer Markterschließungsstrategien weiter-
entwickeln. 

Die Entscheidung sollte gut überlegt und nach sorgfältiger
Planung getroffen werden, um falsch bewertete Risiken zu
vermeiden. Die Zahlen der jährlichen Rückverlagerungen aus
dem Ausland zeigen, dass allzu häufig nur der Kostenfak-
tor die entscheidende Rolle spielte und strategische Erwä-
gungen bei der Planung zu kurz gekommen sind. Das Ver-
hältnis von Rückverlagerungen zu Outsourcing-Aktivitäten
hat sich seit 1997 kontinuierlich von 1:6,5 auf 1:3 im Jahr
2001 verschoben. In der Automobilzulieferindustrie kommt
auf zwei verlagernde Firmen schon eine, welche die Pro-
duktion aus dem Ausland wieder zurückholt. Die Rück-
kehrmotive sprechen eine deutliche Sprache: In erster Linie
mangelt es trotz teilweise hervorragend ausgebildeter Fach-
kräfte, insbesondere Ingenieure, in den neuen EU-Mitglied-
staaten an der dauerhaft hohen Qualität. Weitere Gründe
sind zu hohe Koordinationskosten, mangelnde Flexibilität
sowie Probleme bei der Steuerung der Kapazitätsauslas-
tung. Für Unternehmen, die auf ständige Innovationen an-
gewiesen sind, ist das Auseinanderfallen von Produktion
im Ausland und Forschung und Entwicklung am Heimat-
standort besonders gefährlich. Werden die Transferkosten
für Abstimmungs- und Koordinationsleistungen eingespart
oder unterschätzt , kann die Innovationsfähigkeit und da-
mit der Unternehmensbestand gefährdet sein. Generell wer-
den die Möglichkeiten und Optimierungspotentiale am Hei-
matstandort unterschätzt, in der Folge werden die Out-
sourcing-Potentiale gelegentlich überbewertet. Unter an-
derem beschäftigt sich das Fraunhofer Institut für System-
technik und Innovationsforschung mit entsprechenden
Standortanalysen.

Das RKW kennt inzwischen viele positive Beispiele für er-
folgreich weiterentwickelte Outsourcing-Prozesse. Eine gan-
ze Reihe von mittelständischen Unternehmen hat gute Er-
fahrungen in Mittel- und Osteuropa gemacht. Anfangs als
Outsourcing zur reinen Lohnveredelung geplante Koopera-
tionen mit einheimischen Herstellern werden häufig in ech-
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te Kooperationen überführt. Ein polnisches Unternehmen
hat beispielsweise seine Kontakte nach Estland genutzt, um
gemeinsam mit dem deutschen Partner ein neues Unter-
nehmen im Baltikum zu gründen. Die ursprünglich geplan-
te Produktionsverlagerung hat dazu geführt, dass zwar in
Deutschland weniger Produktionsmitarbeiter beschäftigt
werden, insgesamt beschäftigt das Unternehmen nach drei
Jahren des Auslandsengagements jedoch mehr Mitarbei-
ter in Deutschland als vor seinen Auslandsaktivitäten. 

Outsourcing in die neuen EU-Mitgliedstaaten birgt für mittel-
ständische deutsche Unternehmen zum einen die darge-
stellten Risiken, zum anderen bietet es die Chance, dass Fir-
men sich in wettbewerbsstarke, europäische Organisatio-
nen entwickeln. Gering qualifizierte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Ländern mit hohen Produktionskosten wie
Deutschland sind die Benachteiligten dieser Entwicklung.
Debatten über »unternehmerischen Patriotismus« helfen
jedoch weder den benachteiligten Beschäftigten noch ma-
chen sie unsere Betriebe wettbewerbsfähig. Es gilt daran zu
arbeiten, dass Beschäftigte wie Unternehmer europäisch
denken, leben und handeln. 

Das Rad nicht zu weit drehen: Von der
Suche nach der wirtschaftlich 
sinnvollen Leistungstiefe

Derzeit wird das Thema »Outsourcing« im Zuge einer neu
entflammten Debatte um die Wettbewerbsfähigkeit des
Wirtschaftsstandorts Deutschland sehr intensiv diskutiert.
Dabei bleiben notwendige sachliche Differenzierungen
manchmal auf der Strecke. Die Schlagworte »Outsour-
cing«, »Produktionsverlagerung« und »Arbeitsplatzexport«
werden in einem Atemzug genannt und miteinander
vermengt. 

Auch wird bei der Outsourcing-Diskussion nicht immer klar
gestellt, auf welche betrieblichen Leistungsbereiche sie sich
bezieht. Die Prozesse sind jedoch höchst unterschiedlich,
je nachdem, ob die Auslagerung interner Dienstleistungs-
bereiche wie Buchhaltung, Personalverwaltung oder EDV,
die externe Vergabe kundennaher Dienstleistungen wie Lo-
gistik oder Instandhaltung oder das Outsourcing von Pro-
duktions- oder Entwicklungsleistungen zur Disposition steht.
Derzeit wird beispielsweise das »Offshoring« von IT-Dienst-
leistungen zu günstigen und zunehmend kompetenten An-
bietern aus Asien, insbesondere aus Indien und China, in-
tensiv diskutiert. Nicht selten wird aber schlichtweg nicht
klar abgegrenzt, um welche Leistungsbereiche der Unter-
nehmen sich die Diskussion rankt.

Insgesamt wäre es wünschenswert, wenn in der polarisier-
ten Diskussion, die oftmals anhand einzeln herausgegriffe-
ner Firmenbeispiele geführt wird, öfter auf belastbare Fak-
ten zum realen Ausmaß und den Effekten betrieblicher Out-
sourcing-Aktivitäten rekurriert würde. Die repräsentativen
Daten der alle zwei Jahre stattfindenden Erhebung »Inno-
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vationen in der Produktion« des Fraunhofer ISI, an der sich
jeweils ca. 1 500 Betriebe des deutschen Verarbeitenden
Gewerbes beteiligen, erlauben eine solche Einordnung. Die
Befunde zur Auslagerung von Fertigungs- und Entwick-
lungsleistungen vermitteln differenzierte Einsichten, die die
öffentliche Debatte um folgende sechs Positionen bereichern
können.

1. Die Industrie setzt trotz gängiger Outsourcing-
Praxis auch weiterhin auf eine hohe Eigen-
leistungstiefe

Wie die Daten der ISI-Erhebung zeigen, ist das Outsourcing
von Fertigungs- und Entwicklungsleistungen in den Betrie-
ben des deutschen Verarbeitenden Gewerbes gängige Pra-
xis (Kinkel und Lay 2003, 3 ff.). So haben zwischen 1999
und 2001 41% der Betriebe Fertigungsleistungen ausgela-
gert. Damit war das Fertigungs-Outsourcing in diesem Zeit-
raum sogar verbreiteter als die intensiv diskutierte Ausla-
gerung von EDV-Aktivitäten, die von 28% der Betriebe prak-
tiziert wurde. Mit 26% folgt die Fremdvergabe von Ent-
wicklungsleistungen an Dritte. Die Höhe diese Werts über-
rascht, gilt doch die Produktentwicklung in vielen Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes unbestreitbar als
Kernkompetenz. 

Die ausgewiesenen Quoten outsourcender Betriebe rela-
tivieren sich jedoch, setzt man sie zu den verbleibenden
Eigenleistungsanteilen in Bezug. Mit dem Ziel, sich strikt
auf die eigenen Kernkompetenzen zu beschränken, wur-
de die konsequente Reduktion der Leistungstiefe in eini-
gen Branchen zum treibenden Leitbild. Von den großen
Automobilherstellern weiß man, dass sie teilweise schon
Fertigungstiefen unter 305 realisiert haben. Von diesem
Leitbild ist das Verarbeitende Gewerbe in Deutschland –
zu Recht, wie die Analysen zu den Effekten zeigen wer-
den – noch weit entfernt. Mit 75% ist die mittlere Ferti-
gungstiefe sehr viel höher als gemeinhin angenommen.
Im Zweijahresvergleich von 2001 zu 1999 zeigt sich ein
leichter, aber signifikanter Rückgang der Fertigungseigen-
leistung um 2 Prozentpunkte. Ob dieses langsame Ab-
schmelzen der Eigenleistungsanteile auch über einen län-
geren Zeitraum von 10 bis 20 Jahren Bestand haben wird,
muss an dieser Stelle offen bleiben.

Bei Entwicklungsleistungen beträgt der Eigenleistungsanteil
der Firmen des Verarbeitenden Gewerbes 69%. Er liegt da-
mit knapp unterhalb des Eigenleistungsanteils im Ferti-
gungsbereich. Im Gegensatz zur Fertigungstiefe hat sich die
Eigenleistungsquote bei der Produktentwicklung seit 1999
um 2 Prozentpunkte erhöht. Die eigene Entwicklung schei-
nen die Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes damit zu-
nehmend als Kernkompetenz zu verstehen, die es im Haus
zu halten bzw. wieder einzuholen gilt. 

Interessante Einblicke gewährt die Differenzierung der Ei-
genleistungsanteile nach Branchen. Durch hohe Entwick-
lungseigenanteile zeichnen sich insbesondere die Chemi-
sche Industrie und die Betriebe der Medizin-, Mess-, Steu-
er- und Regelungstechnik (jeweils 81% Entwicklungseigen-
anteil) sowie der Maschinenbau (74%) aus. Hersteller von
Gummi- und Kunststoffwaren verfügen über eine unter-
durchschnittliche Entwicklungstiefe (61%). Diese Werte er-
klären sich partiell daraus, dass die Entwicklung der in der
kunststoffverarbeitenden Industrie benötigten Formen viel-
fach in spezialisierten Formenbaufirmen erfolgt. Den ge-
ringsten mittleren Entwicklungseigenanteil weisen die wenig
forschungsintensiven Hersteller von Metallerzeugnissen mit
56% aus. 

Die Chemische Industrie weist auch die größte Fertigungs-
tiefe auf. Mit 85% liegt sie vor den Herstellern von Metaller-
zeugnissen und den Herstellern von Gummi- und Kunst-
stoffwaren mit jeweils knapp 80%. Diese Quoten erklären
sich dadurch, dass in allen drei Branchen die Prozesstech-
nik eine wesentliche Kernkompetenz darstellt. Am unteren
Ende der Rangreihe rangiert der Maschinenbau mit 68%
Fertigungseigenanteil. Hier stellt sich die vertiefend zu unter-
suchende Frage, ob Maschinenbauer extensiver als ande-
re Branchen Fertigungskapazitäten auf ihre Zulieferer über-
tragen, um damit mechatronische Komponenten, die sie
(noch) nicht selbst herstellen können, besser integrieren zu
können.

2. Motive für das Outsourcing: Operative 
Verbesserungen dominieren über strategische
Weichenstellungen

Sowohl für Fertigungs- wie auch für Entwicklungsleistun-
gen nennen drei Viertel der auslagernden Betriebe die
Erwartung günstigerer Kosten beim externen Spezialisten
als treibende Kraft. Damit dominiert dieses Motiv ge-
meinsam mit der flexiblen Abpufferung eigener Überlast-
situationen, das jeweils zwei Drittel der Betriebe anführen.
Die Einschätzung, dass der Outsourcing-Partner die Leis-
tung kompetenter erbringen kann als der eigene Betrieb,
ist insbesondere bei der Vergabe von Entwicklungsleis-
tungen (46%) ein treibendes Motiv, weniger jedoch für Fer-
tigungsleistungen (38%). Entgegen gängiger Meinungen
nutzt dagegen nur etwa ein Fünftel Betriebe das Out-
sourcing, um das eigene Leistungsspektrum aus strate-
gischen Gesichtspunkten auf eigene Kernkompetenzen
zu reduzieren. Die vielfach kolportierte strategische Orien-
tierung von Outsourcing-Initiativen entpuppt sich vor die-
sem Hintergrund als nicht belastbar. In der betrieblichen
Realität dominieren bei diesem wichtigen Thema opera-
tive Kosten- und Kapazitätsoptimierungsüberlegungen
und nicht mittel- bis langfristige strategische Weichen-
stellungen.
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3. Outsourcing ist nicht gleich Auslands-
verlagerung

An dieser Stelle gilt es zu verdeutlichen, dass bei den bis-
herigen Fakten zum Ausmaß und den Motiven der Out-
sourcing-Aktivitäten im deutschen Verarbeitenden Gewer-
be nicht zwischen nationalen und internationalen Auftrags-
vergaben differenziert wurde. Auch hier wird in Diskussio-
nen nicht immer sauber argumentiert. Nicht selten ver-
schwimmen schnell die Grenzen zwischen dem Outsour-
cing-Begriff an sich und der grenzüberschreitenden Di-
mension, die nur einen spezifischen Teilaspekt darstellt.
Manchmal wird der Eindruck vermittelt, jede extern verge-
bene Leistung wandere automatisch und unwiederbring-
lich ins Ausland ab. Auch hier tut eine faktenbasierte Diffe-
renzierung Not.

Wie die Daten der ISI-Erhebung zeigen, haben 21% der
Betriebe der Metall- und Elektroindustrie zwischen 1999 und
2001 Produktionsverlagerungen ins Ausland vorgenommen.
Diese Quote setzt sich aus grenzüberschreitenden Out-
sourcing-Aktivitäten zu unternehmensexternen Partnern und
aus Verlagerungen von Produktionskapazitäten an eigene
Auslandsstandorte zusammen. Der Anteil aller Firmen, die
in den Jahren 1999 bis 2001 ein grenzüberschreitendes Fer-
tigungs-Outsourcing betrieben haben, liegt bei 11%. Die
restlichen 10% der Betriebe verlagerten Fertigungskapa-
zitäten ausschließlich an eigene Auslandsstandorte. Aus-
gehend von den zuvor genannten insgesamt 41% Ferti-
gungs-Outsourcing betreibenden Betrieben (s. Position 1)
wird zudem deutlich, dass 30% aller befragten Betriebe Fer-
tigungsleistungen ausschließlich an nationale Auftragneh-
mer vergeben haben.

Um die Quote der Produktionsverlagerungen ins Ausland
richtig einordnen zu können, lohnt ein Blick auf die Ent-
wicklung seit 1995. Demnach stieg der Anteil der Betriebe,
die im Zweijahreszeitraum zuvor Produktionsverlagerungen
vorgenommen haben, von 18% im Jahr 1995 über 26%
1997 auf 30% 1999 stetig an. Zum Betrachtungszeitpunkt
2001 war erstmalig seit 1995 ein Rückgang der Produk-
tionsverlagerungen zu verzeichnen. Durch die Deutlichkeit
der Abschwächung auf 21% verlagernder Firmen ist damit
fast schon wieder die Verlagerungstendenz von 1995 er-
reicht (Kinkel, Jung Erceg und Lay 2002, 9). Die Welle weiter-
hin zunehmender Produktionsverlagerungen ins Ausland
scheint zunächst gebrochen.

Für den Aufbau eigener Produktionsstandorte im Ausland
spielen andere Motive als beim Fertigungs-Outsourcing ei-
ne gewichtige Rolle. Zwar ist auch hier die Reduktion der
Faktorkosten, insbesondere der Personal- und Personal-
nebenkosten, mit 65% das meistgenannte Motiv. An zwei-
ter Stelle folgt aber schon die Markterschließung durch Pro-
duktion vor Ort (60%), gefolgt von der Produktion in un-

mittelbarer Nähe ausländischer Schlüsselkunden (34%). Be-
merkenswert ist, dass Steuern, Abgaben und Subventio-
nen, die nur von 21% der Auslandsproduzenten genannt
wurden, entgegen der verbreiteten Meinung nicht zu den
wichtigsten Beweggründen für die Auslandsansiedlung der
Produktion zählen. 

Interessante Vergleiche lassen sich zwischen ausländischer
Produktionsvergabe und ausländischen FuE-Ausgaben deut-
scher Unternehmen ziehen. Nach einem Gutachten des DIW
halten sich die FuE-Ausgaben deutscher Unternehmen im
Ausland (11,9 Mrd. q im Jahr 2001) und die FuE-Ausgaben
ausländischer Unternehmen in Deutschland (11,5 Mrd. q) in
etwa die Waage (Belitz 2004, 44). Von den insgesamt 6,1
Mrd. q, die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes im
Jahr 2000 für extern vergebene FuE-Dienstleistungen aus-
gegeben haben, entfallen nach einer Analyse des ifo Insti-
tuts gut 1 Mrd. q und damit ein Sechstel auf ausländische
Dienstleister (Koschatzky, Reinhard und Grenzmann 2003,
67 ff). Bei outgesourcten Produktionsleistungen liegt der Be-
triebsanteil, der auch ausländische Auftragnehmer beauftragt,
wie gezeigt bei etwa einem Viertel (11 von 41%). Für FuE
und Produktion ähnliche Relationen lassen sich dagegen für
den Anteil konzerninterner Auslandsvergaben errechnen. So-
wohl der Anteil der an konzerneigene Unternehmen verge-
benen FuE-Volumina an allen ins Ausland vergebenen FuE-
Aufträgen wie auch der Betriebsanteil mit ausländischen Pro-
duktionsvergaben, die ausschließlich an eigene Betriebs-
stätten im Ausland erfolgten, beträgt ziemlich genau 50%.

4. Auslandsverlagerung und Outsourcing sind
keine Einbahnstraßen

Um das Ausmaß von Produktionsverlagerungen ins Ausland
richtig einordnen zu können, gilt es die Quote der parallel statt-
findenden Rückverlagerungen zu beachten. Zwischen 1999
und 2001 haben 7% aller befragten Betriebe Produktion aus
dem Ausland zurück nach Deutschland verlagert. Diese Quo-
te hat sich im Zeitverlauf von 4% 1997 auf 7% 1999 nahezu
verdoppelt und blieb 2001 auf diesem Niveau stabil. Damit
kam 2001 auf jeden dritten Verlagerer1 schon ein Rückverla-
gerer der Produktion. 1997 lag dieses Verhältnis noch bei
6,5 zu 1 (Kinkel und Wengel 1998, 3 ff.). 

Die Quote von 7% Rückverlagerern der Produktion diffe-
renziert sich wie folgt aus: Nur etwa 1% aller Firmen haben
Fertigungsleistungen von externen ausländischen Auftrag-
nehmern zurückgeholt. Die restlichen 6% holten Produk-
tionskapazitäten ausschließlich aus eigenen Auslands-
standorten zurück. Flexibler sind Auftragsvergaben an ex-
terne nationale Fertigungsspezialisten, die von 10% der
Betriebe wieder reintegriert wurden. 
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Insgesamt haben demnach 11% der Betriebe des Verar-
beitenden Gewerbes zwischen 1999 und 2001 ein Ferti-
gungs-Insourcing betrieben.2 Im gleichen Zeitraum haben
13% der Betriebe Entwicklungsleistungen wieder von ex-
ternen Dienstleistern eingeholt. Sowohl bei Produktions-
verlagerungen wie auch beim Fertigungs- und Entwicklungs-
Outsourcing gibt es also auch einen »Weg zurück«.

Die steigende Rückverlagerer zu Verlagerer-Ratio zeigt, dass
viele Auslandsverlagerungen von Fertigungsleistungen nicht
die in sie gesetzten Erwartungen erfüllen. Die Gründe für ent-
täuschte Rückverlagerungen sind dabei zumeist bei Einbu-
ßen in den kritischen Wettbewerbsfaktoren Flexibilität und
Qualität zu suchen, die von jeweils etwas mehr als 50% der
Rückverlagerer im Standortentscheidungsprozess unzurei-
chend berücksichtigt wurden. Auf den Plätzen 3 und 4 der
Argumente folgen die Auslastung eigener Fertigungskapa-
zitäten zuhause mit 45% sowie unerwartet hohe Koordina-
tionskosten mit 36%. Die Gewichtung der Gründe entspricht
damit ziemlich genau dem Bild, das sich für das weitgehend
nationale Fertigungs-Insourcing auch zeigt. Lediglich die
hohen Gemeinkosten für die Koordination stellen eine Be-
sonderheit der ausländischen Fertigungsvergabe dar, die bei
der Entscheidungsfindung im Voraus vielfach nicht ange-
messen berücksichtigt wird.

Etwas anders gelagert sind die Gründe für ein Insourcing
von Entwicklungsleistungen. Auch hier entfallen jeweils et-
was mehr als 50% der Nennungen auf die unzureichende
Qualität der extern erbrachten Leistungen und die mangelnde
Flexibilität der Partner. Dagegen ist die höher eingeschätz-
te eigene Kompetenz bei der Leistungserstellung signifi-
kant häufiger für das Insourcing von Entwicklungsleistungen
treibend (55%) als für Fertigungsleistungen (45%). Insbe-
sondere bei der Entwicklung scheinen sich nicht alle Hoff-
nungen, die auf fremde Spezialkompetenzen setzen, zu er-
füllen (Kinkel und Lay 2003, 3 ff.).

5. Die Strategie macht‘s: Produktions-
verlagerungen führen nicht zwangsweise 
zu Arbeitsplatzverlusten in Deutschland

In der öffentlichen Diskussion wird oftmals argumentiert, Pro-
duktionsverlagerungen ins Ausland gingen automatisch mit
einem Beschäftigungsverlust in gleicher Höhe am deutschen
Standort einher. Diese Argumentation greift sicherlich zu
kurz. Wie die Ergebnisse der ISI-Erhebung zeigen, hängen
die Beschäftigungseffekte für den inländischen Betrieb stark
von der Strategie ab, die Unternehmen mit ihrer Auslands-
produktion verfolgen. Stehen kostengetriebene Verlage-
rungen in Niedriglohnländer im Mittelpunkt, weisen die in-

ländischen Betriebsstätten im Mittel tatsächlich einen Be-
schäftigungsverlust aus. 

Steht dagegen die Erschließung des lokalen Marktes durch
Produktion vor Ort im Mittelpunkt der Verlagerungsstrategie,
sind auch im Inland Beschäftigungszuwächse zu verzeich-
nen (Kinkel und Wengel 1998, 10 f.). Auch Unternehmen,
die erfolgreich Produktionsstandorte im Auslandsmarkt auf-
bauen konnten und bei Bedarf Fertigungsvolumen flexibel
an den jeweils geeignetesten Standort verteilen, erreichen in
Deutschland einen positiven Beschäftigungssaldo. Offen-
sichtlich gelingt es diesen Betrieben, über ihre Produktion im
Absatzmarkt auch die Umsatzentwicklung des deutschen Be-
triebs anzukurbeln und Win-Win-Situationen herzustellen, die
sich auch auf die Beschäftigungssituation in Deutschland po-
sitiv auswirken. Zwischen 1998 und 2000 haben Betriebe die-
ses Typs schätzungsweise mehr als 80 000 Arbeitsplätze in
Deutschland geschaffen (Kinkel, Jung Erceg und Lay 2002,
11). Einschränkend gilt es klarzustellen, dass in der ISI-Er-
hebung nur Verlagerungen von Teilkapazitäten ins Ausland
betrachtet werden können. Wanderte der komplette Betrieb
ins Ausland ab, konnte dies nicht erfasst werden. Solche Kom-
plettverlagerungen stellen aber eher Ausnahmen dar.

6. Schlanker heißt nicht unbedingt fitter: Auf der
Suche nach dem wirtschaftlich sinnvollen Maß 

Dass die Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes von Ei-
genleistungsanteilen unter 30% zu Recht noch weit ent-
fernt sind, zeigen die Zusammenhänge zwischen Fertigungs-
bzw. Entwicklungstiefe und betrieblichen Leistungsindika-
toren. Insbesondere Hersteller komplexer Produkte weisen
im Mittel die signifikant kürzesten Durchlaufzeiten auf, wenn
sie Fertigungstiefen von über 90% realisieren und damit zum
oberen Drittel zählen. Bei Betrieben mit Fertigungstiefen
unter 70% manifestieren sich die höheren Aufwände für die
Lieferantenkoordination in deutlich längeren Durchlaufzei-
ten. Dass diese Abstimmungsnotwendigkeiten nicht nur Zeit,
sondern auch Geld kosten, zeigen die jeweils erzielten Um-
satzrenditen. Über alle Produktkomplexitäten und Serien-
größen wird deutlich, dass geringe Fertigungstiefen mit
schmäleren Renditen einher gehen.

Auch hohe Eigenleistungsanteile im Entwicklungsbereich
gehen mit vorteilhaften Leistungsparametern einher. Insbe-
sondere forschungsintensivere Betriebe mit einem FuE-Aus-
gabenanteil von mehr als 5% am Umsatz tätigen deutlich
höhere Umsatzanteile mit Produktinnovationen, wenn sie
auf hohe Eigenentwicklungsanteile von 70% und mehr set-
zen. Weniger forschungsintensive Betriebe weisen im Durch-
schnitt mit über 7% dann die höchsten Umsatzrenditen vor
Steuern auf, wenn sie die für die Entwicklung erforderlichen
Kapazitäten zu 100% im Haus halten und ganz auf Out-
sourcing verzichten. 
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Fazit: Neue Perspektiven durch die 
EU-Osterweiterung – Gefahr oder Chance?

Die Bilanz der kalkulierten Kosteneinsparungen des Ferti-
gungs- oder Entwicklungs-Outsourcing im Vergleich zu den
erkauften Abhängigkeiten und Koordinierungsaufwänden
fällt bei vielen Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes nicht
eindeutig positiv aus. Die Firmen scheinen im Zuge der Kern-
kompetenzorientierung manchmal über das wirtschaftliche
sinnvolle Maß des Outsourcing hinaus gegangen zu sein –
und müssen teilweise wieder zurückrudern. Einige Groß-
unternehmen warnen schon, dass durch eine übermäßige
Auslagerung von FuE-Ressourcen die technologische Kom-
petenz verloren gehen könnte. Insbesondere bei technolo-
gieintensiven Unternehmen zeichnen sich daher bereits ge-
zielte Insourcing-Strategien ab (Koschatzky, Reinhard und
Grenzmann 2003, 173). Insgesamt verfestigt sich ein Bild,
wonach sich deutsche Industrieunternehmen in Wellenbe-
wegungen ihrem jeweiligen Eigenleistungsoptimum nähern,
ähnlich den verschiedenen Managementmoden, denen man-
che Unternehmen anfänglich zu weit folgen.

Solche tastenden Trial-and-error-Prozesse sind gesamt- und
einzelwirtschaftlich sicher nicht optimal, aber auch nicht
gänzlich zu verhindern. Gerade Forschung und Entwicklung
zeichnet sich ja durch solche Versuche aus – sonst hätte
sie ihren Namen nicht verdient. Gefährlich werden solche
Prozesse aber insbesondere dann, wenn Unternehmen ten-
denziell schon weit in eine Richtung fortgeschritten sind und
durch externe Entwicklungen dazu ermutigt werden, mit ei-
nem bestimmten Fokus weiter in diese Richtung zu gehen. 

In diesem Sinne kann die EU-Osterweiterung eine Gefahr dar-
stellen. In der Vergangenheit waren Auslandsproduktionen in
Osteuropa sehr stark von Kostengesichtspunkten dominiert
(85%), die Markterschließung folgte erst weit zurück an zwei-
ter Stelle (54%). In Osteuropa wurden eher Niedriglohnländer
als zukünftige Wachstumsmärkte gesehen. Trifft diese Ein-
schätzung in dieser Schärfe auch für die EU-Beitrittskandida-
ten zu, dann besteht tatsächlich die Gefahr, dass weitere Be-
triebe kostengetriebene Produktionsverlagerungen in diese
Staaten planen und durchführen werden. Gefährlich ist dies
deshalb, da solche Verlagerungen mit einem höheren Risiko
des Scheiterns behaftet sind als marktorientierte Strategien,
gemessen an der Quote enttäuschter Rückverlagerer. Gleich-
zeitig gehen sie mit negativen Beschäftigungseffekten für den
Produktionsstandort Deutschland einher.

Die EU-Osterweiterung birgt aber auch große Chancen für
die deutsche Industrie. Gelingt es, noch nicht bearbeitete
»neue« Märkte, gegebenenfalls durch den Aufbau einer Pro-
duktion vor Ort, zu erschließen, dann sind positive Rück-
kopplungseffekte für den deutschen Betriebsstandort wahr-
scheinlich. Win-Win-Situationen können entstehen. Um die-
se Chancen bestmöglich nutzen zu können, muss Klarheit

geschaffen werden, welche Risiken damit verbunden sein
können – denn jede Chance birgt immer auch Risiken. Für
Auslandsproduktionen in den EU-Beitrittsländern gilt es ins-
besondere realistisch einzuschätzen,

• wie schnell die Marktentwicklung, aber auch die Anglei-
chung des Lohn- und Gehaltsniveaus voranschreiten wird,

• wie hoch die Koordinations-, Betreuungs- und Anlauf-
kosten einer Produktion vor Ort, die oftmals deutlich unter-
schätzt werden oder gar außen vor bleiben, maximal sein
dürfen, 

• welche Kosten für den Aufbau der notwendigen Netz-
werke vor Ort entstehen können sowie

• welche unausgeschöpften Potentiale der deutsche Stand-
ort noch bietet, gewisse Prozesse effizienter und evtl.
mit geringeren Investitionen als eine Produktion vor Ort
zu erbringen.

Im vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
im Rahmenkonzept »Forschung für die Produktion von mor-
gen« geförderten und vom Projektträger Produktion und Fer-
tigungstechnologien (PFT) betreuten Verbundprojekt BESTAND
wurden Instrumente entwickelt, die Unternehmen helfen kön-
nen, die oben genannten Chancen und Risiken einer geplan-
ten Auslandsproduktion fundiert gegeneinander abzuwägen.
Die Anwendung dieser Instrumente für konkret anstehende
Standortentscheidungen ist prinzipiell bei allen interessierten
Industrieunternehmen möglich (Kinkel 2004a; 2004b).
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Räumungsverkauf bei der Deutschland AG?

Ausverkauf oder ökonomische Rationalität?

Anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, »Brain Drain«, »Bildungs-
misere« und »Reformstau«. Die Verunsicherung ist groß in
Deutschland. Vor dem Hintergrund der anstehenden EU-
Osterweiterung haben jüngste Pressemeldungen über deut-
sche Unternehmen, die Geschäftsprozesse oder Funktio-
nen ganz oder teilweise (und damit möglicherweise Tau-
sende Arbeitsplätze) ins kostengünstigere Ausland verlagern
wollen, eine emotionale und von tief sitzenden Ängsten zeu-
gende Diskussion entfacht. Exportiert der Exportweltmeis-
ter nun schließlich die noch verbliebenen Arbeitsplätze?

Die in der öffentlichen Diskussion von Politikern wie auch
Ökonomen vertretenen Meinungen über EU-Osterweiterung
und Jobverlagerung könnten kaum kontroverser sein: Von
moralisierenden Einwürfen, die Standortverlagerungen ins
Ausland als »unpatriotischen Akt« verurteilen, bis hin zu der
gebetsmühlenartigen Betonung der wirtschaftlichen Not-
wendigkeit, »aufgrund der günstigeren Lohnkosten mitzie-
hen zu müssen, um wettbewerbsfähig zu bleiben«, scheint
das ganze Spektrum abgedeckt.

Ökonomische Rationalität verlangt, dass Produktionsfak-
toren – zu diesen gehört auch der Standort der Produktion
– kostenminimal eingesetzt werden. Güter und Dienstleis-
tungen werden somit dort produziert, wo es kostengünstig
ist. Ändern sich die relativen Faktorpreise, kommt es zu ei-
ner Umschichtung der Produktionsfaktoren. Der relativ ver-
teuerte Faktor wird durch den sich relativ verbilligten ersetzt.
Zu Wirtschaftswunderzeiten war Deutschland auch in ar-

beitsintensiven Bereichen ein kostengünstiger Standort. Heu-
te sind es osteuropäische Länder oder China und morgen
andere Länder. David Ricardo hat uns gelehrt, dass abso-
lute und komparative Kostenvorteile nicht nur zu Produk-
tionsverlagerungen zur Ausnutzung von Spezialisierungs-
vorteilen führen, sondern dass durch anschließenden (inter-
nationalen) Handel eine »Win-Win«-Situation für alle Markt-
teilnehmer entstehen kann. Durch Wegfall von Handels-
hemmnissen sollten Globalisierung und internationale Markt-
integration ja gerade diesen für alle wohlfahrtssteigernden
Waren- und Dienstleistungsaustausch fördern. Wenn
Deutschland infolge der Marktintegration in arbeitsintensi-
ven oder Low-Tech-Bereichen keinen Wettbewerbsvorteil
mehr hat und ohne Verzicht auf Wohlstand auch nicht mehr
haben wird, muss vermehrt in Bereiche mit Spezialisie-
rungspotential, wie etwa kapital- oder Know-how-intensive
Bereiche wie Nanotechnologie oder Biotech, investiert wer-
den, um im Inland trotz Jobverlagerung neue Arbeitsplätze
zu schaffen.

Jobverlagerung als Chance und Anreiz für die Schaffung
neuer, qualitativ anderer Arbeitsplätze zu begreifen, darauf
hat kürzlich N. Gregory Mankiw (2004), Chairman des Coun-
cil of Economic Advisors der Bush-Regierung, hingewiesen.
Hierfür sind Investitionen nötig. In Deutschland sind diese
Investitionen bislang nicht im erforderlichen Ausmaß er-
folgt, um in großer Zahl neue Arbeitsplätze im Lande ent-
stehen zu lassen (Neumann 2003). Die Ursachen sind viel-
fältig und persistent (vgl. Sinn 2003). In einem Land, in dem
nicht die unsichtbare Hand des Marktes die Oberhand hat,
sondern die sichtbare und stark zitternde eines selbstge-
fälligen Wohlfahrtsstaates, darf nicht verwundern, wenn fun-
damentale ökonomische Einsichten im Zusammenhang mit
»Outsourcing« oder »Jobverlagerung« missverstanden wer-
den. Eine Versachlichung der aktuellen Debatte ist drin-
gend geboten, um nicht Ängste und Unsicherheit in Berei-
chen zu schüren, in denen diese keine Berechtigung haben.
Statt über die Risiken zu jammern, sollte eine Sensibilisie-
rung für die Chancen stattfinden. Hier setzt der nachfolgende
Beitrag an und formuliert in vier Thesen eine industrieöko-
nomische Perspektive der momentanen Aus- und Verlage-
rungswelle.

These 1: Wir glauben die Zukunft zu diskutieren,
während uns die Realität längst überholt hat.

Veränderung ist natürlicher Bestandteil wettbewerblicher
Marktprozesse und bietet Unternehmen stets Chancen und
Risiken auf zwei unterschiedlichen Ebenen. Zum einen durch
die jeweiligen Veränderungen selbst, zum anderen hin-
sichtlich der Frage, wie vorausschauend und aktiv mit sol-
chen Veränderungen umgegangen wird. Gerade in Letzte-
rem liegt u.E. eine zentrale Gefahr für eine Vielzahl, vor al-
lem mittelständischer Unternehmen. Nach einer Studie des
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ifo Institutes haben bislang 19% der befragten deutschen
Unternehmen Investitionen in Osteuropa vorgenommen bzw.
25% Betriebsteile nach Osteuropa verlagert. Viele andere
Unternehmen sind paradoxerweise noch nicht auf die sich
seit längerem abzeichnende Veränderung des Wettbe-
werbsumfeldes eingestellt. Dies ist umso erstaunlicher, als
dass die ersten deutschen Direktinvestitionen und Stand-
ortverlagerungen in diese Länder bereits kurz nach dem
Fall des Eisernen Vorhangs Anfang der neunziger Jahre vor-
genommen wurden. 

Häufig wird ein »Nichthandeln« (oder »Aussitzen«) als stra-
tegischer Weitblick missverstanden: Erst einmal sollen sich
die Mitwettbewerber eine blutige Nase holen, dann kann
man von deren Erfahrungen profitieren und als Nachfol-
gender Fehler vermeiden. Wie viele Beispiele aus der Pra-
xis belegen, kann der Versuch der Risikominimierung durch
eine Strategie des Abwartens und des späten Nachziehens
schnell zum Bumerang werden, wenn man nicht zu den »gro-
ßen Spielern« gehört (Hermann et al. 2003; Stadtmann et
al. 2003). Notwendige Lernprozesse, die jedes Unterneh-
men in einem fremden rechtlichen und kulturellen Umfeld
selbst machen muss, werden massiv verzögert. Der first
mover kann über Lernkurveneffekte Kostenvorteile realisie-
ren und durch strategische Investitionen die Kostenasym-
metrie gegenüber nachfolgenden Wettbewerbern noch ver-
schärfen (vgl. Tirole 1988, Kap. 8).

Letztlich unabhängig von der Frage, ob Outsourcing im Sin-
ne einer Verlagerung von Funktionen auf Zulieferer im Aus-
land wirtschaftlich im Einzelfall Sinn macht, besteht für Unter-
nehmen mithin die zentrale Gefahr darin, eine Diskussion
über diese Veränderungen zu vermeiden oder zu tabuisie-
ren. Ein Hang zum Strukturkonservatismus mag kurzfristig
für ein Unternehmen der einfachere Weg sein, da somit z.B.
Konfrontationen mit Gewerkschaften oder schlechte Pres-
se vermieden werden. In einem zunehmend kompetitiven,
dynamischen Umfeld führt diese Variante jedoch langfristig
in aller Regel zur nachhaltigen Verschlechterung der relati-
ven Wettbewerbsposition. Wenn der Verlust an Wettbe-
werbsfähigkeit später offenkundig wird, führt zumeist kein
Weg mehr vorbei an einschneidenden Sparprogrammen
(»cost cutting«) und Restrukturierungsmaßnahmen (»down-
sizing«). Es sind diese Situationen, in denen Unterneh-
mensmanager versuchen, durch eine überstürzte Flucht in
scheinbare Billiglohnländer strategische Defizite der Ver-
gangenheit zu heilen. 

These 2: Eine Verengung der Standortfrage auf
ein rein kurzfristiges Lohnkostenargument greift
zu kurz.

Die Attraktivität der EU-Osterweiterung auf ein Reservoir bil-
liger Arbeitskräfte zu reduzieren, heißt Komplexität und Di-

mension der (Entscheidungs-) Situation zu unterschätzen
oder gar zu ignorieren. Unternehmen, für die Globalisie-
rung und zukunftsgerichtetes Design ihrer Wertschöp-
fungsarchitektur nicht nur bloße Schlagworte sind, messen
die Wirtschaftlichkeit von Standorten nicht allein quantitativ
und kurzfristig ausgerichtet an den Lohnkosten. 

Das Wissen um den zusätzlichen qualitativen Steuerungs-
aufwand, den eine weitreichende Umgestaltung von Pro-
duktionsnetzwerken mit sich bringt, zwingt zu einer ganz-
heitlichen, langfristig-dynamischen Sichtweise. Die Tendenz
zur langfristigen Eliminierung von Lohnkostenunterschieden
in integrierten Arbeitsmärkten unterstreicht diese Notwen-
digkeit. Zudem bieten einige der Beitrittsländer gerade im
technischen Bereich schon heute eine qualifizierte Arbeit-
nehmerschaft, die aufgrund der regionalen Nähe auch über
einen ähnlichen kulturellen Hintergrund verfügt. Wie jüngs-
te Erfahrungen aus der amerikanischen Industrie zeigen, ist
ein Mangel an kultureller Übereinstimmung einer der Haupt-
gründe für das Fehlschlagen von sog. Offshore- oder
Nearshore-Strategien. Macht die Option einer Standortver-
lagerung unter diesen Perspektiven ökonomisch und stra-
tegisch Sinn, ist es u.E. jedoch nur legitim und unterneh-
merisch konsequent, diese umzusetzen. Es wäre geradezu
töricht, den Schritt nicht zu tun, denn ein strategisch vor-
ausschauender Wettbewerber wird ihn sicher tun und first
mover Vorteile realisieren.

Standortverlagerungen sind – was in der Diskussion häufig
übersehen wird – nicht nur durch das Streben nach Opti-
mierung der Produktionsseite bestimmt. Auch der Versuch,
neue Absatzmärkte umfassend zu erschließen, kann die Not-
wendigkeit zur Etablierung neuer Standorte im Ausland mit
sich bringen. Bisher im Heimatland produzierte Exportwa-
re wird dann direkt im jeweiligen Auslandsmarkt produziert.
Einfachere Vertriebslogistik, größere Nähe zum Markt, recht-
lich-regulatorische Zwänge und natürlich häufig auch flexi-
blere Kostenstrukturen können Gründe sein, direkt dorthin
zu gehen, wo die neuen Kunden sind.

Zusammenfassend steht hier dem Chancenpotential neuer
Absatzmärkte und kostengünstigerer Produktionsmöglich-
keiten jedoch im Zuge der EU-Osterweiterung auch die Ge-
fahr des Eintritts neuer Wettbewerber in die Stamm- und
Heimatmärkte entgegen. Welcher Effekt stärker wiegt, hängt
maßgeblich von der jeweiligen Branche und dem einzelnen
Unternehmen ab.

These 3: Der unternehmerische Erfolgshebel
liegt in Re-Positionierung und Gesamt-
optimierung der Wertschöpfungsketten.

Die Frage nach den Effekten der EU-Osterweiterung auf
deutsche Unternehmen ist nur eine Facette der eigentlichen
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unternehmerischen Herausforderung: die horizontale und
vertikale Unternehmensgröße rechtzeitig an sich ändernde
Wettbewerbssituationen anzupassen. Im dynamischen Wett-
bewerb müssen Unternehmensmanager laufend die eige-
ne Position in der Wertschöpfungsarchitektur zwischen
»sourcing« und Distribution hinterfragen und das Unterneh-
men und seine Produkte proaktiv neu justieren. Das
schwächste Glied im betrieblichen Wertschöpfungsprozess
determiniert die Wettbewerbsposition eines Unternehmens
(»Gutenbergs Ausgleichsgesetz«, ders. 1983, 163 ff.). Nicht
in Einzelaspekten, sondern in der systemischen Abstimmung
von Markt- und Produktstrategie, Produktionsketten sowie
regionaler Aufstellung liegt somit der eigentliche Hebel für
den Unternehmenserfolg. Dieser Blickwinkel auf die Frage
der effektiven und effizienten Gestaltung komplexer Wert-
schöpfungsnetzwerke öffnet den Zugang zur Lösung tiefer
liegender Probleme. 

Viele Unternehmen haben sich in den letzten Jahren in ei-
ne Art »Wettbewerbszange« manövriert. Auf der einen Sei-
te sind sie im »Wettbewerb von oben« im Sinne eines Know-
how orientierten Technologie-Wettbewerbs mangels Inno-
vationsfähigkeit zurückgefallen. Der Niedergang von Adres-
sen wie Grundig oder Nixdorf mag Sinnbild hierfür sein. Auf
der anderen Seite sehen sie sich durch einen »Wettbewerb
von unten« durch kostengünstige Low-Tech-Produkte be-
droht. Die Schaffung attraktiver Zukunftsperspektiven kann
vielfach nur dann gelingen, wenn man die eigenen
Ressourcen nicht im Kampf gegen den »Wettbewerb von
unten« aufreibt. Vielmehr müssen sich Unternehmen die-
sen »Wettbewerb von unten« durch eine internationale
Standort- und Beschaffungspolitik sowie Partnerstrategien
(»strategische Allianzen«) gezielt zunutze machen und sich
gleichzeitig im »Wettbewerb von oben« repositionieren (vgl.
Faulkner und Campbell 2003, Kap. 22–25). Dabei meint ei-
ne solche Repositionierung aber nicht – wie vielfach beob-
achtbar –, in immer kleinere, augenblicklich noch hochprei-
sige Nischen »hineinzuschrumpfen«. Auch in Know-how
intensiven Branchen brauchen Unternehmen langfristig ei-
ne kritische Mindestmasse an Markt- und Produktionsvo-
lumen, insbesondere um vorgenommene Investitionen in
Forschung & Entwicklung amortisieren zu können.

Dass Erfolg mit entsprechenden Strategien auch in schwie-
rigen Branchen möglich ist, zeigen Firmen wie der Laser-
hersteller Trumpf oder Claas bei Landmaschinen. Das Er-
folgsmuster dieser Unternehmen scheint einfach: perma-
nente Innovation im Produkt- und Prozessbereich, ver-
triebsseitige Adressierung der wichtigsten globalen Märkte
sowie passend darauf abgestimmtes Produktions-, Be-
schaffungs- sowie Standortnetzwerk. Was diese erfolgrei-
chen Unternehmen aber von vielen anderen unterscheidet,
ist die Konsequenz und Nachhaltigkeit, mit der sie diese
Strategie verfolgen und umsetzen. Sie zeigen, dass es nur
durch diese Art von Vorwärtsstrategie möglich ist, durch Ver-

lagerung von Aktivitäten ins Ausland bestehende Arbeits-
plätze im Inland zu sichern und – scheinbar paradox – auch
neue Arbeitsplätze zu schaffen – gerade weil das Unter-
nehmen die Standortfrage global denkend erfolgreich ent-
schieden hat.

These 4: Eine Zukunft für den Standort Deutsch-
land kann nur in einem geänderten Verständnis
von Wettbewerb liegen.

Aus Sicht des einzelnen Unternehmens lässt sich die Fra-
ge nach Chancen oder Risiken von EU-Osterweiterung und
Outsourcing nicht pauschal beantworten. Zu unterschied-
lich ist letztlich die Wirkung der Veränderungen. Was sind
die volkswirtschaftlichen Effekte? Ist auch hier die EU-Oster-
weiterung Chance und Risiko zugleich oder droht Deutsch-
land der Exodus von Arbeitsplätzen? 

Wie bei den Unternehmen liegt auch auf Ebene der Volks-
wirtschaft die Gefahr in passivem, rein reaktivem Verhalten.
Es geht nicht allein um die EU-Osterweiterung, sondern letzt-
lich um Veränderungen im Zuge der Globalisierung und In-
tegration internationaler Märkte. Um die drohenden Risiken
dieser Entwicklungen beherrschbar zu machen und sich bie-
tende Chancen zu nutzen, muss in Politik und Gesellschaft
ein weitreichender Bewusstseinswandel stattfinden.

In einer globalen Marktarchitektur stehen Volkswirtschaften
im strategischen Wettbewerb miteinander (Porter 1998).
Deutschland kann in diesem Wettbewerb nur dann erfolg-
reich sein, wenn es gelingt, sich im Kampf um Investitionen
und Arbeitsplätze mit attraktiven Ressourcen auf dem glo-
balen Marktplatz zu positionieren. Dies kann – darüber be-
steht unter Ökonomen weitgehend Einigkeit – im Falle von
Deutschland nicht kostengünstige Arbeitskraft sein. In der
Vergangenheit waren deutsche Unternehmen in der Lage,
sich bei Know-how intensiven und innovativen Lösungen im
Wettbewerb an der Spitze zu positionieren und dadurch auch
Produktion im Hochlohn-Standort Deutschland wirtschaft-
lich durchzuführen.

Will Deutschland diese Position wieder erreichen, gilt es für
Politik und Wirtschaft auf nationaler Ebene eine strategische
Steuerung und Entwicklung der Ressource Wissen vorzu-
nehmen. Eine Verlagerung bestimmter Routinen, seien es Ge-
schäfts- oder Produktionsprozesse, in Volkswirtschaften, die
diese günstiger und produktiver bereitstellen können, ist un-
ter dieser Perspektive eine strategische Desinvestition von
Kompetenzen. Es macht wenig Sinn, sich gegen globale Ent-
wicklungsprozesse zu stemmen und die Tatsache einer lang-
fristig effizienten Allokation von Ressourcen zu negieren. 

Deutschland in diesem Sinne wieder zur Technologienation
und dem Land der erfolgreichen Tüftler zu machen, mag da-
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her schmerzhafte Einschnitte in den Know-how-Bereichen
erfordern, die langfristig nicht mehr »nationale Kernkompe-
tenz« sind. Entscheidend für den Erfolg ist neben der kon-
sequenten Umsetzung dieser Schritte aber gezielte Inves-
tition in die einzige Kompetenz, die Deutschland als Stand-
ort und Exportnation langfristig erfolgreich machen kann:
»Wissen«. Es sind gerade Langfristigkeit und Komplexität,
die solche radikalen Restrukturierungsprozesse – und über
nicht weniger reden wir hier – kennzeichnen und die Not-
wendigkeit unterstreichen, lieber heute als morgen damit an-
zufangen. 

Die konsequente Neupositionierung des Unternehmens
»Deutschland« im internationalen Wettbewerb um Fortschritt,
Erfolg und Wohlstand erlaubt keine Ängstlichkeit und Zö-
gerlichkeit, sondern erfordert Initiative, Willen und Nachhal-
tigkeit. Dass entsprechende Ziele auch erfolgreich umge-
setzt werden können, zeigen viele Beispiele erfolgreicher
Unternehmen, die beharrlich sowie mit Mut und Begeiste-
rung die Herausforderungen annehmen. Oder um mit von
Clausewitz (1963, 83) zu enden: »Sooft Kühnheit auf die
Zaghaftigkeit trifft, hat sie notwendig die Wahrscheinlichkeit
des Erfolges für sich, weil Zaghaftigkeit schon ein verlore-
nes Gleichgewicht ist.«
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In der öffentlichen Diskussion werden die
sektoralen Entwicklungen üblicherweise
mit den Bruttowerten der Produktion (Pro-
duktionsindex) oder des Umsatzes be-
trachtet. Dies erfolgt schon deshalb, weil
derartige Daten wesentlich aktueller als
die stärker disaggregierten sektoralen
Zahlen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung vorliegen. Die Bezugsgröße für
das Beschäftigungsvolumen ist jedoch
nicht unmittelbar der statistische Pro-
duktionswert, sondern die Wertschöpfung
als die eigentliche vom betrachteten Sek-
tor erbrachte Produktionsleistung (Eigen-
leistung). Zwischen Produktionsvolumen
und Beschäftigtenzahl liegen die Variablen
Wertschöpfungsquote und Arbeitspro-
duktivität. Die wichtigsten Tendenzen die-

ser Variablen sollen in diesem Beitrag
transparent gemacht werden.

Unterdurchschnittliches Produk-
tionswachstum in den siebziger,
achtziger und frühen neunziger
Jahren, ... 

Noch in den sechziger Jahren hat sich das
Produktionsvolumen3 des Verarbeitenden
Gewerbes sehr dynamisch entwickelt: In
dieser Spätphase des »Wirtschaftswun-
ders« lag die durchschnittliche jährliche
Wachstumsrate der industriellen Produk-
tion bei 6,2%.4 In den beiden folgenden
Jahrzehnten kam es dann aber zu einer
niveauverändernden Abflachung der
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Verarbeitenden Gewerbe

Reinhard Hild

Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigung im

Mit einem Betrag von 435 Mrd. t leistete das Verarbeitende Gewerbe 2002 rund 22,2% der ge-

samtwirtschaftlichen Wertschöpfung in Deutschland.1 Dafür wurden 7,95 Mill. Erwerbstätige ein-

gesetzt, was einem Anteil an der Gesamtbelegschaft der deutschen Volkswirtschaft von 20,6% ent-

spricht.2 Dies sind, gemessen an der allgemein wahrgenommenen Bedeutung der industriellen

Aktivitäten, bemerkenswert niedrige Gewichte im gesamtwirtschaftlichen Kontext, gilt doch die

Industrie in der öffentlichen Diskussion gemeinhin als der zentrale Bereich des Wirtschaftsge-

schehens, als der relevante Akteur der konjunkturellen Dynamik (cycle maker) und als wesentli-

che Quelle des technologischen Fortschritts. Es stellt sich die Frage, wie sich dieser zentrale Be-

reich in langfristiger Perspektive und im Rahmen der konjunkturellen Dynamik bewegt, welches

die Bestimmungsgründe dafür sind, und welche Position er im wettbewerblichen Umfeld einer

globalisierten Wirtschaft einnimmt. Ein Blick auf die strukturellen Tendenzen und Verschiebungen

zwischen den wichtigsten wirtschaftlichen Variablen des Verarbeitenden Gewerbes und den ver-

gleichbaren gesamtwirtschaftlichen Größen zeigt, dass in den letzten drei Jahrzehnten erhebli-

che Verlagerungen stattgefunden haben, die in gewisser Weise als Deindustrialisierungsprozess

gesehen werden können. 

1 Dieser Anteil ergibt sich, wenn man die nominale
Wertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes auf
die Summe der unbereinigten Bruttowertschöp-
fung aller Bereiche bezieht. Bezogen auf das Brut-
toinlandsprodukt errechnet sich ein Wert von
20,6%. Quelle: Statistisches Bundesamt, Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung, Konten und Stan-
dardtabellen 2002, Fachserie 18, Reihe 1.3.

2 Von den 7,95 Mill. Erwerbstätigen des Verarbei-
tenden Gewerbes erfasst das Statistische Bun-
desamt 7,632 Mill. als Arbeitnehmer und 0,318 als
Selbständige.

3 Statistischer Produktionswert in der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung = Umsatz der in ei-
nem Sektor aktiven Wirtschaftseinheiten plus de-
ren selbsterstellte Anlagen plus Zugang zum Be-
stand an Fertigwaren. Der reale Produktionswert
(Produktionswert zu konstanten Preisen) wird hier
auch als Produktionsvolumen bezeichnet. 

4 Schätzung mit Hilfe der nominalen Daten und des
zusammengefassten Index der Erzeugerpreise in-
dustrieller Produkte im Inlands- und Auslandsab-
satz des Statistischen Bundesamts.

Abb. 1
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Wachstumskurve (Abb. 1): Im Durchschnitt der Jahre von
1970 bis 1990 nahm der statistische Produktionswert des
Verarbeitenden Gewerbes real nur noch um 2,2% p.a. zu.5

Dies war weniger als die Vergleichsgröße für die Gesamt-
wirtschaft (2,8%), so dass sich das Gewicht des industriel-
len Produktionsvolumens im Rahmen der gesamtwirt-
schaftlichen Outputentwicklung verminderte, und zwar – ge-
messen in nominalen Anteilen – von 48,0% im Jahr 1970
über 43,5% (1980) auf 40,2% in 1990. 

1991 kam es infolge der strukturellen Verschiebungen durch
die Wiedervereinigung zu einem zusätzlichen Impuls nach
unten: Der nominale Produktionsanteil des Verarbeitenden
Gewerbes sank von 39,1% (alte Bundesländer) auf 37,9%
(Deutschland gesamt).6 Im Zeitraum bis 1995 zeigte sich zu-
nächst des gewohnte Bild: Der Anteil des Verarbeitenden
Gewerbes an den gesamtwirtschaftlichen Größen schrumpf-
te weiter: In realer Betrachtung ging das Produktionsvolu-
men sogar absolut zurück, und zwar um 0,4% pro Jahr. Das
am statistischen Produktionswert gemessene Gewicht des
Verarbeitenden Gewerbes sank bis 1995 auf 33,4%. 

... aber verstärkte Outputdynamik in den späten
Neunzigern

Die zweite Hälfte der neunziger Jahre brachte dann aber
eine veränderte Konstellation: Im Zuge des kräftigen welt-
weiten Wirtschaftswachstums, der so genannten New-Eco-
nomy-Prosperität, hat sich das Produktionsvolumen des Ver-
arbeitenden Gewerbes nicht nur spürbar verstärkt, son-
dern legte auch erstmals seit den sechziger Jahren wieder
leicht überdurchschnittlich zu: Das industrielle Produktions-
volumen expandierte von 1995 bis 2000 im Mittel um 3,5%,

der gesamtwirtschaftliche Output real »nur« um 3,0%. Der
Anteil des Verarbeitenden Gewerbes am statistischen Pro-
duktionswert der Gesamtwirtschaft erhöhte sich dabei wie-
der auf 34,8% (2000). Während der konjunkturellen Flaute
der letzten Jahre änderte sich an dieser Relation nichts We-
sentliches: 2002 lag der Strukturanteil des Verarbeitenden
Gewerbes bei 34,4%, das Produktionsvolumen – nach ei-
nem nochmaligen Anstieg 2001 um 1,3% und einem gleich
großen Rückgang 2002 – exakt auf dem Niveau des Jah-
res 2000. 

Sinkende Wertschöpfungsquote ...

Die maßgebende Größe für die Entwicklung des erforder-
lichen Faktoreinsatzes ist allerdings nicht der Bruttowert der
erzeugten Güter, sondern die Wertschöpfung7, also die von
der jeweiligen Wirtschaftseinheit selbst erbrachte Produk-
tionsleistung. Der Anteil der eigenen Produktionsleistung am
Bruttowert der erzeugten Güter (nominaler Produktionswert)
kann auch als Wertschöpfungsquote bezeichnet werden. 

Bereits in den siebziger und achtziger Jahren entwickelte sich
die Wertschöpfungsquote des Verarbeitenden Gewerbes ten-
denziell rückläufig (vgl. Abb. 2). Der Kurvenverlauf war aller-
dings von heftigen kurzfristigen Schwankungen überlagert,
die sich aus stark unterschiedlichen Preistendenzen erga-
ben.8 Insbesondere 1986 kam es infolge fallender Vorleis-
tungspreise und einer kräftigen Steigerung beim Deflator für
die Wertschöpfung – entgegen der vorausgegangenen Ten-
denz – zu einem sprunghaften Anstieg der Wertschöpfungs-
quote. Der rechnerische Wert des Anteils der Eigenleistung
am statistischen Produktionswert lag dadurch 1990 mit 38,9%
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Tab. 1
Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigte im Verarbeitenden Gewerbe 1970 bis 2002

Alte Bundesländer Deutschland
Variable 1970 1980 1990 1991 1991 1995 2000 2002

Produktionswerta)

(in Mrd. l)
626,8 777,9 959,8 998,5 1 055,1 1 037,8 1 230,0 1 229,7

Vorleistungena)

(in Mrd. o)
355,2 456,1 576,8 602,9 644,5 655,6 828,3 829,9

Bruttowertschöpfunga)

(in Mrd. q)
271,6 321,8 383,0 395,6 410,6 382,2 401,7 399,8

Beschäftigteb)

(in 1 000)
9 518 8 558 8 593 8 725 10 581 8 439 8 098 7 950

Arbeitsproduktivitätc)

(1 000 q/Besch.)
28,5 37,6 44,6 45,3 38,8 45,3 49,6 50,3

a) In Preisen von 1995. – b) Erwerbstätige. – c) Reale Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.3, Heft 2002 und Rückrechnungen; Berechnungen des ifo Instituts.

5 Von 1970 bis 1980 um 2,2%, von 1980 bis 1990 um 2,1% pro Jahr.
6 Am stärksten zugenommen haben durch die Gebietsstandsanpassung die

Anteile der Bauwirtschaft (von 6,0 auf 6,5%) und des Bereichs öffentliche
und private Dienstleistungen ohne Staat (von 11,4 auf 12,1%).

7 Bruttowertschöpfung ist gleich Produktionswert minus eingesetzte Vorlei-
stungen.

8 Bis Mitte der achtziger Jahre nahm der Preisindex für die vom Verarbei-
tenden Gewerbe bezogenen Vorleistungen stärker als der Deflator der Wert-
schöpfung dieses Sektors zu. Danach kehrte sich diese Tendenz um.
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nur relativ wenig unter dem Vergleichswert von 1970 (40,2%).
1991 führte die Gebietsstandsänderung zu einem weiteren
leichten Rückgang um 0,6 Prozentpunkte von 38,9% (alte
Bundesländer) auf 38,3% (Gesamtdeutschland), und bis 1994
(38,4%) hat sich hieran nichts Gravierendes geändert. 

Im Jahr 1995 setzte ein drastisches Absinken der Wert-
schöpfungsquote im Verarbeitenden Gewerbe ein: Von
38,4% im Jahr 1994 ging der Anteil der Eigenleistung am
nominalen Produktionswert bis 2001 (33,1%) um mehr als
5 Prozentpunkte zurück. Das heißt das deutsche Verarbei-
tende Gewerbe trägt inzwischen nur noch rund ein Drittel
zum Gesamtwert der von ihm erzeugten Güter bei, die an-
deren zwei Drittel entfallen auf bezogene Vorleistungen. 

Erst 2002 kam es im Abwärtstrend der Wertschöpfungs-
quote zu einer ersten nennenswerten Gegenbewegung,
die vor allem auf konjunkturelle Ursachen zurückzuführen
sein dürfte: Offensichtlich sind die Unternehmen in einer kon-

junkturellen Schwächephase bemüht, die
Auslastung der vorhandenen Kapazitäten
durch Rückverlagerungen eines Teils der
Wertschöpfung kurzfristig möglichst wenig
absinken zu lassen. Diese Tendenz hat wohl
auch 2003 angehalten und die Wertschöp-
fungsquote auf schätzungsweise 34,2% wei-
ter angehoben. In mittelfristiger Sicht ist je-
doch mit einer Fortsetzung der rückläufigen
Entwicklung zu rechnen. 

... führt zur Abflachung der 
Wertschöpfungskurve

Die tendenziell sinkende spezifische Eigen-
leistung führte dazu, dass im Verarbeitenden
Gewerbe die Entwicklung der Wertschöp-
fung hinter der des Produktionsvolumens zu-

rückblieb und sich das Gewicht des Sektors im Rahmen der
gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung seit 1970 deutlich
verringerte. Noch in den sechziger Jahren war dies anders;
damals stand der Sektor im Zeichen einer lebhaften Pros-
perität: Bei einer mittleren jährlichen Wachstumsrate der
realen Wertschöpfung von 5,6% hielt sich der Anteil an der
unbereinigten Bruttowertschöpfung der Gesamtwirtschaft
(einschl. Staat) stabil auf hohem Niveau und war 1970 mit
36,6% geringfügig größer als zehn Jahre zuvor (36,2%).9

In den siebziger Jahren begann sich das industrielle Wachs-
tum in Deutschland deutlich abzuschwächen. Die reale Wert-
schöpfung des Verarbeitenden Gewerbes erhöhte sich von
1970 bis 1980 nur noch um 1,7% pro Jahr. Damit wuchs
der Sektor langsamer als die Gesamtwirtschaft und sein Struk-
turanteil sank auf 31,2% (vgl. Abb. 3). Diese Tendenz setzte
sich in den achtziger Jahren mit einer mittleren Wachstums-
rate von 1,8% fort und hatte einen weiteren Rückgang des

gesamtwirtschaftlichen Gewichts des Verar-
beitenden Gewerbes auf nur noch 29,3%
(1990) zur Folge.

Die Gebietsstandsänderung durch die Wieder-
vereinigung Deutschlands bewirkte dann 1991
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Abb. 2

9 Die unbereinigte Bruttowertschöpfung der Gesamt-
wirtschaft ist die Summe der Wertschöpfung der ein-
zelnen Wirtschaftssektoren (einschl. Staat). Die der-
zeitig gültige Systematik ist nach der WZ 93 abge-
grenzt. Ein Teil der relevanten Daten liegt in vom Sta-
tistischen Bundesamt bis 1970 zurückgerechneter
Form vor. Die weitere Rückrechnung bis 1960 erfolg-
te hier durch Verknüpfung mit den entsprechenden Va-
riablen nach der früheren Systematik (WZ 79). Nach
der älteren Systematik bestimmt sich ein etwas höhe-
res Niveau des Wertschöpfungsgewichts des Verar-
beitenden Gewerbes, nämlich 39,7% für 1960 und
40,2% für 1970. Dabei markiert der Anteil im Jahr 1970
gleichsam das Maximum während des Beobach-
tungszeitraums von 1960 bis zum aktuellen Rand.

Abb. 3
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auch bei der Wertschöpfung eine Sprungstelle in der Entwick-
lungskurve des Anteils des Verarbeitenden Gewerbes an der
Gesamtwirtschaft: Von 28,5% (alte Bundesländer) sank er auf
27,4% (Gesamtdeutschland).10 In den folgenden Jahren hat
sich der Deindustrialisierungsprozess in Deutschland verstärkt
fortgesetzt: Bis 1995 schrumpfte die reale Wertschöpfung des
Verarbeitenden Gewerbes sogar absolut, und zwar um durch-
schnittlich 1,8% pro Jahr, also deutlich stärker als das Pro-
duktionsvolumen (– 0,4%). Insgesamt lag sie 1995 um gut 7%
unter dem Stand von 1991. Damit ging der Anteil des Sektors
an der Gesamtwirtschaft auf nur noch 22,6% (1995) zurück.11

... und zu einer kümmerlichen Entwicklung in den
neunziger Jahren

In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre nahm das indus-
trielle Wertschöpfungsvolumen zwar wieder etwas zu, im
Vergleich zu dem sich relativ dynamisch ent-
wickelnden realen Produktionswert (3,5%)

aber nur in ausgesprochen geringerem Um-
fang: Mit einer mittleren Rate von 1,0% pro
Jahr wuchs die reale Wertschöpfung des
Verarbeitenden Gewerbes in Deutschland
selbst in dieser weltweit besonders dyna-
mischen Wachstumsphase des so genann-
ten New-Economy-Booms von 1995 bis
2000 nur äußerst bescheiden. Das magere
1%-Wachstum des Verarbeitenden Gewer-
bes lag zudem in dieser Phase erheblich un-
ter dem gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt von 2,2%.12 Während der konjunk-
turellen Flaute kam es 2001 und 2002 mit
jeweils – 0,2% zu einer weiteren Dämpfung
der industriellen Wertschöpfung, und 2003
war der reale Zuwachs mit schätzungsweise
0,4% auch nur hinter dem Komma zu be-
merken. Mit dieser Entwicklung kam das
Verarbeitende Gewerbe im Jahr 2000 nur

noch auf einen Strukturanteil von 22,4%; bis 2002 sank er
weiter auf 22,2%. 

Damit ist festzustellen, dass die reale Wertschöpfung des
Verarbeitenden Gewerbes in Deutschland seit der Wieder-
vereinigung insgesamt nicht nur nicht mehr gewachsen, son-
dern sogar absolut etwas geschrumpft ist, nämlich – in Prei-
sen von 1995 – von 410,6 Mrd. r (1991) auf 401,7 Mrd. r
(2000) bzw. 399,8 Mrd. r (2002), also insgesamt um 2,6%
von 1991 bis 2002. Diese Entwicklung ist bemerkenswert,
wenn man berücksichtigt, dass in dieser Zeit der deutsche
Export auf der Basis einer sehr dynamischen Entwicklung
des Welthandels ungewöhnlich stark zugenommen hat und
in der öffentlichen Diskussion gern die Metapher vom Ex-
portweltmeister Deutschland bemüht wird. Offensichtlich
schlagen sich die Absatzerfolge auf den Weltmärkten nicht
entsprechend in der Wertschöpfung des einheimischen Ver-
arbeitenden Gewerbes nieder. 
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Abb. 4

10 Gestiegen ist durch die einigungsbedingte Umstellung
vor allem der Anteil des Bereichs öffentliche und pri-
vate Dienstleistungen ohne Staat (von 12,9 auf 13,7%),
des Baugewerbes (von 5,5 auf 5,9%), der Energie-
und Wasserversorgung (von 2,1 auf 2,3%), der Land-
und Forstwirtschaft (von 1,3 auf 1,4%) und des Be-
reichs Bergbau und Gewinnung von Steinen und Er-
den (von 0,6 auf 0,8%).

11 Diese Veränderung war nicht etwa durch eine rein
konjunkturelle Schwankung zwischen den beiden
Messzeitpunkten bedingt – der auf den einigungs-
bedingten Boom folgende Abschwung hatte schon
1993 seinen Tiefpunkt erreicht und war bereits 1994
in eine Erholungsphase übergegangen –, sondern
ist im Wesentlichen auf strukturelle Anpassungen des
industriellen Angebots zurückzuführen. 

12 Unter dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt wird
hier die reale unbereinigte Bruttowertschöpfung aller
Wirtschaftsbereiche verstanden. Das reale Bruttoin-
landsprodukt erhöhte sich in diesem Zeitraum nur um
1,8% pro Jahr.

Abb. 5
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Aus den Kurvenverläufen in Abbildung 5 und den in Ta-
belle 2 dargestellten unterschiedlichen Wachstumsraten
des statistischen Produktionswerts und der Wertschöp-
fung wird deutlich, wie stark sich die beiden Variablen im
Verarbeitenden Gewerbe in den letzen Jahren auseinan-
der entwickelt haben. Insgesamt erhöhte sich von 1995
bis 2002 der reale Produktionswert des Verarbeitenden
Gewerbes um 18,5%. Die reale Bruttowertschöpfung
nahm dagegen in diesem Zeitraum nach den Angaben
der amtlichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
real nur um 4,6% zu. Von 1995 bis 2003 ist der Anstieg
des realen Produktionswerts auf 18,8%, der der realen
Wertschöpfung auf 5,0% zu schätzen. In der Gesamt-

wirtschaft lagen die entsprechenden Zu-
wächse für die Jahre von 1995 bis 2002
bei 17,1% (realer Produktionswert) und
13,6% (unbereinigte Bruttowertschöpfung
aller Sektoren). 

Da die Wertschöpfungsentwicklung – und
nicht die des Umsatzes oder des Produk-
tionswerts – neben der Arbeitsproduktivität
bestimmend ist für das Beschäftigungs-
volumen, wirken sich diese Verschiebun-
gen in der Komponentenstruktur negativ
auf die Entwicklung der Erwerbstätigkeit
im Verarbeitenden Gewerbe aus. Nun
könnte man die schwache Wertschöp-
fungsentwicklung des Verarbeitenden Ge-
werbes unter volkswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten als unproblematisch einstu-
fen, wenn die Wertschöpfungsverluste die-
ses Sektors zu entsprechender zusätzlicher

Wertschöpfung in anderen inländischen Wirtschafts-
zweigen führen würden, der Vorgang also gesamtwirt-
schaftlich mehr oder weniger neutral abliefe. Dies ist je-
doch dann nicht der Fall, wenn durch überproportionale
Zunahme importierter Vorleistungen inländische Wert-
schöpfung verloren geht. 

Anstieg der Vorleistungsimporte ...

Entsprechend den Verschiebungen im Gefüge des Pro-
duktionsprozesses entfallen heute rund zwei Drittel des

Produktionswerts des Verarbeitenden Ge-
werbes auf von außen bezogene Vorleis-
tungen. Sie setzen sich aus vier Segmen-
ten zusammen, nämlich den inländischen
Bezügen aus dem eigenen Sektor (Verar-
beitendes Gewerbe), den inländischen Be-
zügen von anderen inländischen Sektoren
(z.B. Dienstleistungsbranchen), den Impor-
ten von Erzeugnissen des im Ausland an-
sässigen Verarbeitenden Gewerbes (int-
raindustrieller Außenhandel) und den Im-
porten von anderen ausländischen Liefe-
ranten (z.B. Dienstleistungsunternehmen,
Lieferanten von Rohstoffen und Energie-
trägern). Statistisch sind diese Vorgänge
am aktuellen Rand allerdings nur einge-
schränkt nachvollziehbar. Als Datenquelle
kommen die amtlichen Input-Output-Ta-
bellen in Betracht, in denen auch die Vor-
leistungsbezüge der einzelnen Sektoren ge-
trennt nach Inlands- und Auslandsbezügen
ausgewiesen werden. Die letzte verfügba-
re Tabelle bezieht sich auf das Jahr 2000. 
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Tab. 2
Entwicklung der Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigung des
Verarbeitenden Gewerbes im Vergleich zur Gesamtwirtschaft
durchschnittliche jährliche Wachstumsraten in %

Alte Bun-
desländer Deutschland

Bereich / Variable

1970/1991 1991/1995 1995/2000 2000/2002

Verarbeitendes Gewerbe:
Produktionswerta) 2,2 – 0,4 3,5 0,0
Bruttowertschöpfunga) 1,8 – 1,8 1,0 – 0,2
Beschäftigtec) – 0,4 – 5,5 – 0,8 – 0,9

Gesamtwirtschaft:
Produktionswerta) 2,9 1,6 3,0 0,4
Bruttowertschöpfunga)b) 2,7 1,4 2,2 0,9
Beschäftigtec) 0,7 – 0,7 0,7 – 0,1

a) In konstanten Preisen. – b) Summe der Wertschöpfung der einzelnen Wirt-
schaftssektoren (unbereinigte Bruttowertschöpfung). – c) Erwerbstätige.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.3; Berechnungen des
ifo Instituts.

Tab. 3
Vorleistungsbezüge des Verarbeitenden Gewerbesa)

1995 2000 Veränderung
Mrd. n Mrd. p in %

Vorleistungen insgesamt 639,3 824,1 17,2
– aus dem Inland 490,7 580,4 10,8
– aus dem Ausland 148,6 243,7 35,6
Importquoteb) in % 23,2 29,6 –
Erzeugn. des Verarb. Gewerbes 390,1 506,4 18,3
– aus dem Inland 270,5 311,3 11,6
– aus dem Ausland 119,6 195,1 30,9
Importquoteb) in % 30,7 38,5 –
Dienstleistungen 171,3 226,0 14,1
– aus dem Inland 165,7 215,7 13,6
– aus dem Ausland 5,6 10,3 26,2
Importquoteb) in % 3,3 4,5 –
Sonstige Erzeugnisse 77,9 91,7 18,4
– aus dem Inland 54,5 53,5 – 2,7
– aus dem Ausland 23,4 38,2 69,9
Importquoteb) in % 30,0 41,7 –
a) Nominale Daten. – b) Anteil der Bezüge aus dem Ausland an den Bezügen
insgesamt.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 2 (Input-Output-
Rechnung); Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts.
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Für den Zeitraum von 1995 bis 2000 zeigt sich für die no-
minalen Variablen der amtlichen Input-Output-Tabellen13

folgendes Bild: Der Anteil der Vorleistungen am Produk-
tionswert hat nach diesen Angaben von 64,0% (1995) auf
67,7% (2000) zugenommen. Von den vom Verarbeiten-
den Gewerbe insgesamt bezogenen Vorleistungen stamm-
ten 1995 23,2% aus Importen. Bis zum Jahr 2000 hat
sich deren Anteil auf 29,6% erhöht. In Veränderungsraten
ausgedrückt bedeutet dies, dass die nominalen Vorleis-
tungsbezüge des Verarbeitenden Gewerbes von 1995 bis
2000 insgesamt um rund 17% zugenommen haben und
sich dabei die Bezüge aus dem Inland um knapp 11%
und die aus dem Ausland um fast 36% erhöhten (vgl.
Tab. 3). Die Beschaffungsseite des Verarbeitende Gewer-
bes stand also in dieser Phase im Zeichen einer starken
Importintensivierung. 

Noch deutlicher wird dieser Effekt, wenn man nur den intra-
industriellen Handel betrachtet: Am gesamten Vorleis-
tungsbezug des Verarbeitenden Gewerbes hatten Erzeug-
nissen des Verarbeitenden Gewerbes 1995 – ebenso wie
2000 – einen Anteil von rund 61%. Die Importquote lag hier
1995 bei 30,7%. In nur fünf Jahren stieg sie auf 38,5%. Die
Vorleistungsbezüge insgesamt nahmen in dieser Zeit um
über 18% zu, wobei die inländischen Lieferungen um 12%
und die Importe um 31% expandierten (Tab. 3). 

Insgesamt ist festzustellen, dass an den gegenüber der
Wertschöpfung überdurchschnittlich wachsenden Vorleis-
tungsbezügen des Verarbeitenden Gewerbes zwar die In-
landslieferungen nach wie vor den größeren Anteil haben,
dass die Vorleistungsimporte aber den weit expansiveren
Bereich bilden (vgl. Tab. 3). Dabei handelte es sich im Zeit-
raum von 1995 bis 2000 um einen Prozess mit erheblicher
Dynamik. In den letzten drei Jahren dürfte sich die Import-
intensivierung der industriellen Vorleistungsbezüge aller-
dings nicht nur nicht fortgesetzt, sondern zum Teil auch
etwas zurückgebildet haben. Die ent-
sprechenden Außenhandelsdaten deu-
ten zumindest in diese Richtung.14 Hier-
bei handelt es sich aber vermutlich –
ebenso wie bei dem bereits geschilder-
ten jüngsten Anstieg der Wertschöp-
fungsquote (vgl. Abb. 2) – vor allem um
eine kurzfristige Reaktion auf die unge-
wöhnlich lange Konjunkturflaute. 

... bildet stärkstes Wachstums-
element 

Versucht man, das Produktionswachstum
eines Sektors auf seine Komponenten
aufzuteilen, so kann von der Definitions-
gleichung 

Bruttowertschöpfung = Produktionswert – eingesetzte Vor-
leistungen 

ausgegangen werden. Dabei können die Vorleistungen in
solche, die aus dem Inland und solche, die aus dem Aus-
land stammen, unterteilt werden. Bei der statistischen Er-
mittlung des sektoralen Produktionswerts ist jedoch zu be-
achten, dass er als Summe der Produktionswerte der ein-
zelnen Wirtschaftseinheiten (Unternehmen) erfasst wird. Das
Verarbeitende Gewerbe besteht aber nicht nur aus End-
produkteherstellern, sondern auch aus Vorleistungsliefe-
ranten, die zum Teil anderen Unternehmen des Verarbei-
tenden Gewerbes zuliefern. Dieser Teil der Produktion wird
sozusagen in den aggregierten Sektorwerten doppelt ge-
zählt. Für eine aussagefähige analytische Betrachtung ist es
darum sinnvoll, vom statistischen Produktionswert eines
Sektors die innersektoralen Vorleistungsbezüge abzuziehen
und die bereinigte Größe als effektiven Produktionswert des
Sektors zu betrachten. Die entsprechende Definitionsglei-
chung lautet dann 

Effektiver Produktionswert = Bruttowertschöpfung + ein-
gesetzte Vorleistungen von anderen inländischen Sektoren
+ eingesetzte Vorleistungen aus dem Ausland. 

Der sektorale Outputwert setzt sich also aus den drei Ele-
menten eigene Wertschöpfung, sektorexterne inländische
Vorleistungen und ausländische Vorleistungen zusammen.
Um die Struktur und die Bewegung der relevanten Kompo-
nenten transparent zu machen, wurde hier der effektive Pro-
duktionswert des Verarbeitenden Gewerbes für die Jahre
1995 und 2000 aus den Daten der Input-Output-Tabellen
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Tab. 4
Effektiver Produktionswert des Verarbeitenden Gewerbes und seiner
Komponentena)

Mrd. q Strukturanteileb) %
1995 2000 1995 2000

Statistischer Produktionswert 998,4 1 218,2 – –
Sektorinterne Vorleistungsbezüge
und Gütersteuernc) 275,4 317,1 – –

Effektiver Produktionswert 723,0 901,1 100,0 100,0
Bruttowertschöpfung 354,2 388,3 49,0 43,1
Vorleistungen anderer inländischer
Sektoren 220,2 269,1 30,5 29,9

Vorleistungen aus dem Ausland 148,6 243,7 20,5 27,0
a) Nominale Daten. – b) Anteil am effektiven Produktionswert. – c) Gütersteuern
abzüglich Gütersubventionen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 2 (Input-Output-Rechnung);
Berechnungen des ifo Instituts.

13 In den Input-Output-Tabellen des Statistischen Bundesamts werden die
Wertvariablen nur in nominaler Form ausgewiesen. 

14 Da sich in der amtlichen Statistik die Definition der Vorleistungen ab 2001
geändert hat, ist eine fundierte Aussage hierzu bis zum Erscheinen neue-
rer Input-Output-Tabellen allerdings problematisch. 
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berechnet und in die drei genannten Elemente aufgeteilt.15

Das Ergebnis ist in den Tabellen 4 und 5 dargestellt. Den in
Tabelle 5 ausgewiesenen auf das Jahr 2003 bezogenen An-
gaben liegen Schätzungen des ifo Instituts zugrunde.

Aus der Komponentenstruktur des effektiven Produktions-
werts wird deutlich, dass die sektorale Wertschöpfung nach
wie vor den größten Anteil am effektiven Produktionswert
des Verarbeitenden Gewerbes ausmacht. Ihr Strukturan-
teil verkleinerte sich jedoch zwischen 1995 und 2000 von
49 auf 43,1% (vgl. Tab. 4). Mit einer Zunahme von 20,5 auf
27% hat dagegen der Anteil der importierten Vorleistungen
stark zugelegt, während sich die Vorleistungsbezüge von
anderen inländischen Sektoren nahezu im Gleichschritt mit
dem effektiven Produktionswert des Verarbeitenden Ge-
werbes bewegten. Damit kann festgestellt werden, dass
im Jahr 2000 mehr als ein Viertel der effektiven industriel-
len Produktion aus Wertschöpfung bestand, die aus dem
Ausland zugekauft wurde. 

In den drei Jahren danach hat sich dieser
Prozess allerdings nicht fortgesetzt und ten-
dierte deutlich in die andere Richtung. Die
Vorleistungsimporte des Verarbeitenden Ge-

werbes schrumpften in dieser Phase wie-
der deutlich, während die Wertschöpfung
real stagnierte und die inländischen Vor-
leistungsbezüge von anderen Sektoren
etwas zunahmen (vgl. Tab. 5). Wie schon
gesagt, handelt es sich bei diesem jüngs-
ten Rückgang der Vorleistungsimporte
vermutlich um Reaktionen auf die Kon-
junkturschwäche in den Jahren von 2001
bis 2003, die viele Unternehmen veran-
lasste, Wertschöpfung zurückzuverla-
gern, um Auslastungseinbrüche in Gren-
zen zu halten. Diese Reaktion ist bemer-
kenswert, wenn man berücksichtigt, dass
durch die Aufwertung des Euro die Ein-
fuhrpreise 2002 und 2003 tendenziell ge-
sunken sind. Offensichtlich werden viele
Unternehmen durch eine niedrige Kapa-

zitätsauslastung stärker belastet als durch den Verzicht auf
günstige Beschaffungsmöglichkeiten. 

Trotz der Gegenbewegung am aktuellen Rand hat sich im
Zeitraum von 1995 bis 2003 die Komponentenstruktur des
effektiven Produktionswerts im Verarbeitenden Gewerbe
deutlich zu ungunsten der eigenen Wertschöpfung ver-
schoben.16 Während der effektive Produktionswert von 1995
bis 2003 real insgesamt um 18,3% gewachsen ist, nahm
die eigene Wertschöpfung des Sektors real nur um 4,0% zu.
Entsprechend überdurchschnittlich entwickelte sich der re-
ale Wert der von außen bezogenen Vorleistungen: Ingesamt
erhöhte sich dieser von 1995 bis 2003 um 32%, wobei die
Bezüge aus dem Inland um 23,1% zugenommen haben und
die aus dem Ausland um 45,2%, also fast doppelt so stark
gestiegen sind. Vom absoluten Zuwachs des effektiven Pro-
duktionswerts in Höhe von 132 Mrd. r (real, in Preisen von
1995) dürfte im Zeitraum von 1995 bis 2003 rund die Hälf-
te (51%) allein auf die Zunahme der importierten Vorleis-
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Tab. 5
Veränderung des effektiven Produktionswerts des Verarbeitenden Gewerbes
und seiner Komponenten von 1995 bis 2003a)

Reale Wachstumsratenb)

(in %)

Absolute Verände-
rung 1995/2003

(in Mrd. p)

1995/
2000

2000/
2003

1995/
2003

nominal realc)

Effektiver Produktionswert 3,6 –0,3 2,1 182,2 132,0
Bruttowertschöpfung 0,8 0,0 0,5 49,7 14,1
Vorleistungen anderer
inländischer Sektoren 3,5 1,2 2,6 67,3 50,8

Vorleistungen aus dem
Ausland 9,4 –2,5 4,8 65,2 67,1

a) Daten für 2003 geschätzt. – b) Durchschnittlich pro Jahr. – c) In Preisen von 1995.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 2 (Input-Output-Rechnung);
Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts.

Abb. 6

15 Zur Ermittlung des effektiven Produktionswerts wur-
den vom statistischen Produktionswert nach den amt-
lichen Input-Output-Tabellen für 1995 und 2000 die
sektorinternen Vorleistungen sowie die Variable Gü-
tersteuern abzüglich Gütersubventionen abgezogen.
Zu beachten ist hierbei, dass die Produktionswerte für
das Verarbeitende Gewerbe nach der sektoralen Glie-
derung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
nicht exakt mit denen nach den Input-Output-Tabel-
len übereinstimmen. So wies die Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung für 1995 einen Produktionswert von
1 037,8 Mrd. r für das Verarbeitenden Gewerbe aus,
aus der Input-Output-Tabelle für 1995 ergibt sich ein
Wert von 998,4 Mrd. r.

16 Da für die Jahre nach 2000 bisher keine Input-Output-
Tabellen vorliegen, beruhen die hier gemachten quan-
titativen Angaben für den aktuellen Rand auf Schät-
zungen des ifo Instituts. 
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tungen (67,1 Mrd. r in Preisen von 1995) und damit auf aus-
ländische Wertschöpfung zurückzuführen sein (vgl. Tab. 5).
Etwas mehr als ein Drittel kann der Ausweitung des Einsat-
zes von Vorleistungen aus anderen inländischen Sektoren
und nicht viel mehr als ein Zehntel der Steigerung der eige-
nen Wertschöpfung zugeordnet werden. Abbildung 6 illus-
triert die relevanten Bewegungen.

Damit bleibt festzuhalten, dass dem industriellen Produk-
tionswachstum in den letzten zehn Jahren, das zum gro-
ßen Teil aus beachtlichen Erfolgen exportorientierter Unter-
nehmen auf den Weltmärkten resultiert, keine entsprechende
Zunahme der inländischen Wertschöpfung gegenübersteht.
Die Hälfte des realen Wachstums seit 1995 ist auf die Zu-
nahme von Vorleistungsimporten und damit auf ausländi-
sche Wertschöpfung zurückzuführen. Da die Beschäfti-
gungswirkungen nicht an die Entwicklung der Produktion,
sondern an die der inländischen Wertschöpfung gebunden
sind, ist in den längerfristig überdurchschnittlich wachsen-
den Vorleistungsimporten ein dämpfender Faktor für den in-
ländischen Arbeitsmarkt zu sehen. 

Arbeitsproduktivität wächst stärker als die reale
Wertschöpfung, ...

Neben der sinkenden Wertschöpfungsquote wirkt sich die
stark steigende Arbeitsproduktivität17, also die Erhöhung
der Effizienz des Produktionsapparats, limitierend auf die
Beschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe aus. Gemes-
sen als reale Wertschöpfung pro Erwerbstätigen hat sich
diese bereits in den sechziger Jahren sehr dynamisch ent-
wickelt (vgl. Abb. 7): Von 17 500 r (1960) stieg sie bis 1970
auf 28 500 r pro Beschäftigten, also um durchschnittlich
5% pro Jahr. Im Zeitraum von 1970 bis 1990 hat sie sich
dann weiter um mehr als die Hälfte auf 44 400 r erhöht.
Die durchschnittliche Zunahme in diesem Zeitraum lag bei

2,3% pro Jahr, wobei sich die Entwicklungskurve spürbar
abflachte: Mit 2,8% war die mittlere Wachstumsrate von
1970 bis 1980 noch deutlich größer als die im Zeitraum von
1980 bis 1990 (1,7% p.a.).

Die Gebietsstandsänderung brachte dann 1991 einen dras-
tischen Rückgang der amtlich gemessenen Beschäftigten-
produktivität im Verarbeitenden Gewerbe: Von rund 45 300r
(alte Bundesländer) sank der Wert auf ca. 38 800 r pro Er-
werbstätigen (Gesamtdeutschland, vgl. Tab. 1), was einem
Rückgang um 14,4% entspricht. Der Einbruch wurde zwar
relativ schnell, nämlich bis 1995 (45 300 r), ausgeglichen,
eine Rückkehr auf den ursprünglichen Entwicklungspfad
konnte jedoch nicht erreicht werden. Vielmehr entwickelte
sich die Beschäftigtenproduktivität des Verarbeitenden Ge-
werbes in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre, um rund
vier Jahre zeitlich versetzt, in etwa parallel zum Trend des
vorausgegangenen Jahrzehnts: Von 1995 bis 2000 stieg sie
um 1,8% pro Jahr, danach flachte sich die Entwicklungs-
kurve allerdings ab; von 2000 bis 2002 nahm die Beschäf-
tigtenproduktivität im verarbeitenden Gewerbe rechnerisch
lediglich um 0,7% p.a. zu. Insgesamt dürfte sie von 1995
bis 2003 um gut 14% gestiegen sein. 

... was zu einer rückläufigen Beschäftigungs-
entwicklung führt

Die Zunahme der fertigungstechnischen und organisatorischen
Effizienz des Produktionsapparates wirkt sich dann neutral auf
das Beschäftigungsvolumen aus, wenn die reale Wertschöp-
fung im gleichen Ausmaß zunimmt. Dies war in den sechzi-
ger Jahren und noch in der ersten Hälfte der siebziger Jahre
der Fall (vgl. Abb. 8). Danach kam es bis Mitte der achtziger
Jahre zu einer rückläufigen Tendenz in der Beschäftigtenzahl,
die von 1974 bis 1984 um rund 13% absank. Bis 1991 er-
höhte sich zwar das Beschäftigungsvolumen im Verarbeiten-

den Gewerbe der alten Bundesländer wie-
der, das Niveau der frühen siebziger Jahre wur-
de jedoch nicht wieder erreicht. 

Mit der Wiedervereinigung nahm die Zahl
der Beschäftigten im Verarbeitenden Ge-
werbe von gut 8,7 Mill. (alte Bundesländer)
auf fast 10,6 Mill. (Deutschland) zu (vgl.
Tab. 1), stieg also um rund 21%. Im Zuge
der Anpassung des industriellen Produk-
tionsapparats schrumpfte diese Zahl dann
allerdings sehr schnell, und bereits 1994
zählte das Verarbeitenden Gewerbe im
wiedervereinigten Deutschland weniger Be-
schäftigte als die alten Bundesländer drei
Jahre zuvor (vgl. Abb. 8).
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Abb. 7

17 Reale Wertschöpfung pro Arbeitseinheit. 
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Im Zeitraum von 1995 bis 2003 schrumpfte die Zahl der im
Verarbeitenden Gewerbe beschäftigten Erwerbstätigen wei-
ter, und zwar von 8,44 Mill. auf schätzungsweise 7,75 Mill.
Personen. Das war insgesamt ein Rückgang um gut 8%.
Um das Beschäftigungsniveau stabil zu halten, hätte die
Wertschöpfung etwa im Ausmaß der Beschäftigtenproduk-
tivität (rund 14%) zunehmen müssen. Aus Abbildung 6 wird
deutlich, dass der effektive Produktionswert mit gut 18%
diese Marke sogar noch übertroffen hat. Wäre die Brutto-
wertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes mit der glei-
chen Rate gewachsen wie der effektive Produktionswert, so
hätte das Beschäftigungsvolumen dieses Sektors – gleiche
Produktivitätsentwicklung vorausgesetzt – 2003 sogar noch
etwas über dem Niveau des Jahres 1995 liegen können,
statt 8% darunter. Das heißt die Arbeitsplatzverluste des Ver-
arbeitenden Gewerbes sind in diesem Zeitraum nicht auf ein
unzureichendes Produktionswachstum, sondern auf eine
sinkende Wertschöpfungsquote zurückzuführen. Mehr als
die Hälfte dieses Effektes ergibt sich aus Wertschöpfungs-
verlagerungen ins Ausland infolge gestiegener Vorleis-
tungsimporte. Wenn der Trend der Wertschöpfungsquote
nicht gewendet werden kann, wird selbst die Qualifikation
zum Exportweltmeister nicht davor schützen, dass sich die
Zahl der Beschäftigten in der deutschen Industrie weiter ab-
wärts bewegt, sofern sich nicht ein unerwarteter Wachs-
tumsschub einstellt, der so dynamisch ist, dass auch das
Wertschöpfungsvolumen stärker expandiert als die Pro-
duktivität des Faktors Arbeit. 
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Abb. 8
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Eine deutsche Erfolgsgeschichte
und wettbewerbsbedingte Risiken

Die Automobilindustrie wird häufig als ei-
ne der am stärksten globalisierten Bran-
chen angesehen (Humphrey und Meme-
dovic 2003). Auf der Endproduktebene
lässt sich dies mit der starken Außen-
handelsorientierung, den hohen Direktin-
vestitionen im Ausland sowie den vielfäl-
tigen Verflechtungen und Allianzen zwi-
schen Automobilherstellern begründen
(vgl. Spatz und Nunnenkamp 2002). Es
kommt hinzu, dass sich im Automobilbau
zunehmend internationale Wertschöp-
fungsketten herausbilden, indem die Pro-
duktion vieler Vorleistungen von den End-
herstellern ausgelagert wird. Entwick-
lungs-, Schwellen- und Transformations-
länder, die im Vergleich zu den traditio-
nellen Automobilstandorten durch ein

niedriges Pro-Kopf-Einkommen gekenn-
zeichnet sind, treten sowohl als Endpro-
duzenten als auch als Vorlieferanten ver-
stärkt als Wettbewerber auf.

Trotz des verschärften »Wettbewerbs von
unten« ist die Produktion von Automo-
bilen sowie von Komponenten und Tei-
len weiterhin auf die Triade fortgeschrit-
tener Industrieländer konzentriert. In
Deutschland, wo die Automobilindustrie
traditionell einen hohen Stellenwert ein-
nimmt (Nunnenkamp 1998), verweist der
Verband der Automobilindustrie (VDA) re-
gelmäßig auf die Erfolge der Branche.
Laut VDA-Präsident Gottschalk hat »die
deutsche Automobilindustrie ... mit
3,67 Mill. Pkw einen neuen Exportrekord
im Jahr 2003 erzielt und damit alle Er-
wartungen übertroffen« (VDA 2004). Wei-
tere »Zeichen von Stärke« werden darin
gesehen, dass mit 5,15 Mill. im Inland
produzierter Pkw zum sechsten Mal in
Folge die Fünf-Millionen-Marke übertrof-
fen wurde und die Beschäftigung in der
Branche gestiegen ist.

In Abbildung 1 lässt sich zudem ablesen,
dass der Abstand zwischen den deut-
schen Kfz-Exporten und Kfz-Importen seit
1992 wieder gewachsen ist. Deutschland
war 2002 hinter Japan der Vize-Welt-
meister bei Kfz-Exporten (VDA 2003,
346). Spatz und Nunnenkamp (2002,
66 ff.) bestätigen schließlich, dass sich die
deutsche Automobilindustrie im Vergleich

Wettbewerbsdruck

Peter Nunnenkamp*

Der Automobilstandort Deutschland unter 
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zur gesamten verarbeitenden Industrie durch höhere Durch-
schnittseinkommen und bessere Beschäftigungsmöglich-
keiten auszeichnet.

All dies sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch
in der erfolgsverwöhnten deutschen Automobilindustrie ein
intensiver »Wettbewerb von unten« herrscht, der zwei Aus-
prägungen annimmt: die Endfertigung im Ausland, wobei
wir uns in diesem Beitrag auf die Auslandsproduktion deut-
scher Kfz-Hersteller beschränken, und das internationale
Outsourcing von Vorleistungen. In beiden Bereichen gibt es
Rekorde, die sich als konfliktträchtig erweisen dürften. VDA-
Präsident Gottschalk räumt die verteilungspolitische Brisanz
des »Wettbewerbs von unten« zumindest implizit ein, wenn
er konstatiert, dass »Deutschland wieder mehr Wertschöp-
fung am eigenen Standort braucht« (VDA 2004). Die vertei-
lungspolitischen Implikationen des »Wettbewerbs von un-
ten« in der deutschen Automobilindustrie werden am Schluss
dieses Beitrags wieder aufgegriffen. Zuvor soll nachgewie-
sen werden, dass die Auslandsproduktion und das Out-
sourcing gleichzeitig an Bedeutung gewinnen und dass bei-
de Phänomene durch internationale Kostenunterschiede
vorangetrieben werden.

Die Ergebnisse von Unternehmensbefragungen scheinen
der These zur Relevanz von Kostenunterschieden zumeist
zu widersprechen. So konstatiert Walker (1999, 197): »Mit
Auslandsstandorten verfolgen Unternehmen überwiegend
... das Ziel der Absatzmarktexpansion.« Sturgeon und Flo-
rida (1999, 53) finden »a large measure of convergence to-
ward building vehicles where they are sold.« Es wird jedoch
zu zeigen sein, dass die Ausnutzung von Kostenvorteilen
im Ausland kaum im Widerspruch zu einer kundennahen
Produktion steht, weil sich beide Formen des »Wettbewerbs
von unten« in erster Linie auf regionaler – und weniger auf
globaler – Ebene vollziehen.1 Die Zukunft des Automobil-
standorts Deutschland wird maßgeblich davon abhängen,
ob die wettbewerbsbedingten Anpassungszwänge durch
Strukturwandel und Spezialisierung gemeistert werden.

Auslandsproduktion: Bedeutung, Motive und
Rückwirkungen

Etwa zwei Drittel der Kunden der deutschen Kfz-Herstel-
ler leben im Ausland. Dieser hohe Anteil ergibt sich nähe-
rungsweise, wenn man berücksichtigt, dass die Kfz-Ex-

porte im Jahr 2002 fast 40% der Gesamtproduktion deut-
scher Hersteller im In- und Ausland ausmachten und die
Auslandsproduktion 45% der Gesamtproduktion erreich-
te (VDA 2003).2 Ob dies ein Problem für den Automobil-
standort Deutschland darstellt, hängt davon ab, welche
Internationalisierungsstrategie die Kfz-Hersteller verfolgen,
um die Auslandsmärkte zu bedienen. Eine wesentliche Fra-
ge ist, ob und in welchem Maße Exporte aus Deutschland
durch eine kundennahe Produktion im Ausland substitu-
iert werden.

Die im Verlauf der Globalisierung stark gesunkenen Trans-
port- und sonstigen Transaktionskosten lassen eigentlich er-
warten, dass die Bedeutung der Kundennähe bei Produk-
tionsentscheidungen abnimmt und die Exportstrategie an
Attraktivität relativ gewinnt. Die Aussage von Walker (1999,
192), dass sich die Märkte der Entwicklungs- und Schwel-
lenländer »immer weniger über den Export beliefern (las-
sen),« ist nicht länger haltbar.3 Vielmehr haben selbst tradi-
tionell geschlossene Volkswirtschaften wie Brasilien und In-
dien den Importschutz in jüngerer Vergangenheit reduziert,
und früher übliche Regulierungen im Hinblick auf lokale Wert-
schöpfungsanteile (local content) und Außenhandelsquoten
sind wegen bi- und multilateraler Vertragsverpflichtungen in-
zwischen weitgehend unzulässig.

Gleichwohl wird die Kundennähe in Unternehmensbefra-
gungen typischerweise als wichtiges Motiv für die Aus-
landsproduktion angegeben. Pries (2000, 673) führt es
unter anderem auf das schwache Wachstum der west-
europäischen Kernmärkte zurück, dass alle drei großen
deutschen Kfz-Hersteller (Volkswagen, BMW und – ehe-
mals – Daimler-Benz) eigene Produktionsstätten in den-
jenigen Marktregionen auf- bzw. ausbauten, die Men-
genwachstum versprachen (»weltweite Produktionsprä-
senz in strategisch wichtigen Märkten«).4 Tatsächlich ist
die Auslandsproduktion der deutschen Kfz-Hersteller so-
wohl im Verhältnis zur Inlandsproduktion als auch zu den
Exporten gestiegen (vgl. Abb. 2). Die Auslandsproduk-
tion übertrifft inzwischen die Kfz-Exporte aus Deutsch-
land, und der Anteil der Auslandsproduktion an der Ge-
samtproduktion hat sich seit den frühen achtziger Jahren
etwa verdoppelt.

Gegen die These, dass Exporte zu Lasten des Standorts
Deutschland durch Auslandsproduktion substituiert werden,

1 Vgl. auch Humphrey und Memedovic (2003, 34): »The initial attraction for
... extending production networks from North America and Western Eu-
rope to the peripheral regions was a combination of access to growing
markets and reducing costs through the development of low-cost pro-
duction sites.« Ähnlich argumentiert Pries (1999, 31) mit Bezug auf Volks-
wagen: »Die Integration von Seat in Spanien (1986) und später von Sko-
da in der Tschechischen Republik (1990) erfolgte aus Gründen der Pro-
dukt- und Markterweiterung und aufgrund der niedrigen Faktorkosten an
den neuen Standorten.«

2 Es ist anhand von VDA-Daten nicht genau zu beziffern, wie hoch der An-
teil an der Auslandsproduktion deutscher Kfz-Hersteller ist, der auf dem
deutschen Markt abgesetzt wird; vgl. dazu weiter unten.

3 Im Gegensatz zu Walker (1999) stellte Pries (1999, 32) schon Ende der
neunziger Jahre fest, dass die Sicherung des Marktzugangs als Motiv für
die Auslandsproduktion relativ an Gewicht verloren hatte.

4 Im Hinblick auf die M-Klasse von Mercedes-Benz, deren Produktion 1997
in Alabama aufgenommen wurde, bezeichnet Pries (2003, 14) es sogar
als »obvious«, dass »a significant share of these new customers (in den
Vereinigten Staaten) would not have been won over by a product made
outside the USA.«
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ließe sich anführen, dass seit 1993 ein gleichzeitiger Anstieg
auf beiden Absatzwegen zu beobachten ist. Es ist nicht
eindeutig zu beantworten, ob die Exporte und damit auch
die Produktion im Inland schneller gewachsen wären, wenn
die Auslandsproduktion nicht ausgeweitet worden wäre. In
einer früheren Studie fanden sich nur vereinzelte Hinweise
auf eine Verdrängung von Inlands- durch Auslandsproduk-
tion; in Korrelationsanalysen zeigte sich zumeist eine kom-
plementäre Beziehung zwischen der Entwicklung der Di-
rektinvestitionen der deutschen Automobilindustrie in aus-
gewählten Gastländern und den deutschen Kfz-Exporten
in diese Länder (Spatz und Nunnenkamp 2002, 16–26).5

Allerdings wurde schon dort vermutet, dass es mit dem sich
verschärfenden »Wettbewerb von unten« (insbesondere mit
der engeren Einbindung der mitteleuropäischen Transfor-
mationsländer in die internationale Arbeitsteilung) vermehrt
zu Substitutionseffekten kommen dürfte.

Neuere Ergebnisse bestärken diese Erwar-
tung. In Abbildung 3 werden einzelne deut-
sche Kfz-Hersteller gemäß des Anstiegs der
Auslandsproduktion im Verhältnis zur In-
landsproduktion aufgelistet, wobei – soweit
möglich – zwischen den Pkw- und Nfz-
Sparten der Hersteller differenziert wird.
Während ausländische Standorte für die
Pkw-Sparte von Volkswagen seit 1990 dra-
matisch an Gewicht gewonnen haben, ist
dies für Audi kaum der Fall. Die Kehrseite
dieses Unterschieds ist darin zu sehen, dass
die Exporte und die Inlandsproduktion der
Pkw-Sparte von Volkswagen im Vergleich
der Jahre 1990 und 2002 geschrumpft sind,
wohingegen Audi zu den Herstellern mit den
stärksten Zuwächsen bei Exporten und In-
landsproduktion gehörte. Generell ist für
Hersteller mit einer stärker ausgeweiteten

Auslandsproduktion kennzeichnend, dass sowohl die Ex-
porte als auch die Inlandsproduktion schwächer expan-
dierten.6 Hierin ist ein erstes Indiz für Substitutionseffekte
zu erkennen.

Die regionale Struktur der Auslandsproduktion und deren
Motive bieten weiteren Aufschluss über Substitutionseffek-
te. Entwicklungs- und Schwellenländer in Afrika, Asien und
Lateinamerika haben seit den achtziger Jahren eine hohe
und nahezu unveränderte (relative) Bedeutung als Aus-
landsstandorte deutscher Pkw-Hersteller (vg. Abb. 4). In den
meisten dieser Länder (insbesondere in Argentinien, Brasi-
lien und China) handelt es sich um eine absatzorientierte
Auslandsproduktion, die auf die dortigen Märkte ausgerichtet
ist.7 Die kundennahe Produktion an diesen Standorten war
in der Vergangenheit kaum auf freie Entscheidungen der
deutschen Pkw-Hersteller über alternative Internationali-

sierungsstrategien zurückzuführen; vielmehr
wurde sie »erzwungen«, weil Pkw-Exporte
aus Deutschland wegen der Handelsbe-
schränkungen der Zielländer lange Zeit kei-
ne Alternative zur Auslandsproduktion bo-

Abb. 2

Abb. 3

5 Dies galt interessanterweise nicht für Mexiko (Spatz
und Nunnenkamp 2002, 20, Abb. 5), obwohl Pries und
Schweer (2002, 13) darauf verweisen, dass die mexi-
kanische Regierung den Pkw-Import durch Zollsen-
kungen zugunsten von Volkswagen erleichterte, um
mit dieser Konzession die Produktion des New Beet-
le nach Mexiko zu locken.

6 Im Fall der Exporte passen Porsche und MAN nicht in
dieses Muster. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein,
dass die VDA-Angaben die Exporte dieser Hersteller
überzeichnen, weil nicht nur die Exporte aus Deutsch-
land, sondern auch jene aus Finnland bzw. Österreich
enthalten sind.

7 Das Engagement deutscher Hersteller in Mexiko grün-
det sich allerdings stärker auf Kostenmotive. Aus Me-
xiko wird nicht nur der nordamerikanische Markt, son-
dern auch der heimische Markt in Deutschland ver-
sorgt (z.B. VW New Beetle).
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ten. Substitutionseffekte sind hier also weitestgehend aus-
zuschließen.

Eine ganz andere Situation bestand von Anfang an für die
Auslandsstandorte an der südlichen EU-Peripherie (Portugal
und Spanien) und in den mitteleuropäischen Beitrittsländern.8

Zwar spielen lokale Absatzmotive auch dort eine Rolle. Ins-
besondere die mitteleuropäischen Märkte sind aber zu eng,
um für sich allein genommen das starke Engagement deut-
scher Pkw-Hersteller zu rechtfertigen. Der dramatische An-
stieg der dortigen Auslandsproduktion dürfte maßgeblich
auf Kostenmotiven beruhen. Ähnliches gilt für die südliche
EU-Peripherie. Beide Ländergruppen haben zusammenge-
nommen ihren Anteil an der gesamten Auslandsproduktion
deutscher Pkw-Hersteller auf 40% verdoppelt (vgl. Abb. 4).
Der »Wettbewerb von unten« in der Endfertigung und damit
einhergehende Substitutionseffekte resultieren also gar nicht
so sehr aus einer wirklich globalisierten Automobilproduktion,
sondern in erster Linie aus der Ausnutzung internationaler
Kostenunterschiede auf regionaler (europäischer) Ebene.

Die regionale Arbeitsteilung mildert zugleich den Konflikt, der
zwischen kundennaher Produktion und der Realisierung von

Kostenvorteilen bestehen mag. Die an der südlichen EU-Pe-
ripherie und in den mitteleuropäischen Beitrittsländern pro-
duzierten Pkw werden großenteils nach Deutschland gelie-
fert, wobei angesichts der räumlichen Nähe nur begrenzte
Transaktionskosten anfallen. Für beide Auslandsstandorte
deutet Abbildung 5 auf Substitutionseffekte hin, obwohl nicht
nur die dortige Auslandsproduktion, sondern auch die deut-
schen Pkw-Exporte in die entsprechenden Ländergruppen
gestiegen sind:9

• Erstens hätte man erwarten können, dass die mitteleu-
ropäischen Transformationsländer ohne die Produk-
tionsverlagerung deutscher Hersteller höhere Pkw-Ex-
porte aus Deutschland absorbiert hätten. Die Exporte
nach Polen, der Slowakischen Republik, der Tschechi-
schen Republik und Ungarn haben sich zusammenge-
nommen im Vergleich von 1990–1995 und 1996–2002
verdoppelt, lagen aber mit jahresdurchschnittlich etwa

Abb. 4

Abb. 5

8 Die Auslandsstandorte in EU-Mitgliedsländern mit hohem Pro-Kopf-Ein-
kommen sowie in anderen fortgeschrittenen Industrieländern werden hier
nicht näher betrachtet, weil es in diesem Beitrag um den »Wettbewerb von
unten« geht.

9 Der gleichzeitige Anstieg von Auslandsproduktion und Exporten erklärt sich
zum einen daraus, dass mit erfolgter bzw. anstehender EU-Mitgliedschaft
Handels- und Investitionsbeschränkungen gelockert wurden. Zum ande-
ren existieren Komplementaritäten in dem Sinne, dass die Auslandspro-
duktion sich auf bestimmte Segmente des Pkw-Marktes konzentriert und
die lokale Nachfrage in anderen Segmenten durch Exporte aus Deutsch-
land befriedigt wird.
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90 000 Pkw weiterhin unterhalb der deut-
schen Pkw-Exporte allein nach Österreich
(VDA 2003).

• Zweitens gilt für beide Auslandsstandor-
te, dass ein anfänglicher deutscher Ex-
portüberschuss sich in einen bilateralen
Exportüberschuss der südlichen EU-Pe-
ripherie sowie der mitteleuropäischen Bei-
trittsländer verkehrt hat. Die deutschen
Pkw-Importe aus den vier mitteleuropäi-
schen Beitrittsländern sind seit 1996 dop-
pelt so stark gestiegen wie die deutschen
Pkw-Exporte in diese Länder.

• Drittens machten die deutschen Pkw-Im-
porte aus beiden Ländergruppen in den
Jahren 1996–2002 mehr als ein Drittel der
dortigen Auslandsproduktion aus.

Zusätzliche Substitutionseffekte können auf-
treten, wenn es auf Drittmärkten zu einer Ver-
drängung von Exporten aus Deutschland durch Exporte von
Tochterunternehmen im Ausland kommt. Mit den verfügba-
ren Daten lässt sich nicht ermitteln, in welchem Umfang dies
der Fall ist. Allerdings dürften solche Verdrängungseffekte da-
durch begünstigt werden, dass die in unterschiedlichen Re-
gionen angesiedelten Töchter deutscher Kfz-Hersteller zu-
nehmend in »einen systematischen und teilweise bewusst for-
cierten Wettbewerb um Investitionen, Produktmodelle und
Produktionsquoten« treten (Pries 2000, 674). So haben so-
wohl BMW als auch Daimler-Benz die Produktion von Mo-
dellen mit rechtsseitiger Lenkung in der Republik Südafrika
konzentriert und exportieren von dort in andere afrikanische
Staaten sowie nach Großbritannien, Australien und Japan (The
Economist 2004a; Humphrey und Memedovic 2003, 37).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Wettbe-
werbsdruck aus europäischen Ländern mit vergleichsweise
niedrigem Pro-Kopf-Einkommen sich nicht darauf be-
schränkt, dass mit der dortigen Auslandsproduktion Exporte
aus Deutschland entfallen. Vielmehr wird der deutsche Markt
selbst zunehmend zum Ziel von Automobilen, die in peri-
pheren europäischen Ländern produziert werden. Dies
spricht für die wesentliche Bedeutung des Kostenmotivs bei
den Produktionsentscheidungen der deutschen Kfz-Her-
steller, zumindest solange wie die Endverbraucher nicht all-
zu sehr entfernt angesiedelt sind.

Outsourcing von Vorleistungen: Internationale
Wertschöpfungsketten und standortspezifische
Strategien

Für die zunehmende Bedeutung des Kostenmotivs bei
Standortentscheidungen spricht auch die zweite Form des
»Wettbewerbs von unten« – der internationale Handel mit
Kfz-Teilen und Zubehör. Nach Humphrey und Memedovic

(2003, 21) liegt ein wesentlicher Strategiewechsel der Auto-
mobilhersteller darin, dass »developing countries were in-
creasingly considered less as isolated national markets and
more as potential parts of global production systems.« Mit
Bezug auf die deutsche Automobilindustrie diagnostiziert
Pries (1999, 17) eine Wandlung von »distributionsorientier-
ten multinationalen Konzernen« zu »transnationalen Kon-
zernen«, wobei für Letztere unter anderem die Reorganisa-
tion und Globalisierung der Zulieferstrukturen (im Gegensatz
zu vormals hohen lokalen Fertigungstiefen) als konstituie-
rendes Merkmal hervorgehoben wird.

Die deutsche Automobilindustrie verzeichnet weiterhin ei-
nen deutlichen Exportüberschuss im internationalen Handel
mit Kfz-Teilen und Zubehör (vgl. Abb. 6). Dies kann aber nicht
über den verstärkten Wettbewerbsdruck – und den damit
erforderlichen Strukturwandel – hinwegtäuschen. Die deut-
schen Exporte von Kfz-Teilen und Zubehör sind seit 1980
(in konstanten Preisen pro im Inland hergestelltem Kfz) um
knapp 110% gestiegen, die entsprechenden Importe da-
gegen um 370%. Das Verhältnis zwischen Exporten und Im-
porten ist damit von 4 zu 1 in 1980 auf 1,7 zu 1 in 2002 ge-
schrumpft.

Zudem findet sich für die deutsche Automobilindustrie die
These von Humphrey und Memedovic (2003) bestätigt, wo-
nach Länder mit vergleichsweise geringem Pro-Kopf-Ein-
kommen verstärkt in die internationalen Wertschöpfungs-
ketten eingebunden werden. Der intensive »Wettbewerb von
unten« im Vorleistungshandel zeigt sich darin, dass inzwi-
schen mehr als zwei Fünftel der deutschen Importe von Kfz-
Teilen und Zubehör aus solchen Ländern stammen (vgl.
Abb. 7). Deren Anteil an den gesamten Vorleistungsimpor-
ten hat sich in gut 20 Jahren mehr als vervierfacht. Die Ta-
belle bietet genaueren Aufschluss über die Bedeutung aus-
gewählter Gruppen von Entwicklungs-, Schwellen- und

Abb. 6
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Transformationsländern als Vorleistungslieferanten der deut-
schen Automobilindustrie:

Auch diese Form des »Wettbewerbs von unten« intensi-
viert sich in erster Linie auf regionaler Ebene. Neuerdings
spielen die mitteleuropäischen Transformationsländer auch
im Vorleistungshandel die führende Rolle. Auf ihr Konto
gingen 2002 zwei Drittel der deutschen Vorleistungsim-
porte von Kfz-Teilen und Zubehör aus allen Ländern mit

vergleichsweise geringem Pro-Kopf-Ein-
kommen.10

• Die Verdrängung der südlichen EU-Peri-
pherie als wichtigstem Anbieter von Vor-
leistungen bedeutet nicht, dass die Ein-
bindung der mitteleuropäischen Transfor-
mationsländer in die internationalen Wert-
schöpfungsketten der deutschen Auto-
mobilindustrie lediglich eine Handelsum-
lenkung zugunsten der Transformations-
länder bewirkt hat. Vielmehr handelt es
sich weitestgehend um Handelsschaffung
durch zusätzliches Outsourcing. Der ab-
solute Umfang der Vorleistungsimporte
aus den Ländern an der südlichen EU-Pe-
ripherie ist nicht etwa gesunken, sondern
hat sich (in konstanten Preisen) seit 1990
verdoppelt.

• Selbst die Standorte in Lateinamerika sind
trotz ihres drastisch gesunkenen Anteils
am Vorleistungshandel verstärkt in die
internationalen Wertschöpfungsketten der
deutschen Automobilindustrie eingebun-
den worden. Die Vorleistungsimporte (in
konstanten Preisen) aus dieser Region
sind seit 1990 immerhin um knapp 40%
gestiegen.

Die regionale Struktur des Vorleistungs-
handels verschleiert allerdings, dass die Be-
deutung und die konkrete Ausgestaltung
der Arbeitsteilung zwischen dem Heimat-
standort und den Auslandsstandorten der
deutschen Automobilindustrie maßgeblich
von den Rahmenbedingungen an den je-

weiligen Auslandsstandorten abhängen. Die Angaben zum
Vorleistungshandel mit ausgewählten Auslandsstandorten
in Abbildung 8 zeigen, dass die Bedeutung eines Aus-
landsstandorts für die Endfertigung deutscher Kfz-Her-
steller wenig über die Intensität des Vorleistungshandels
aussagt. Der Kontrast zwischen Brasilien und der Tsche-
chischen Republik fällt besonders ins Auge: Die Endferti-
gung deutscher Kfz-Hersteller in Brasilien übertraf die End-
fertigung in der Tschechischen Republik im Jahr 2002 im-
mer noch deutlich. Gleichzeitig betrug die Summe der deut-
schen Exporte und Importe von Vorleistungen (pro im Aus-
land von deutschen Herstellern gefertigtem Kfz) im Fall
der Tschechischen Republik mit 8 800 s das Fünfein-
halbfache des Vergleichswertes für Brasilien. Dieser dras-
tische Unterschied lässt sich am Beispiel von Volkswagen
veranschaulichen, ein Hersteller der an beiden Standor-
ten prominent vertreten ist. In der Tschechischen Repu-
blik half Volkswagen, eine wettbewerbsfähige Produktion
von Vorleistungen zu entwickeln, wodurch die Einbindung
dieses Standorts in die internationale Arbeitsteilung be-

Abb. 7

Deutsche Vorleistungsimportea aus Ländern mit vergleichsweise
niedrigem Pro-Kopf-Einkommenb :
Herkunftsstruktur 1980, 1990 und 2002 (in %)

1980 1990 2002
EU-Peripheriec 56,1 65,9 19,4
Europäische Transformationsländerd 3,6 2,0 67,1
Türkei 0,5 2,1 3,4
Afrika 1,0 1,5 2,4
Asien (ohne Japan) 7,4 6,3 3,3
Lateinamerika 31,3 22,2 4,5
a Summe von Motoren, Motorenteilen, Teilen und Zubehör, Sortimenten von
Teilen sowie elektrischen Ausrüstungen. – b Südliche EU-Peripherie sowie
Türkei, Polen, Rumänien, Slowakische Rep., Tschechische Rep., Ungarn,
Afrika, Lateinamerika und Asien (ohne Japan). –  c Griechenland, Irland, Por-
tugal und Spanien. – dPolen, Rumänien, Slowakische Rep., Tschechische
Rep. und Ungarn.

Quelle: VDA.

10 Humphrey und Memedovic (2003, 11) stellen fest: »The key driving for-
ce in the restructuring of the Central European auto industry was the crea-
tion of production networks integrating it with Western Europe.« Abge-
sehen von dem oben dargestellten zweiseitigen Handel mit fertig mon-
tierten Kfz verweisen diese Autoren auf die exportorientierte Produktion
von Motoren und anderen Komponenten durch westliche Kfz-Hersteller
in Mitteleuropa. Ein Beispiel bietet die Motorenproduktion von Audi (und
auch Opel) in Ungarn, die Teilelieferungen aus Deutschland in Anspruch
nimmt und erhebliche Re-Exporte induziert. Hierzu steht es nicht im Wi-
derspruch, wenn Walker (1999, 210) aus der Befragung von Zulieferern
folgert: »Die Länder Mittel-Osteuropas (werden) zumindest in der Auto-
mobilindustrie keineswegs einseitig als kostengünstige Beschaffungs-
märkte genutzt« (Hervorhebung hinzugefügt).
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günstigt wurde. In Brasilien hingegen zeichnete sich Volks-
wagen in der Vergangenheit durch besonders niedrige An-
teile von Exporten und Importen am Umsatz aus (Laplane
und Sarti 2000).

Abgesehen von Brasilien, wo die Töchter deutscher Kfz-
Hersteller in der Vergangenheit wegen traditionell hoher
Handelsbarrieren kaum in die internationale Arbeitsteilung
eingebunden waren (so genannte stand alone operations),
zeigen sich auch für China und Mexiko nur schwach aus-
geprägte Wertschöpfungsketten. Beide Länder ließen – im
Vergleich zu Brasilien – zwar erheblich höhere Vorleis-
tungsimporte aus Deutschland zu11, der gegenläufige Han-
del, d.h. deutsche Vorleistungsimporte aus diesen Län-
dern, blieb aber marginal. Auf einem insgesamt höheren
Niveau des Vorleistungshandels ist ein ähnliches Missver-
hältnis zwischen den deutschen Exporten und Importen
von Kfz-Teilen und Zubehör auch für andere Auslands-
standorte zu erkennen, insbesondere für die Republik Süd-
afrika. Auch in dieser Hinsicht erweist sich die Tschechi-
sche Republik als Gegenpol. An diesem Standort ist nicht
nur der Vorleistungshandel insgesamt am stärksten ent-
wickelt. Zugleich bildet die Tschechische Republik insofern
eine Ausnahme, als die deutschen Importe von Kfz-Teilen
und Zubehör (bezogen auf die Endfertigung deutscher Her-
steller in diesem Land) die entsprechenden Exporte über-
trafen. Hierzu dürfte entscheidend beigetragen haben, dass
die Endhersteller Direktinvestitionen transnationaler Zulie-
ferer in der Tschechischen Republik induzierten (follow sour-
cing) und zudem die Produktivität der lokalen Zulieferer

stärken halfen (Humphrey und Memedovic
2003, 31). Spanien kam der Tschechischen
Republik am nächsten, wenn man die Be-
deutung internationaler Wertschöpfungs-
ketten an dem zweiseitigen Handel mit Kfz-
Teilen und Zubehör festmacht.

Die Unterschiede im Grad der Vorleis-
tungsverflechtungen zwischen den einzel-
nen Auslandsstandorten deutscher Kfz-Her-
steller und dem Heimatstandort dürften auf
eine Reihe von Faktoren zurückzuführen
sein. Die standortspezifischen Strategien
der deutschen Automobilindustrie werden
nicht nur durch Kostenunterschiede ge-
prägt, die sich im durchschnittlichen Ein-
kommensniveau verschiedener Standorte
widerspiegeln. Internationale Wertschöp-

fungsketten werden darüber hinaus begünstigt, wenn nur
begrenzte entfernungsbedingte Transaktionskosten an-
fallen, Außenhandel und Direktinvestitionen liberalisiert sind
sowie die lokalen Voraussetzungen für eine international
wettbewerbsfähige Produktion von Kfz-Teilen und Zube-
hör vorliegen (insbesondere hinreichend qualifizierte Ar-
beitskräfte).

Der »Wettbewerb von unten« in Form des internationalen
Handels mit Kfz-Teilen und Zubehör hat sich in der Vergan-
genheit zwar drastisch verschärft, geht bisher allerdings von
wenigen Ländern aus, die die oben genannten Anforderun-
gen für internationale Wertschöpfungsketten weitestgehend
erfüllen. Der Wettbewerbsdruck am Automobilstandort
Deutschland dürfte sich im Vorleistungsbereich in Zukunft
vor allem dann weiter erhöhen, wenn sich neben den Wert-
schöpfungsketten auf regionaler (europäischer) Ebene zu-
nehmend auch Wertschöpfungsketten auf globaler Ebene
herausbilden. Es spricht einiges für ein solches Szenarium.
Sinkende Transaktionskosten sowie der weltweite Trend zur
Liberalisierung des Außenhandels und der Direktinvestitio-
nen erleichtern die Einbindung auch weiter entfernter Stand-
orte in internationale Wertschöpfungsketten. In Zukunft dürf-
te mehr noch als in der Vergangenheit gelten: »Global net-
works have replaced local supply linkages« (Humphrey und
Memedovic 2003, 46).

Indizien für eine solche Entwicklung finden sich vielerorts.
Das Auspuffsystem für die BMW-Produktion in Spartanburg,
USA, wird aus dem BMW-Werk in der Republik Südafrika
bezogen (Pries 2003, 8).12 Mit der Anpassung der Kfz-Her-

Abb. 8

11 Pries und Schweer (2002, 14) berichten zum Beispiel, dass für die Mon-
tage des New Beetle in Mexiko – trotz der local content Anforderungen
des NAFTA-Abkommens – ein erheblicher Teil der Vorleistungen, ein-
schließlich von 25 wesentlichen Komponenten des Fahrgestells, aus
Deutschland importiert wurde. Die in Mexiko angesiedelten deutschen
Kfz-Zulieferer waren nach Carillo und López (1999, 111 f.) »extrem stark
von Teile-Importen – vor allem aus Deutschland und anderen europäi-
schen Ländern – abhängig.«

12 Vgl. auch Barnes (1999, 12 f.); The Economist (2004a, 67) stellt fest,
dass »sales of South African cars and components, such as catalytic
converters, have already surged in America in the past three years«, und
erwartet nicht zuletzt deshalb eine weitere Expansion, weil die südafrika-
nische Regierung den Exporteuren im Rahmen des Motor Industry
Development Programme den zollfreien Import von Vorleistungen einge-
räumt hat. 
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steller an verbesserte Rahmenbedingungen
im Hinblick auf Transaktionskosten, Außen-
handelsoptionen und lokaler Wettbewerbs-
fähigkeit dürften auch lateinamerikanische
Standorte verstärkt in die internationale Ar-
beitsteilung integriert werden.13 Neue Wett-
bewerber liegen schließlich in Asien auf dem
Sprung. So hat Indien seine Exporte von Kfz-
Komponenten in den letzten vier Jahren mehr
als verdoppelt (auf fast eine Milliarde US-Dol-
lar; The Economist 2004b, 66). Die indische
Bharat Forge beliefert bereits Kfz-Hersteller
wie DaimlerChrysler, und Humphrey und Me-
medovic (2003, 42) erwarten, dass »given
India’s clear cost advantages in the areas of
castings, forgings and machined parts, lea-
ding companies could become global sup-
pliers for certain parts«.

Implikationen für den Automobilstandort
Deutschland

Angesichts des verschärften »Wettbewerbs von unten« dürf-
te der Appell von VDA-Präsident Gottschalk für mehr Wert-
schöpfung am Automobilstandort Deutschland nicht leicht
zu erfüllen sein. Nach dem früheren »Spanien-Effekt« aus
der EU-Süderweiterung haben sich die Vorleistungsver-
flechtungen durch die Antizipation der anstehenden Oster-
weiterung stark intensiviert, und in der Endfertigung sind zu-
nehmend Substitutionseffekte zu Lasten der Kfz-Exporte
und der Inlandsproduktion aus bzw. in Deutschland zu be-
obachten. Eine protektionistische Abschirmung gegen den
Wettbewerb innerhalb der EU ist nicht möglich, und sie wä-
re aus Sicht der Endverbraucher sowie im wohlverstande-
nen Eigeninteresse der weltmarktorientierten deutschen
Automobilindustrie auch unerwünscht. Letzteres gilt eben-
so, wenn der »Wettbewerb von unten« in Zukunft – wie er-
wartet – noch schärfer wird, weil sich die Endfertigung und
die Vorleistungsverflechtungen über die regionale Ebene hin-
aus globalisieren.

Die mit dem Wettbewerbsdruck einhergehenden Anpas-
sungsprobleme für den Automobilstandort Deutschland kön-
nen nur durch Strukturwandel und Spezialisierung entschärft
werden. Dies betrifft sowohl die Kfz-Hersteller als auch die
Teileproduzenten.14 Angesichts der weniger humankapital-
intensiven Teilefertigung ist es nicht verwunderlich, dass die-
se dem »Wettbewerb von unten« früher ausgesetzt war als
die Endmontage. Dies spiegelt sich darin wider, dass die Im-
portpreise für Kfz-Teile (relativ zu den Importpreisen für Pkw)

bereits seit Mitte der achtziger Jahre stark unter Druck ge-
rieten (vgl. Abb. 9). Die Importkonkurrenz in der Endmonta-
ge konzentriert sich dagegen auf den Zeitraum 1996–2002,
so dass sich ein klarer Zusammenhang mit der Produk-
tionsausweitung in den mitteleuropäischen Transforma-
tionsländern ergibt.15

Abbildung 9 deutet zudem darauf hin, dass die deutschen
Teileproduzenten den erforderlichen Strukturwandel früh-
zeitig eingeleitet haben, indem sie sich auf solche Fertigun-
gen spezialisiert haben, die ihren komparativen Kostenvor-
teilen entsprachen. Dies dürfte erklären, dass die (relativen)
Exportpreise und die Terms of Trade für Kfz-Teile bis Mitte
der neunziger Jahre fast kontinuierlich gestiegen sind. Ob-
wohl sich die günstige Entwicklung der Terms of Trade spä-
ter nicht fortsetzte, lagen diese im Jahr 2002 immer noch
15% über dem Ausgangswert in 1980. Die Endmontage,
die bis 1995 deutliche Terms of Trade-Verluste verzeichne-
te, konnte diese in jüngster Vergangenheit wieder wettma-
chen, weil Spezialisierungsvorteile an Auslandsstandorten
genutzt wurden und die heimische Produktion entsprechend
umstrukturiert wurde.

Wie schon einleitend erwähnt bietet die deutsche Automo-
bilindustrie trotz – oder gerade wegen – dieser Anpassung
an den »Wettbewerb von unten« weiterhin vergleichsweise
günstige Verdienst- und Beschäftigungsmöglichkeiten.
Gleichwohl sind Strukturwandel und Spezialisierung zwangs-
läufig mit Verteilungskonflikten verbunden. Bereits in der Ver-
gangenheit beschränkte sich der Beschäftigungszuwachs
in der deutschen Automobilindustrie weitestgehend auf hö-
her qualifizierte Arbeitskräfte (in Abbildung 10 durch die

Abb. 9

13 Pries (2003, 19) verweist auf »the radical restructuring of older overseas
production plants (for example, the Volkswagen plants in Mexico and Bra-
zil)« als wesentliches Element der Globalisierung deutscher Kfz-Hersteller.

14 Vgl. zum Folgenden ausführlich Spatz und Nunnenkamp (2002).
15 Die Importpreise für Pkw stiegen von 1980 bis 1996 um fast 50%, wo-

hingegen sie sich danach kaum noch veränderten (VDA 2003).
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Gruppe der Angestellten approximiert).16 Die Beschäftigung
der (weniger qualifizierten) Arbeiter ist in wirtschaftlichen Auf-
schwungsphasen schwächer expandiert und in Ab-
schwungsphasen stärker kontrahiert als die Beschäftigung
der Angestellten. Somit ist die Humankapitalintensität in
der deutschen Automobilindustrie kontinuierlich angestie-
gen. Gleichzeitig ist die Entlohnung von Arbeitern im Ver-
hältnis zur Entlohnung von Angestellten nahezu stetig ge-
sunken.

Die Verteilungskonflikte in Form vergleichsweise schlechter
Verdienst- und Beschäftigungschancen weniger qualifizier-
ter Arbeitskräfte am Automobilstandort Deutschland hän-
gen in statistisch signifikanter Weise mit der Intensität des
»Wettbewerbs von unten« zusammen (Spatz und Nunnen-
kamp 2002, 83 f.). Es steht deshalb zu erwarten, dass die
wahrscheinliche Zunahme des Wettbewerbsdrucks in Zu-
kunft verschärfte Verteilungskonflikte verursachen wird. Dem
lässt sich allenfalls mit zusätzlichen Bildungs- und Ausbil-
dungsanstrengungen begegnen. Den Strukturwandel ver-
langsamen zu wollen, hieße dagegen, den Automobilstan-
dort Deutschland insgesamt zu gefährden.
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16 Walker (1999, 203 f. sowie 210 f.) präsentiert differenziertere Ergebnisse
zur Beschäftigungsentwicklung bei Kfz-Zulieferern. Demnach waren ins-
besondere an- und ungelernte Produktionsarbeiter betroffen, wenn es
im Zuge absatzorientierter Auslandsengagements zu einem Beschäfti-
gungsabbau kam. Bei kostenorientierten Auslandsengagements, für die
sich insgesamt gesehen häufiger negative Beschäftigungseffekte erga-
ben, waren sowohl bei den Arbeitern als auch bei den Angestellten die
jeweils niedrigeren Qualifikationen betroffen.
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Die Investitionen in neue Anlagen in
Deutschland sind seit 2000 ständig ge-
schrumpft. Der Rückgang betrug 2001 in
jeweiligen Preisen 16,4 Mrd. r, 2002
27,7 Mrd. r und 2003 14,4 Mrd. r. In Pro-
zenten ausgedrückt waren das 3,6%,
6,4% und wieder 3,6%. Die annähernde
Stagnation der gesamtwirtschaftlichen
Produktion seit Ende 2000 hat Über-
kapazitäten erzeugt, die zu einem massi-
ven Einbruch der Investitionstätigkeit führ-
ten. Hauptsachlich betroffen waren die
Dienstleistungsbereiche. Die Investitionen
schrumpften hier 2001 um 15,9 Mrd. r
und 2002 um 22,1 Mrd. r. Die Inves-
titionen des Produzierenden Gewerbes
blieben 2001 in etwa auf dem Niveau des
Vorjahres, 2002 war auch hier ein Rück-
gang um 5,7 Mrd. r zu verzeichnen. Inner-
halb des Dienstleistungssektors wies der
Bereich Finanzierung, Vermietung und
Unternehmensdienstleistungen, der im
Schwerpunkt aus dem Grundstücks- und
Wohnungswesen besteht, mit 10,5 Mrd.r
und 14,1 Mrd. r die absolut größten Rück-
gänge in den beiden Jahren auf. 

In den neuen Bundesländern war der
Rückgang der Anlageinvestitionen mit
10,0% in 2001 und 9,1% in 2002 prozen-
tual deutlich stärker als im deutschen
Durchschnitt. Im letzten Jahr haben sich
die Minusraten mit –  3,7% im Westen und
– 3,2% im Osten aber in etwa angeglichen.
In absoluten Zahlen schrumpften die ost-
deutschen Anlageinvestitionen 2001 um
8,5 Mrd. r, das war die Hälfte des Rück-
gangs in Deutschland insgesamt. Im Jahr
2002 belief sich der Rückgang mit
7,0 Mrd.r auf nur noch ein Viertel der ge-
samtdeutschen Minderausgaben und
2003 mit 2,5 Mrd. r auf ein Fünftel. Die In-
vestitionstätigkeit im Produzierenden Ge-
werbe Ostdeutschlands behauptete sich
2001 besser als im Rest der ostdeutschen
Wirtschaft, sie blieb nur 0,4 Mrd. r unter
dem Niveau des Vorjahres. Im Jahr 2002
schrumpfte sie um 1,3 Mrd. r. Für 2003

ist, wie sich aus den Ergebnissen des ifo
Investitionstests ableiten lässt, sogar mit
einem Zuwachs zu rechnen (Jäckel 2003).
In den Dienstleistungsbereichen betrugen
die Minderausgaben 8,1 Mrd. r in 2001
und 5,7 Mrd. r in 2002. Davon entfielen
auf den Wohnungsbau in 2001 Minder-
ausgaben von 4,5 Mrd. r und in 2002 Min-
derausgaben von 2,6 Mrd. r. In prozen-
tualer Betrachtung ist der Rückgang bei
den ostdeutschen Wohnungsbauinvesti-
tionen mit 18,7 bzw. 13,4% in 2001 und
2002 deutlich höher als bei den übrigen
Anlageinvestitionen. Diese lagen 2001 um
6,6% unter dem Niveau des Vorjahres,
2002 um 7,8%. Alles in allem hat sich der
seit 1996 zu verzeichnende Rückgang der
Anlageinvestitionen in den neuen Bundes-
ländern bis 2003 fortgesetzt, wobei 2001
und 2002 die bisher höchsten Schrump-
fungsraten hingenommen werden muss-
ten. Dies ist darauf zurückzuführen, dass
2001 und 2002 auch die Investitionen
außerhalb der Wohnungswirtschaft, die bis
2000 nur schwach zurückgegangen wa-
ren, massiv eingebrochen sind. 

Auch in den alten Bundesländern waren
die Anlageinvestitionen zuletzt rückläufig.
Im Jahr 2001 verminderten sich die Aus-
gaben für neue Anlagen um 7,9 Mrd. r,
2002 um 20,7 Mrd. r. Das entspricht
2,1 bzw. 5,8%. Im Produzierenden Ge-
werbe verblieben die Investitionsausga-
ben 2001 noch auf dem Niveau des Vor-
jahres, 2002 wurden sie um 4,5 Mrd. r
vermindert. Stärker betroffen waren die
Dienstleistungsbereiche. Hier wurden die
Investitionsausgaben 2001 um 7,8 Mrd.r
gekürzt, 2002 mit 16,4 Mrd. r um mehr
als das Doppelte. Auf den Wohnungs-
bau entfiel davon 2001 ein Minus von
4,0 Mrd. r und 2002 ein Minus von
4,9 Mrd. r. Der überwiegende Teil der
Minderausgaben 2002 kam somit in
den unternehmensbezogenen Dienstleis-
tungsbranchen zustande, die im Zuge des
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Bundesländern vorerst zu Ende

Erich Langmantel

Investitionen: Aufholprozess in den neuen 

Die wirtschaftliche Stagnation in Deutschland seit Ende 2000 hat zu einem massiven Einbruch

der Investitionstätigkeit geführt. Darunter hat auch der Aufholprozess in den neuen Bundeslän-

dern gelitten. In den letzten Jahren hat die Kapitalbildung je Erwerbsfähigen in Ostdeutschland

das westdeutsche Niveau nicht mehr nennenswert überschritten.
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nachlassenden gesamtwirtschaftlichen Wachstums ihre In-
vestitionsaktivitäten kräftig zurückführten.

Ausrüstungen

Die Investitionen in neue Ausrüstungen und sonstige Anla-
gen sind 2001 um 5,2 Mrd. r und 2002 um 14,3 Mrd. r
geschrumpft (vgl. Tab. 1). In prozentualer Betrachtung ent-
spricht das einem Rückgang von 2,5 bzw. 6,9%, für 2003
zeichnet sich ein weiterer Rückgang um etwa 3,7% ab. Im
Jahre 2001 fand dieser Rückgang nur in den Dienstleis-
tungssektoren statt, das Produzierende Gewerbe blieb mit
seiner Investitionstätigkeit in etwa auf dem Vorjahresniveau.
Die Minderausgaben waren in Ostdeutschland mit
1,7 Mrd. r nur halb so hoch wie in Westdeutschland mit
3,5 Mrd. r, wegen des niedrigen Ausgangsniveaus aber
prozentual mit 5,0% deutlich höher als in Westdeutschland
mit 2,0%. Im Jahre 2002 war der Rückgang der Ausrüs-
tungsinvestitionen insgesamt in Deutschland wesentlich aus-
geprägter. In absoluten Zahlen verminderten sie sich in West-
deutschland um 12,3 Mrd. r, in Ostdeutschland jedoch nur
um 2,0 Mrd. r. Davon entfielen jeweils rund 1 Mrd. r auf
das Produzierende Gewerbe und die Dienstleistungssekto-
ren in den neuen Ländern. Bemerkenswert ist, dass der für
2003 zu verzeichnende erneute Rückgang der Ausrüs-
tungsinvestitionen in erster Linie in Westdeutschland statt-
fand. In Ostdeutschland wurde ein weiterer Rückgang im
Dienstleistungsbereich durch eine Zunahme der Ausrüs-
tungsinvestitionen im Verarbeitenden Gewerbe ausgeglichen.
Hierzu trug allerdings die Verschiebung eines großen Inves-
titionsprojekts aus 2002 bei. Der Konjunktureinbruch traf so-
mit zuletzt die Investitionstätigkeit in Westdeutschland pro-

zentual stärker als in Ostdeutschland. Der Anteil der neuen
Länder am gesamten Volumen der Investitionen in neue Aus-
rüstungen und sonstige Anlagen, der seit 1995 rückläufig
war, hat sich damit in den vergangenen drei Jahren auf ei-
nem Niveau von knapp 16% stabilisiert.

Bauten

Die Investitionen in neue Bauten wurden in den beiden ver-
gangenen Jahren ebenfalls kräftig vermindert (vgl. Tab. 2).
Im Jahr 2001 gingen sie um 11,2 Mrd. r zurück, das sind
4,7%, 2002 um 13,4 Mrd. r, das sind 5,9% und 2003 um
7,6 Mrd. r bzw. 3,5%. Die Bauinvestitionen werden über-
wiegend in den Dienstleistungssektoren getätigt. Allein im
Wohnungsbau betrug der Rückgang 2001 8,5 Mrd. r, 2002
dann 7,5 Mrd. r und 2003 3,4 Mrd. r. Im Produzierenden
Gewerbe wurden die Bauinvestitionen 2001 und 2002 um je-
weils 1 Mrd. r gekürzt. Wegen des niedrigen Ausgangsni-
veaus war der prozentuale Rückgang aber genauso groß
wie bei den Dienstleistungen. In Ostdeutschland war der
Schrumpfungsprozess der Bauinvestitionen besonders aus-
geprägt. Im Jahr 2001 waren sie um 6,9 Mrd. r niedriger als
im Vorjahr, 2002 um 5,0 Mrd. r und 2003 um 2,1 Mrd. r.
Das entspricht Veränderungsraten von – 13,3%, – 11,2% und
– 5,4%. Darin enthalten ist ein Rückgang im Wohnungsbau
um 18,7% in 2001, 13,4% in 2002 und 5,3% in 2003, das
entsprach mit 4,5 Mrd. r, 2,6 Mrd. r und 0,9 Mrd. r etwa
der Hälfte des gesamten Rückgangs der Bauinvestitionen in
den neuen Bundesländern. Im Produzierenden Gewerbe wur-
den die Bauinvestitionen 2001 um 0,2 Mrd. r und 2002 um
0,4 Mrd. r gekürzt, das ist ein prozentual unterdurch-
schnittlicher Rückgang. In Westdeutschland war der Rück-
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Tab. 1
Neue Ausrüstungen und sonstige Anlagen in jeweiligen Preisen in Mrd. E

Deutschland Alte Bundesländer Neue Bundesländer
darunter: darunter: Darunter:

Produz.
Gewerbe

Dienst-
leistungen

Produz.
Gewerbe

Dienst-
leistungen

Produz.
Gewerbe

Dienst-
leistungen

1991 171,54 75,84 91,06 149,42 65,71 79,33 22,12 10,13 11,73

1992 171,88 73,90 93,13 147,23 61,48 81,40 24,65 12,42 11,73

1993 152,56 62,82 85,59 125,83 49,96 72,34 26,73 12,86 13,25

1994 151,31 59,87 87,30 122,27 47,50 71,64 29,04 12,37 15,66

1995 153,83 60,77 88,71 123,76 48,73 71,74 30,07 12,04 16,97

1996 157,92 61,80 91,58 127,56 49,05 75,07 30,36 12,75 16,51

1997 165,03 61,53 99,37 135,91 50,23 82,54 29,12 11,30 16,83

1998 179,96 65,40 109,97 148,93 54,18 91,30 31,03 11,22 18,67

1999 192,94 69,57 118,52 160,57 57,95 99,04 32,37 11,62 19,48

2000 211,29 72,73 133,83 177,18 60,87 112,80 34,11 11,86 21,03

2001 206,06 72,48 129,11 173,66 60,80 109,52 32,40 11,68 19,59

2002 191,79 67,74 119,35 161,39 56,96 100,87 30,40 10,78 18,48

2003 184,76 154,71 30,05

Quelle: Statistisches Bundesamt; Arbeitskreis »Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder«; Berechnungen und Schätzun-
gen des ifo Instituts.
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gang der Bauinvestitionen schwächer ausgeprägt als in Ost-
deutschland und setzte verstärkt erst 2002 ein. Im Jahre 2001
nahmen die Bauinvestitionen um 4,3 Mrd. r ab, 2002 um
8,4 Mrd. r und 2003 um 5,5 Mrd. r. Das entspricht pro-
zentualen Rückgängen von 2,3%, 4,6% und 3,1%. Das Pro-
duzierende Gewerbe in Westdeutschland weitete die Bau-
investitionen 2001 noch um 1,1% aus, in den Dienstleis-
tungsbereichen schrumpften sie um 2,6%. Erst im Jahr 2002
erfasste der konjunkturelle Abschwung alle Wirtschaftszwei-
ge. Im Produzierenden Gewerbe gingen die Bauinvestitio-
nen um 4,8% zurück, im Dienstleistungssektor um 4,6%.

Aufholprozess in den neuen Bundesländern 
vorerst zu Ende

Der anhaltende Rückgang der Bauinvestitionen in den neu-
en Bundesländern seit 1996 hat dazu geführt, dass der An-
teil Ostdeutschlands am gesamtdeutschen Bauvolumen, der
Mitte der neunziger Jahre auf fast 30% geklettert war, sich
mittlerweile auf 18% reduziert hat. Er hat sich damit an die
Größenordnung angenähert, die auch dem Anteil der ost-
deutschen Ausrüstungsinvestitionen am gesamtdeutschen
Ausrüstungsvolumen entspricht. Hintergrund ist, dass in den
ersten Jahren nach der Wiedervereinigung in den neuen Län-
dern der Bauanteil an den Anlageinvestitionen rasch hoch-
gefahren wurde, dank einer großzügigen staatlichen Förde-
rung und weil im Hinblick auf das erwartete Wirtschafts-
wachstum Kapazitäten aufgebaut wurden. Da das tatsäch-
lich erzielte Wachstum seither aber geringer ausgefallen ist,
als ursprünglich erwartet, sind Überkapazitäten entstanden,
die jetzt dämpfend auf die Neubauaktivitäten wirken (Lang-

mantel 2003). Deshalb ist der Bauanteil an den Anlagein-
vestitionen in Ostdeutschland, der Mitte der neunziger Jah-
re bei über 70% lag, in den letzten Jahren wieder kontinuierlich
gesunken. Er nähert sich jetzt dem gesamtdeutschen Durch-
schnitt, der sich zuletzt bei etwa 53% eingependelt hat.

Ein Aufholprozess der Wirtschaft in den neuen Bundeslän-
dern ist nur möglich, wenn hier über einen längeren Zeitraum
hinweg pro Kopf mehr investiert wird als in Westdeutsch-
land. Diese Bedingung ist seit 2000 nicht mehr gegeben.
Die Anlageinvestitionen abzüglich Wohnungsbau, die die
Entwicklung des Produktionsfaktors Kapital bestimmen,
schrumpfen in Ostdeutschland schon seit 1995. Das Tem-
po des Schrumpfungsprozesses ist dabei von der Kon-
junkturlage abhängig. In einem Jahr mit guter Investitions-
konjunktur wie 2000, als in Westdeutschland die Anlagein-
vestitionen ohne Wohnungsbau um 7,6% stiegen, nahmen
sie in den neuen Bundesländern nur um 1,4% ab. In den
Folgejahren mit schlechterer allgemeiner Investitionskon-
junktur erhöhte sich das Tempo des Rückgangs auf 6,6%
in 2001, 7,6% in 2002 und zuletzt 3% im vergangenen Jahr.
Um einen Vergleichsmaßstab zu finden, werden die Inves-
titionen auf die Personen im erwerbsfähigen Alter bezogen,
also auf das potentielle Arbeitsangebot. Das erscheint sinn-
voller, als die Zahl der tatsächlich Erwerbstätigen zu neh-
men, weil so auch die höhere Arbeitslosigkeit in den neuen
Bundesländern als Teil des Nachholbedarfs erfasst wird. Im
Höhepunkt des Investitionsbooms in Ostdeutschland
1994/95 lagen die Investitionen je Erwerbsfähigen dort bei
reichlich 150% des westdeutschen Niveaus (vgl. Abbildung).
Seitdem gingen sie kontinuierlich zurück und liegen seit 2001
annähernd auf dem westdeutschen Niveau. Das bedeutet,
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Tab. 2
Neue Bauten in jeweiligen Preisen in Mrd. E

Deutschland Alte Bundesländer Neue Bundesländer
darunter: darunter: Darunter:

Produz.
Gewerbe

Dienst-
leistungen

Produz.
Gewerbe

Dienst-
leistungen

Produz.
Gewerbe

Dienst-
leistungen

1991 190,92 18,29 171,04 162,58 14,14 147,22 28,34 4,15 23,82

1992 223,62 22,33 199,52 178,88 14,88 162,65 44,74 7,45 36,87

1993 236,57 21,87 212,88 180,22 13,22 165,62 56,35 8,65 47,26

1994 258,21 21,03 235,34 186,07 11,63 173,06 72,14 9,40 62,28

1995 258,76 20,48 236,31 183,26 11,61 170,17 75,50 8,87 66,14

1996 250,32 18,65 229,77 176,23 11,43 163,16 74,09 7,22 66,61

1997 245,98 16,89 227,21 175,77 11,28 162,83 70,21 5,61 64,38

1998 243,02 16,59 224,52 179,71 11,80 166,23 63,31 4,79 58,29

1999 245,19 16,64 226,68 186,79 12,56 172,54 58,40 4,08 54,14

2000 240,15 17,78 221,50 188,66 12,86 174,06 51,49 3,92 47,44

2001 228,94 16,74 210,35 184,32 13,01 169,58 44,62 3,73 40,77

2002 215,52 15,75 197,97 175,91 12,38 161,85 39,61 3,37 36,12

2003 207,93 170,46 37,47

Quelle: Statistisches Bundesamt; Arbeitskreis »Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder«; Berechnungen und Schätzun-
gen des ifo Instituts.
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dass von den Investitionen keine Impulse mehr ausgehen,
die wirtschaftliche Lage in den neuen Bundesländern im Ver-
hältnis zu Westdeutschland zu verbessern. Das Bruttoin-
landsprodukt je Erwerbsfähigen in Ostdeutschland hatte Mit-
te der neunziger Jahre etwa 60% des westdeutschen Ni-
veaus erreicht und verharrt seitdem an dieser Marke. Das
ist eine interessante Parallele zu Süditalien (Sinn und West-
ermann 2000). Im Mezzogiorno liegt das relative Bruttoin-
landsprodukt je Erwerbsfähigen auch bei immer noch etwa
60%, obwohl die staatlichen Fördermaßnahmen dort schon
erheblich länger laufen als in Deutschland. Sinn und Wes-
termann (2000) identifizieren für Süditalien wie für Ost-
deutschland jeweils eine Verbindung von geographischen
Standortnachteilen mit hohen Löhnen und Sozialtransfers
als Hauptursachen für das wirtschaftliche Zurückbleiben. 

Die Problematik der Investitionsentwicklung in Ostdeutsch-
land zeigt sich bei einem Vergleich der Kapitalintensität und

der Arbeitsproduktivität (vgl. Tab. 3). Die Ka-
pitalintensität, d.h. der Kapitalbestand1 je Er-
werbsfähigen, belief sich 1995 in den neuen
Bundesländern auf 45% des westdeutschen
Niveaus. Bis 2003 gab es einen Anstieg auf
77%. Eine bessere Ausstattung mit Maschi-
nen und Technik sollte mit einer Erhöhung der
Arbeitsproduktivität einhergehen. Das relati-
ve Bruttoinlandsprodukt je Erwerbsfähigen ist
aber in Ostdeutschland, wie schon erwähnt,
seit 1995 nicht mehr gestiegen. Der Grund
dafür ist, dass die »Kapitalproduktivität«, al-
so das Verhältnis zwischen Bruttoinlands-
produkt und Kapitalbestand, in den neuen
Bundesländern seit 1995 im Verhältnis zu
Westdeutschland deutlich gesunken ist. Die
steigende Kapitalausstattung der Arbeits-
plätze blieb damit ohne gesamtwirtschaftli-
che Wirkung. Eine Ursache hierfür kann u.a.

darin liegen, dass durch die Investitionsförderung in Ost-
deutschland die Kosten des Kapitaleinsatzes so stark her-
untersubventioniert wurden, dass es auf echte ökonomische
Erträge bei vielen Typen von Investitionen gar nicht mehr an-
kam (Sinn 2000). Die fiskalischen Erträge reichten vielfach
aus, um eine betriebswirtschaftliche Rentabilität für an sich
verlustträchtige Objekte herzustellen. Die Überkapitalisierung
führte aber zur Unterauslastung der Kapazitäten und ohne
weiteren Ausbau der Investitionsförderung zu einem Nach-
lassen der Investitionsneigung. Diese Entwicklung ist seit Mit-
te der neunziger Jahre in den neuen Bundesländern zu be-
obachten.
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Tab. 3
Arbeitsproduktivität und Kapitalintensität im Ost/West Vergleich

Bruttoinlands-
produkt je

Erwerbsfähigen

Bruttoinlands-
produkt je Einheit
Kapitalbestand a

Kapitalbestanda je
Erwerbsfähigen

Ostdeutschland in % von Westdeutschland
1995 58,9 130,4 45,2
1996 60,6 122,6 49,4
1997 60,4 111,6 54,1
1998 59,5 101,7 58,5
1999 59,9 95,7 62,6
2000 58,9 89,0 66,1
2001 58,4 83,8 69,6
2002 58,5 79,8 73,3
2003 59,0 76,7 77,0
a Bruttoanlagevermögen (Ausrüstungen und sonstige Anlagen) in Preisen von
1995.

Quelle: Statistisches Bundesamt; Arbeitskreis »Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen der Länder«; Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts. 1 Bruttoanlagevermögen an Ausrüstungen und Sonsti-

gen Anlagen.
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Problem der Trendbereinigung der
Referenzreihe

Qualitative Zeitreihen, die auf Anteilen
von alternativen Antwortmöglichkeiten
beruhen, weisen – über einen längeren
Zeitraum betrachtet – keinen Trend auf,
der in der Entwicklung des realen BIP
zu beobachten ist. Dieser morphologi-
sche Unterschied von Einflussgrößen
und Referenzreihe kann durch eine
Trendbereinigung der Referenzreihe be-
hoben werden. Dazu wurde in dem bis-
herigen Ansatz mit Hilfe eines im ifo Ins-
titut entwickelten Tiefpassfilters der Trend
angenähert und aus der Zeitreihe elimi-
niert. Mit diesem Vorgehen sind zwei
Probleme verbunden: Erstens unter-
scheidet sich die trendbereinigte Reihe
mit dem verwendeten Filter, und zwei-
tens kommt es bei wiederholten Trend-
bereinigungen infolge neuer Reihenwer-
te zu einer gewissen Instabilität der be-
reinigten Werte. In der Konjunkturanaly-
se bevorzugt man daher die Transfor-
mation zu Jahreswachstumsraten. Die-
se Transformation – ein asymmetrischer
Hochpassfilter – reduziert den Poly-
nomgrad eines Trends um eins und
unterdrückt damit eine lineare Entwick-
lung. Letzteres erfährt auch der streng
periodische Anteil einer saisonalen Be-
wegung. Die Attraktivität dieser Trans-
formation hat damit zu tun, dass die be-
reinigten Werte sich nicht mehr ändern,
wenn die Transformation nach einer Rei-
henverlängerung wiederholt wird. Der
gravierende Nachteil einer damit ver-

bundenen Phasenverschiebung ist häu-
fig nicht bekannt oder wird in Kauf ge-
nommen.

Konjunkturanalytiker denken geradezu in
Jahreswachstumsraten, so liegt es na-
he, auch für die Entwicklung des auf die-
se Weise trendbereinigten BIP einen syn-
thetischen Frühindikator zu suchen. Das
Unterfangen leidet unter der mit der Trans-
formation zu Wachstumsraten verbunde-
nen Phasenverschiebung. Diese verkürzt
den Vorlauf der Einflussgrößen gegenüber
der Entwicklung der Referenzreihe und
damit den Vorlauf des zusammengesetz-
ten Indikators. Um diesen nachteiligen Ef-
fekt zu vermeiden, müssen die Einfluss-
größen entsprechend umgeformt werden.
Damit ist aber eine gewisse Verstärkung
von hochfrequenten und irregulären Be-
wegungsanteilen dieser Reihen verbun-
den, woraus sich ein relativ unruhiger Be-
wegungsablauf des Gesamtindikators er-
gibt, was zu einer Verschleierung seiner
konjunkturellen Aussage führen kann.
Möchte man diese Unsicherheit vermei-
den, kommt eine Glättung der Einfluss-
größen oder des Gesamtindikators in Fra-
ge. Auch mit dieser Maßnahme wird das
Problem lediglich verlagert, da die Glät-
tung am aktuellen Rand von Zeitreihen ei-
ne gewisse Instabilität zur Folge hat, wenn
nach neuen Werten die Glättung zu
wiederholen ist. Das hat damit zu tun,
dass ein bestimmter geglätteter Wert am
Reihenende im Laufe der Reihenverlän-
gerung als gewogener Durchschnitt aus
unterschiedlichen Reihenabschnitten be-
rechnet wird. 
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Bruttoinlandsprodukts

Georg Goldrian

Ein Frühindikator für die Entwicklung des

In Goldrian (2001) wurde ein synthetischer Frühindikator für das trendbereinigte reale Brut-

toinlandsprodukt (BIP) vorgestellt, der sich ausschließlich aus qualitativen Zeitreihen zusam-

mensetzt. Es handelt sich dabei um Reihen aus dem ifo Konjunkturtest und dem GfK Konsum-

klima. Dieser Frühindikator weist ein besonderes Bauprinzip auf, das den spezifischen Eigen-

schaften von qualitativen Zeitreihen adäquat ist. Leider ließ die prognostische Aussagekraft

des Indikators zum Zeitpunkt der Erstellung in relativ kurzer Zeit nach. Diese Schwäche erfor-

derte ein Überdenken der gefundenen Zusammensetzung. In Goldrian (2004) wird eine Variante

vorgestellt, in die die kurzfristigen Zinsen miteinbezogen sind. Dieser gemischte synthetische

Indikator weist bei einem Vorlauf von durchschnittlich vier Monaten eine etwas bessere kon-

junkturelle Übereinstimmung mit der Referenzreihe auf. Im folgenden Beitrag soll nun gezeigt

werden, dass sich zu den Jahreswachstumsraten des realen BIP ein leistungsfähigerer Frühin-

dikator finden lässt.
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Probleme der Glättung und der unterschiedlichen
Reihenfrequenzen

Der neu entwickelte Tiefpassfilter ist mit der Maßgabe kons-
truiert worden, die unvermeidlichen Korrekturen am Reihen-
rand möglichst auf das Niveau des geglätteten Verlaufs zu
begrenzen, so dass die konjunkturelle Aussage weitgehend
erhalten bleibt. In einem Vergleich mit alternativen Verfahren
wie dem Hodrick-Prescott-Filter konnte Goldrian und Lehne
(1999) zeigen, dass der neue Filter am aktuellen Rand tat-
sächlich überlegen ist. Solche linearen Tiefpassfilter lassen
sich über die Länge des Durchschnitts an den gewünschten
Grad der Glättung bzw. an das auszufilternde Frequenzband
anpassen. So kann nicht nur eine irreguläre Bewegung des
Indikators mehr oder weniger stark unterdrückt, sondern auch
gezielt die Konjunkturkomponente oder der Trend isoliert wer-
den. Die letztere Ausprägung des Filters kommt zur Anwen-
dung, wenn die Aussage des synthetischen Frühindikators
auf die konjunkturelle Entwicklung begrenzt wird, wie es bei-
spielsweise in Ansätzen zur Schätzung der Konjunkturten-
denz auf Branchenebene geschieht, die den Teilnehmern
am Konjunkturtest im Verarbeitenden Gewerbe als Gegen-
leistung zur Verfügung gestellt wird. Eine Beschreibung die-
ser Ansätze findet sich in Goldrian (2003).

Mit dem realen BIP als Referenzreihe stehen monatliche In-
formationen der Einflussgrößen Vierteljahresdaten gegen-
über. Da mit einer Transformation der Einflussgrößen zu Vier-
teljahresdaten aktuelle Informationen verloren gehen, wird
der Interpolation der Werte der Referenzreihe zu Monats-
daten der Vorzug gegeben. Dabei erhalten zunächst die drei
Monate eines Quartals den gleichen Wert, um dann mit ei-
ner leichten Glättung die Kanten des treppenartigen Verlaufs
der interpolierten Reihe zu entschärfen. Dass mit dieser Glät-
tung die Summe von jeweils drei interpolierten Werten nicht
mehr den Ausgangsquartalen entspricht, spielt hier weiter
keine Rolle, weil – nach dem Vorbild der erwähnten Bran-
chenprognosen – lediglich die konjunkturel-
le Tendenz der BIP-Wachstumsraten im
Blickpunkt steht und damit noch eine kräfti-
gere Glättung zum Einsatz kommt.

Auswahl der Einflussgrößen

Wie schon bei der Konstruktion des oben er-
wähnten Vorläufers eines synthetischen Früh-
indikators geht es in erster Linie darum, die
frühindikatorischen Fähigkeiten bestimmter
Zeitreihen aus dem ifo Konjunkturtest an ei-
nigen Beispielen zu demonstrieren. So zielt
die Auswahl geeigneter Einflussgrößen zu-
nächst auf diese qualitativen Zeitreihen. Da-
bei sollen möglichst alle Befragungsbereiche
einen Vertreter entsenden, damit eine breite
Abdeckung der Volkswirtschaft erreicht wird.

Andererseits laufen den qualitativen Zeitreihen bestimmte
quantitative Zeitreihen voraus. So orientieren sich befragte
Unternehmer aus dem Verarbeitenden Gewerbe beispiels-
weise am Wechselkurs des Euro oder an den kurzfristigen
Zinsen. Nachdem ein langer Vorlauf ein wichtiges Leistungs-
merkmal eines Frühindikators ist, sind solche quantitative Rei-
hen attraktive Alternativen zu den Befragungsdaten. In die-
sem Sinne ersetzen in dem hier vorzustellenden Ansatz die
quantitativen Reihen der beiden genannten Variablen die Kon-
junkturtest-Information aus dem Verarbeitenden Gewerbe.
Letztlich gehen der reale Außenwert der DM (des Euro) mit
einem Vorlauf von 5 Monaten, die kurzfristigen Zinsen (Vor-
lauf: 6 Monate), die Geschäftserwartungen im Baugewerbe
(Vorlauf: 14 Monate), die Geschäftserwartungen im Einzel-
handel (Vorlauf: 12 Monate) und eine Trendvariable in den fa-
vorisierten Ansatz ein. Die Aufnahme einer Trendvariablen
macht Sinn, weil die Transformation zu Jahreswachstumsra-
ten lediglich den Polynomgrad eines Trends reduziert. Trotz
des kürzeren Vorlaufs des realen Außenwerts beträgt der Vor-
lauf des zusammengesetzten Frühindikators zwei Quartale,
da der aktuelle Wert des Außenwerts früher vorliegt als die
aktuelle BIP-Information. Der Vorlauf der Einflussgrößen, ih-
re optimale Glättung und ihr Gewicht werden in einer OLS-
Regressionsanalyse über einen konstanten Stützbereich von
zehn Jahren ermittelt, um bei ausreichenden Freiheitsgra-
den eine gewisse Flexibilität zuzulassen. Mit neuen Daten
erfolgt eine neue Schätzung. Liegen zwar aktuelle Daten der
Einflussgrößen, aber kein neuer BIP-Wert vor, so wird ledig-
lich der Prognosehorizont verlängert.

Zur Leistungsfähigkeit des Frühindikators

Abbildung 1 zeigt die erzielten Ergebnisse. Die gute kon-
junkturelle Übereinstimmung des Frühindikators mit den
BIP-Wachstumsraten und der praktisch konstante Vorlauf
von sechs Monaten sind entscheidende Qualitätsmerk-
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Abb. 1
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male. Die Auswahl des Ansatzes aus einigen bezüglich des
erreichten Erklärungsgrades etwa gleichwertigen Varian-
ten beruht auf Ex-post-Prognosen unter den realistischen
Bedingungen entsprechend kürzerer Reihen, was die Glät-
tungsschwäche am aktuellen Reihenrand zur Wirkung
bringt. Für den Ansatz, der in früheren Zeitabschnitten die
konjunkturelle Tendenz am besten prognostiziert hätte, wird
unterstellt, dass er auch in der Zukunft der beste sein wird.
Abbildung 2 gibt die Prognoseleistung des ausgewählten
Ansatzes wieder. Alle zehn Ex-post-Prognosen sehen die
richtige konjunkturelle Tendenz der BIP-Wachstumsraten
bezüglich der Bewegungsrichtung – gemessen an dem
Verlauf der später endgültig geglätteten Wachstumsraten
– vorher. Diese Abbildung verdeutlicht darüber hinaus mit
der Enge des Konfidenzintervalls den Erklärungsgrad des
Schätzansatzes. Ein Vergleich der verschiedenen Interval-
le zeigt, dass der Ansatz in zurückliegenden Stützberei-
chen nicht den Erklärungsgrad des aktuellen Stützbereichs
erreicht. Das überrascht nicht, da der Ansatz allein an den
aktuellen Stützbereich optimal angepasst ist. Die beiden
Abbildungen unterscheiden sich in ihrem Charakter: Ab-
bildung 1 verdeutlicht eher die konjunkturelle Überein-
stimmung und die frühe Anzeige, Abbildung 2 dagegen die
Prognosefähigkeit.

Fazit

In dieser Untersuchung kann erneut die prognostische Aus-
sagekraft von Zeitreihen aus dem ifo Konjunkturtest de-
monstriert werden. Zusammen mit quantitativen Frühindi-
katoren bilden sie einen synthetischen Frühindikator, der zu-
verlässig mit einem Vorlauf von einem halben Jahr die kon-
junkturelle Tendenz in den Jahreswachstumsraten des rea-
len BIP zu prognostizieren in der Lage ist. Die aktuelle Prog-
nose beinhaltet einen Aufschwung im Ausmaß des typischen
Bewegungsmusters der Vergangenheit.
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Die Wettbewerbsstrukturen des Biermark-
tes stehen seit einiger Zeit verstärkt im Blick-
punkt des öffentlichen Interesses. Deutsch-
land ist der drittgrößte Bierproduzent der
Welt. Nicht zuletzt kam die traditionsreiche
Branche (Deutsches Reinheitsgebot vom
23. April 1516, dieser Tag wird seit nunmehr
zehn Jahren werbewirksam als »Tag des
Deutschen Bieres« begangen) in den letz-
ten beiden Jahren in die Schlagzeilen, ins-
besondere wegen spektakulärer Beteili-
gungen und Übernahmen großer deut-
scher Anbietergruppen des Brauereige-
werbes durch ausländische Konzerne. Fu-
sionen und Kapitalübernahmen, wie die von
Becks-Gruppe in Bremen, von Gilde-Grup-
pe in Hannover (einschl. der Marken Has-
seröder und Diebels) und der Spaten-Fran-
ziskaner/Löwenbräu-Gruppe (einschl. Din-
kelacker/Schwaben) in München durch die
belgische Interbrew, das Engagement der
niederländischen Heineken-Gruppe bei der
Paulaner-Gruppe (Bayerische Brauholding
einschl. Kulmbacher) sind noch als dicke
Schlagzeilen in Erinnerung. Jüngstes Bei-
spiel zu Beginn des Jahres 2004 ist der Ein-
stieg bzw. das Engagement der dänischen
Carlsberg-Gruppe bei der Holsten-Braue-
rei-Gruppe1, wobei die Marken König so-
wie Licher an die bis Ende 2003 zweitgrößte
deutsche Privatbrauerei Bitburger2 ge-
sondert veräußert wurden. Der Dortmun-
der Brau- und Brunnen-Konzern3 wird nun
innerhalb Deutschlands in die Oetker-Brau-

erei-Gruppe4 integriert, was bedeutet, dass
dieser Konzern damit der größte Bierher-
steller in Deutschland geworden ist (2003:
17,5 Mill. hl/1,5 Mrd. qUmsatz gegenüber
dem Interbrew-Deutschland-Umsatz von
1,27 Mrd. q und 12 Mill. hl).5 Da der deut-
sche Biermarkt immer deutlicher durch
Überkapazitäten und Preisdruck gekenn-
zeichnet ist, wird Kapitalkraft für die Groß-
brauereien zum entscheidenden Faktor für
die Wettbewerbspositionierung. Daneben
spielen Kooperationen z.B. im Einkauf, in
der Logistik, bei sich ergänzenden Pro-
dukten etc. eine immer größere Rolle, ins-
besondere in den mittelständisch gepräg-
ten Unternehmen. Durch Kapitalbeteili-
gungen im Distributionsbereich, vor allem
im Getränkegroßhandel/Bierverlagen wird
ebenfalls versucht, sich Wettbewerbsvor-
teile zu verschaffen. 

Nach wie vor mittelständisch 
geprägte Strukturen

Das deutsche Brauereigewerbe ist eine
noch ganz überwiegend mittelständisch
geprägte Branche mit regionaler Vielfalt
und regionalen Bierspezialitäten. Von den

mit Rückgang des Bierabsatzes
Branchen im Blickpunkt

Matthias Balz

Brauereigewerbe – 2003 trotz Supersommer ein Jahr

Das deutsche Brauereigewerbe ist zwar eine noch überwiegend mittelständisch geprägte Branche mit

regionaler Vielfalt. Aufgrund des Gastronomie-Trends zu Gaststättenbrauereien stieg die Anzahl der Klein-

unternehmen bis zu 5 000 Hektoliter Jahreserzeugung in den letzten Jahren sogar an. Parallel zu der

Bedeutung der regional verwurzelten Brauereien findet aber auch ein starker Konzentrationsprozess

statt: Etwa 50 Großbrauereien mit über 500 000 Hektoliter Jahresproduktion halten inzwischen einen

Anteil von ca. drei Viertel am Gesamtumsatz der Branche. Sekundiert wird der zunehmende Struktur-

wandel durch gravierend spürbare Wandlungen in den Ess- und Trinkgewohnheiten der deutschen Be-

völkerung. Der mengenmäßige Bierabsatz insgesamt in Deutschland ist in der vergangenen Dekade um

knapp 9% gesunken, 2003 ging er gegenüber dem Vorjahr um 2,1% zurück, der versteuerte Inlandsab-

satz sogar um 3,4%. Der Bierexport hat im Gegensatz zum Inlandsabsatz erneut deutlich zugelegt. Wie

schon 2002 konnte auch 2003 der Export des Brauereigewerbes  kräftig gesteigert werden (2003: + 9,1%).

1 Zu dieser Gruppe gehören die Marken Feld-
schlösschen und Lübz einschließlich Hannen, Gatz
und Hansa.

2 Einschließlich Köstritzer und Wernesgrüner.
3 Hierzu gehören die Marken Dortmunder Union, Ber-

liner Schultheiss, Jever, Schlösser Alt und Tucher.

4 Mit den Marken Radeberger, Binding, Henninger,
Clausthaler, Allgäuer, Sailer Bräu, Berliner Kindl,
DAB, Stuttgarter Hofbräu.

5 Zahlen nach Angaben des Deutschen Fachverlags,
Lebensmittel Zeitung. HLW infodienst.de beziffert
den Bierabsatz – Stand 2/2004 – wie folgt: Die
Oetker-Gruppe mit 15,8 Mill. hl steht an erster Stel-
le; Interbrew-Deutschland: 14,2 Mill. hl; Bitburger
(einschließlich Köstritzer, Wernesgrüner, Licher, Kö-
nig): 8,8 Mill. hl; Heineken/Bayerische Brauholding
(Paulaner, Kulmbacher, Karlsberg-Verbund): 8,7 Mill.
hl; Carlsberg Deutschland: 6,8 Mill. hl; Warsteiner
Haus Cramer Gruppe: 6,0 Mill. hl; Krombacher:
5,4 Mill. hl; Oettinger: 5,2 Mill. hl.
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über 1 200 produzierenden deutschen Brau-
ereien befindet sich gut die Hälfte in Bayern
(Anteil am deutschen Bierausstoß insgesamt
von knapp 22%). Auch in Baden-Württem-
berg (7,2%) und Nordrhein-Westfalen (mit
dem größten Anteil am deutschen Bieraus-
stoß insgesamt von ca. 25%) sind jeweils
weit über 100 Bierbrauer ansässig. Aufgrund
des Gastronomie-Trends zu Gaststätten-
brauereien stieg die Anzahl der Kleinunter-
nehmen bis zu 5 000 Hektoliter Jahreser-
zeugung in den letzten Jahren sogar an.
Auch wenn zu Beginn des Jahres 2004 als
Folge des Kompromisses im Vermittlungs-
ausschuss vom Dezember 2003 die Steu-
ersatzvorteile für kleinere Produktionsvolu-
mina dem Rotstift zum Opfer gefallen sind.6

Rückläufig ist die Zahl der Unternehmen in der Gruppe von
5 000 bis 500 000 Hektoliter Jahresausstoß. Etwa 50 Groß-
brauereien mit über 500 000 Hektoliter Jahresproduktion
halten inzwischen einen Anteil von ca. drei Viertel am Ge-
samtumsatz der Branche.7 Parallel zu der Bedeutung der
regional verwurzelten Brauereien findet aber auch ein star-
ker Konzentrationsprozess statt. Sekundiert wird der zu-
nehmende Strukturwandel durch gravierend spürbare Wand-
lungen in den Ess- und Trinkgewohnheiten der deutschen
Bevölkerung.

Gesunkene Absatzzahlen

Der mengenmäßige Bierabsatz insgesamt in Deutschland ist
in der vergangenen Dekade um knapp 9% gesunken, 2003
ging er gegenüber dem Vorjahr um 2,1% zurück (vgl. Abb. 1),
der versteuerte Inlandsabsatz sogar um 3,4% (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2004). Allgemein ist in der deutschen Ge-
sellschaft eine rückläufige Entwicklung des Konsums von
Alkohol zu konstatieren, für Autofahrer ist er tabu, ebenso am
Arbeitsplatz. Selbst am Bau, wo früher das Bier nicht weg-
zudenken war, ist eine zunehmende Zurückhaltung festzu-
stellen. Der quantitative Getränkeverbrauch verlagert sich seit
Jahren hin zu Wasser, Erfrischungsgetränken, Tee und Frucht-
säften. Neben den Bieren ist insbesondere Kaffee von einer
kontinuierlichen Abnahme betroffen. Hinzu kommt schließ-
lich noch die seit Oktober 2002 anhaltender Umsatzrückgang
in der Gastronomie als Folge der in Deutschland in den letz-
ten Jahren beobachteten verbreiteten Konsumentenzurück-
haltung.

2003 brachte die Einführung der Pflicht-Pfandregelung für
Einwegverpackungen, in der öffentlichen Diskussion bekannt
unter dem Kürzel »Dosenpfand«, zusätzliche Turbulenzen
auf dem deutschen Markt. Für Brauereien mit hohem Ein-
weganteil, der vor allem Dosen betraf, ergaben sich z.T. dra-
matische Absatzverluste. Der Absatz von Dosenbier in
Deutschland verminderte sich 2003 um ca. zwei Drittel. Die
Mehrwegquote bei Bier stieg demgegenüber in 2003 auf
über 90% (2002: 76%).

Trotz des klimatischen Supersommers mit bestem Bier-
gartenwetter verzeichnete die Gesamtbranche 2003 einen
spürbaren Absatzrückgang, der ausschließlich im Inlands-
geschäft erzielt wurde. Die Daten des ifo Konjunkturtests
zeigen für das Brauereigewerbe unübersehbar eine
»Delle« im Jahre 2003. Damit war im Jahresgesamtergeb-
nis bei den Brauereien ein deutlich unruhigerer (Kurven)Ver-
lauf als im Ernährungsgewerbe insgesamt zu beobachten
(vgl. Abb. 2). In der Bierbrauer-Branche konnte man zu-
gleich eine sehr unterschiedliche Entwicklung der einzel-
nen Brauereien feststellen. Der Deutsche Brauerbund
(2004) spricht von einer »Firmenkonjunktur«. Vornehmlich
kleinere und regionalstarke Brauereiunternehmen, die be-
reits in der Vergangenheit über einen sehr hohen Mehr-
weganteil verfügten, haben durch die weitere Steigerung
bei Mehrweg von der Situation des Jahres 2003 stark pro-
fitiert. So ist es auch den bayerischen Brauern gelungen,
im Gegensatz zum Biermarkt in Deutschland insgesamt,
ihren Bierausstoß um knapp 2% auf 22,9 Mill. hl zu erhö-
hen. Die Bayerische Brauwirtschaft (2004) sieht sich da-
bei als »die Feinkostabteilung im deutschen Biermarkt«.
Die Bezeichnung »Bayerisches Bier« ist seit Sommer 2001
eine auf EU-Ebene geschützte geographische Produkt-
kennzeichnung. Die veröffentlichten Unternehmenszahlen
beispielsweise von Kulmbacher aus Franken/Nordbayern
und Sachsen mit den Marken Kulmbacher, Mönchshof,
EKU, Kapuziner, Braustolz, Scherdel, Sternquell, aber auch
Köstritzer aus Thüringen, Licher aus Hessen oder Herfor-

Abb. 1

6 Die Biersteuermengenstaffel wurde unter den Zeichen des »Subventions-
abbaus« mit Beginn des Jahres 2004 als »vermeintliches Privileg« gestri-
chen. Die Biersteuer ist eine reine Ländersteuer. Der Bayerische Brauer-
bund bezweifelt deshalb das verfassungskonforme Zustandekommen die-
ses Beschlusses.

7 Vgl. Monopolkommission (2003). Der neue Radeberger/Oetker-Bierkon-
zern wird 2004 alleine mehr als 15% Marktanteil erreichen. Als mittelfristi-
ges Unternehmensziel strebt der Konzern einen Marktanteil im Bierge-
schäft von 20% an.
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der in NRW etc., dokumentieren deutliche Zuwächse der
mittelgroßen Braustätten. Die Andechser Klosterbrauerei
aus Oberbayern (mit bundesweiten Vertriebsaktivitäten und
einem Anteil an der gesamten Produktion von 3,5% für
Bierexporte in europäische Länder, überwiegend nach Ita-
lien) verzeichnete sogar in 2003 mit einem Wachstum des
Bierausstoßes von 15% gegenüber 2002 einen beispiel-
losen Aufwind.8

Von den größten deutschen Privatbrauereien konnten die
beiden führenden Unternehmen, Krombacher (+ 3%) eben-
so wie Bitburger (+ 2%), aufgrund überproportionalen
Wachstums bei Mehrweg zulegen; die Absatzrückgänge
im Einwegbereich wurden durch die Zuwächse bei Mehr-
weg deutlich überkompensiert. So melden beide Unter-
nehmen auf einem geschrumpften deutschen Markt neue
Umsatz- und Bierabsatzrekorde. Warsteiner9 (einschl. den
Regionalmarken Paderborner und Isenbeck) hingegen ver-
zeichnete einen Produktionsrückgang und führt dies in ers-
ter Linie auf den Einbruch beim Dosenbier zurück. Dane-
ben beurteilt das Unternehmen inzwischen den Einstieg in
die Vertriebsschiene: Absatz über Lebensmittel-Discounter
als ein Glaubwürdigkeitsproblem für herausgehobene Pre-
mium-Marken, man will sich aus diesem Marktsegment wie-
der zurückziehen. Ähnliche Entwicklungen und Beobach-
tungen gelten für den Holsten-Konzern, der für 2003 von
einem Rückgang des Getränkeabsatzes um 10% (der In-
landsbierabsatz fiel sogar um 12,8%) berichtet.

Billiganbieter haben, wie nicht nur der an-
haltende Erfolg der Discounter im Lebens-
mitteleinzelhandel insgesamt und in anderen
Konsumgüterzweigen beweist, auch am
deutschen Biermarkt Hochkonjunktur. So ge-
hörte in 2003 erneut die Gruppe des Brau-
hauses Oettingen (4,8 Mill. hl Bierabsatz) mit
ihrer Unternehmens-Philosophie, das natio-
nal preiswerteste Markenbier anzubieten, zu
den unumstrittenen Gewinnern des Jahres.
Im Einzelhandel haben die Discounter die Do-
se aussortiert, sie setzen voll auf Einweg-
Pet-Gebinde. Die Lieferanten hierfür kom-
men allerdings überwiegend aus dem Aus-
land. Die deutschen Brauer haben hier Nach-
holbedarf bzw. sind in die Konzernstrategie
ihrer neuen ausländischen Kapitalgeber ein-
gebunden.

Der Bierexport hat im Gegensatz zum In-
landsabsatz erneut deutlich zugelegt. Wie
schon 2002 konnte auch 2003 der Export

Abb. 2

Kennzahlen zur Entwicklung in der Deutschen Brauwirtschaft

Kennzahl 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
Braustätten
(Anzahl)

1 273 1 285 1 281 1 279 1 297 1 279 1 268

Bierausstoß
(Mill. hl)

114,8 111,7 112,8 110,4 108,5 108,4 106,3 a)

Bierausfuhr
(Mill. hl)

    9,2     8,9     9,5   10,6   10,8   11,1   12,1a)

Anteil am
Ausstoß (%)

    8,0     8,0     8,4     9,7   10,0   10,2   11,4

Biereinfuhr
(Mill. hl)

    3,3     2,8     3,1     3,7     3,8     3,3     2,7a)

Anteil am
Verbrauch (%)

    3,0     2,7     2,9     3,1     3,8     3,3     2,8a)

Pro-Kopf-
Verbrauch
(l/Einwohner)

131,2 127,5 127,5 125,3 122,4 121,5 117,5

Umsatz
(Mill. r)

9 663 9 458 9 356 9 254 9 228 9 325 9 010

Beschäftigte
(in 1 000)

  44,0   45,5   41,5   40,0 38,65 37,43  36,41

a) Vorläufig.
Quelle: Deutscher Brauer-Bund.

8 Vgl. Starnberger SZ vom 4. Februar 2004 und Starn-
berger Merkur vom 3. Februar 2004.

9 2003 Absatzrückgang um 12,8% auf knapp 6 Mill. hl
– Umsatzminus von 10% auf 475 Mill. q.
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deutschen Bieres kräftig gesteigert werden (2003: + 9,1%).
Insgesamt wurden mehr als 12,3 Mill. Hektoliter ausge-
führt. Die Quote des zum Export bestimmten Ausstoßes
hat inzwischen in 2001 die 10%-Marke überschritten.
Die Importquote am Inlandsverbrauch liegt unter 4% (vgl.
Tabelle).

Veränderte Konsumtrends beeinflussen die 
Absatzpolitik

Dem Bierkonsum ist in Deutschland ein wenig die Moder-
nität abhanden gekommen, Bier gilt als Getränk der Väter
und Großväter und hat bei der Jugend »Image«-Probleme.
Die Deutschen trinken im Durchschnitt immer weniger Bier
(vgl. Abb. 3).10 Nach Sorten betrachtet verliert nun – relativ
gesehen – Pils-Bier, das seit den siebziger Jahren einen Sie-
geszug gestartet hatte und stetig gewachsen war; damals
konnte es dem Export-Bier den 1. Rang ablaufen. Herbe
und hopfige Geschmacksrichtungen sind in der jüngeren
Generation zurzeit nicht mehr so gefragt – dagegen hat
der Absatz von Export, Hell, Schwarzbier, Kölsch und Leicht-
bier in 2003 gegenüber dem Vorjahr zugenommen. Unter
anderem auch um dem Absatzverlust der letzten Jahre
gegenzusteuern, wurden erfolgreich Biermixgetränke, die
dem süßen Trend entgegenkommen, auf dem Markt ein-
geführt. Von 1999 (1,2 Mill. hl) bis 2002 (2,9 Mill. hl) konn-
te hier ein Produktionswachstum von mehr als 140% rea-
lisiert werden. Aber in 2003 erhielt auch diese Entwicklung
einen Dämpfer (– 6,2% auf ca. 2,7 Mill. hl); sie hat sich nicht

fortgesetzt, da die Biermixgetränke überwiegend auf der
Einwegschiene vermarktet worden waren und sie 2003 voll
in den Abwärtssog bei Einweggetränken mit reingezogen
wurden. Zumal in der gegenwärtig gültigen Pfandregelung
die Ungereimtheit besteht, dass die Konkurrenz im Bereich
der Trendgetränke, die gezielt Jugendliche ansprechen wol-
len, die sogenannten »Alcopops« auf der Basis von Limo
mit Wodka, Tequila bzw. weißem Rum unter die Spirituo-
sen-Regelung fallen und mithin zurzeit noch nicht einweg-
pfandpflichtig sind.11

Die Konsumtrends werden zunehmend stärker durch Fak-
toren wie »Lifestyle«, Wellness, Convenience etc. bestimmt.
Verpackung, Design, Markenimage sowie Sekundär- bzw.
Fanprodukte spielen eine immer größere Rolle. Dabei lie-
gen innovative neue Flaschendesigns voll im Trend. In Dis-
cotheken und der Szene-Gastronomie ist es »trendy« und
Kult, Bier aus Flaschen zu trinken. So wurde vielerorts ne-
ben Bier vom Fass oft zusätzlich auch z.B. Becks aus der
typischen grünen Flasche angeboten, was auf eine stei-
gende Nachfrage bei bestimmten Konsumentengruppen
traf. Dies hat den Auslöser für vielfältige neue Flaschenty-
pen bei vielen Brauern geliefert. Selbst Weißbier (z.B. Er-
dinger Champ – Assoziation zu Champagner und Cham-
pion) hat sich auch als Flaschenkonsum-Getränk etabliert.
Daneben hat auch die nostalgische Bügelverschlussflasche
wieder eine starke Verbreitung erfahren. Auf dem Image-
Feld hat sich gerade in der jugendlichen Käufergruppe da-
bei ganz offensichtlich Sponsor-Engagement im Sport all-
gemein ausgezahlt, wie u.a. die Erfolge von Bitburger, Krom-
bacher, Erdinger u.a. eindrücklich zeigen. Die Ereignisse der
nahen Zukunft, wie insbesondere die Fußball-Europameis-
terschaft in diesem Jahr (2004) – quasi als Vorläufer – und
die zwei Jahre später, 2006 in Deutschland folgende Fuß-
ball-Weltmeisterschaft bilden sicherlich unübersehbare
wichtige Schlüsselfunktionen für die weitere Unterneh-
mensentwicklung und -positionierung in der Brauereibran-
che. Generell wird dem Großereignis Fußballweltmeister-

schaft 2006 in Deutschland eine hohe wirt-
schaftliche Bedeutung zugeschrieben, nicht
nur in der Tourismusbranche mit insbeson-
dere Gastronomie und Hotellerie, sondern
vermutlich auch ganz entscheidend für vie-
le Zweige des Ernährungsgewerbes. Sollte
dann im Anschluss die Bewerbung für olym-

Abb. 3

11 Vgl. z.B. Stiftung Warentest (2004) und Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung (2004). Dort wird
geurteilt: »Süß, trendy und fatal«, der Verkauf hat sich
zwischen 1998 und 2003 vervierfacht. In der Alters-
gruppe der 14- bis 17-Jährigen konsumiert jeder Zwei-
te diese Getränke. Auch in Deutschland ist inzwischen
unter den Vorzeichen bzw. mit der Begründung des
Jugendschutzes eine Sondersteuer auf Alcopops in
der Diskussion (Gesetzesvorlage der Bundesregie-
rung mit 83 Cent je 275-ml-Flasche), wie sie 1997 in
Frankreich eingeführt wurde und ebenfalls mittlerweile
in der Schweiz besteht.

10 Im innereuropäischen Vergleich ist jedoch der Bierkonsum in Deutschland
(121,5 l) traditionell Spitze, er wird nur von den Tschechen (127,7 l/Ein-
wohner) und den Iren (124,8 l) übertroffen und gefolgt von Österreichern
(109,3 l) und Briten (100,6 l, Angaben des Deutschen Brauer-Bundes für
2002). Die Zuwanderung von Nationalitäten, die eher Weintrinker sind,
oder – aus religiösen Gründen verzichten sollen, drückt natürlich auch
die rein statistisch ermittelten durchschnittlichen Kennwerte in Deutsch-
land. In den Weintrinkernationen liegt beispielsweise in Frankreich der Bier-
verbrauch je Einwohner lediglich bei 34,7 l und in Italien bei 28,2 l.



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  7/2004 –  57.  Jahrgang

48

pische Spiele in Deutschland, Leipzig 2012, erfolgreich ab-
geschlossen werden können, wäre dies eine ideale Fort-
setzung für aus sportlichen Großveranstaltungen entsprin-
gende wirtschaftliche Impulse mit entsprechenden Aus-
wirkungen im Sponsoringbereich.
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Geschäftslage erreicht wieder 
zufriedenstellendes Niveau

Die Konjunkturschwäche in der deut-
schen Software- und DV-Dienstleis-
tungsbranche war hartnäckiger als zu-
nächst angenommen. 2002 schrumpften
die nominalen Umsätze um 2,4%, 2003
gingen sie um 1% auf 41,0 Mrd. r zurück
(BITKOM 2004). Die Unternehmen kön-
nen nun wieder aufatmen, es mehren sich
die Erholungssignale. Nach dem histori-
schen Stimmungstief in den Herbstmo-
naten 2002 hat sich das Geschäftsklima
im vierten Quartal 2003 bereits zum vier-
ten Mal in Folge verbessert und ist nun
so gut wie seit zwei Jahren nicht mehr (vgl.
Abb. 1). Positiv ist vor allem zu sehen,
dass die Unternehmen nicht nur auf eine
bessere Zukunft hoffen, sondern sich
auch die Urteile zur derzeitigen Ge-
schäftslage kräftig verbesserten. Im Ein-
zelnen bewertete zum Jahreswechsel
2003/04 gut jedes fünfte Unternehmen
die Geschäftslage als günstig, 57% als
befriedigend, und noch 22% der Testteil-
nehmer empfanden ihre derzeitige Ge-
schäftssituation als schlecht. Die Urteile
verbesserten sich damit eindrucksvoll bin-
nen Jahresfrist, insbesondere aber im vier-
ten Quartal, und zwar von per saldo – 15%
im Vorquartal auf – 1%. Der Geschäfts-
verlauf erschien damit erstmals seit zwei
Jahren wieder im Großen und Ganzen als
befriedigend. Die Konjunkturerholung wird
sich fortsetzen: Der kräftige Optimismus
für das erste Halbjahr 2004 hat sich ge-
festigt, eine weitere Aufhellung war aber
nicht zu beobachten. Nach wie vor hoff-

te per saldo fast jedes dritte DV-Unter-
nehmen auf bessere Geschäfte. Im Detail
erwarteten 41% (3. Quartal 2003: 42%)
der Unternehmen für die erste Jahres-
hälfte 2004 einen günstigen Geschäfts-
verlauf, knapp jeder Zweite (47%) rech-
nete mit einer gleichbleibenden Entwick-
lung, aber immerhin noch 10% (11%) sa-
hen der künftigen Entwicklung mit Sorge
entgegen. 

In den ersten beiden Quartalen 2003 wur-
den die DV-Dienstleister noch mit deut-
lich rückläufigen Auftragseingängen kon-
frontiert, erst in der zweiten Jahreshälfte
stellte sich eine Besserung ein. Im dritten
Quartal 2003 ergab sich nach den Um-
frageergebnissen – erstmals seit zwei Jah-
ren wieder – ein kleines Plus – deutlicher
zeigte sich die Belebung zum Jahresen-
de hin (per saldo + 13%). Auch die Kla-
gen über zu niedrige Auftragsreserven
wurden leiser; 44% der Testteilnehmer be-
zeichneten sie zuletzt aber noch als zu
klein, während zuvor noch fast 60% dar-
über klagten. Dank lebhafter Nachfrage
dürften auch die Umsätze die Talsohle
durchschritten haben. Nachdem zuvor die
Umsatzentwicklung in etwa unverändert
blieb, zogen sie im vierten Quartal doch
spürbar an. Auch die vergleichbaren Vor-
jahresumsätze wurden erstmals seit den
Herbstmonaten 2001 wieder erreicht.
Dennoch zeigten die Testteilnehmer hin-
sichtlich der Perspektiven weniger Opti-
mismus. Mit per saldo + 14% erwartet
zwar die Mehrzahl der Befragten höhere
Umsätze, im Vorquartal rechnete aber
noch jeder vierte Testteilnehmer mit einem
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an Fahrt

Joachim Gürtler

DV-Dienstleister: Konjunkturaufschwung gewinnt

Die deutsche Software- und Dienstleistungsbranche, die nach dem Niedergang der New Economy

2002 in Ernüchterung gefallen war, meldet sich zurück. Die Konjunkturerholung wird nach den Er-

gebnissen des jüngsten ifo Konjunkturtests immer deutlicher. An der schwerpunktmäßig im Januar

und Februar 2004 durchgeführten 36. Konjunkturumfrage für DV-Dienstleistungen haben insge-

samt 294 Unternehmen einen auswertbaren Fragebogen zurückgeschickt, 192 Testteilnehmer ha-

ben an der Online-Befragung über das Internet teilgenommen. Die insgesamt einbezogenen Be-

triebe erwirtschafteten im vergangenen Jahr (2003) einen Umsatz von 17,0 Mrd. s, gemessen am

geschätzten Gesamtumsatz nach BITKOM (Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommuni-

kation und neue Medien) repräsentieren die Erhebungsergebnisse damit etwas mehr als zwei Fünf-

tel des deutschen Marktes für Software und DV-Dienstleistungen. Dies ist noch etwas mehr als

zuvor, aufgrund intensiverer Nachbearbeitung der Testteilnehmer konnten weitere Großunterneh-

men reaktiviert werden. 
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Plus. Die Branche schöpfte zwar weniger Mut als zuvor,
insgesamt ist aber der positive Trend nicht zu übersehen.
Auch nach den Umfrageergebnissen des Branchenverbands
BITKOM hat sich die Stimmung in der Branche zum Jahres-
ende 2003 deutlich aufgehellt, die Unternehmen gehen ge-
stärkt und mit frischem Schwung ins Jahr 2004. Für 2004
erwartet der Branchenverband ein Umsatzplus von knapp
2% (o.V. 2004a), andere Branchenexperten sind noch einen
Tick optimistischer, sie halten einen Zuwachs zwischen 3 und
4% für möglich (Detecon 2004).

Sehr differenziert ist nach wie vor die Entwicklung nach Grö-
ßenklassen: Bei den großen Dienstleistungsanbietern (ab
100 Mill. r Umsatz pro Jahr) hat sich die Stimmung weiter
aufgeklart. Nachfrage und Umsätze zogen spürbar an, die
Vorjahresumsätze wurden übertroffen, und auch die Unzu-
friedenheit über zu niedrige Auftragsbestände nahm deut-
lich ab. Die Geschäftsaussichten für die kommenden sechs
Monate stimmten die Unternehmen ausgesprochen opti-

mistisch (per saldo + 46%), die Umsätze
dürften zulegen. Bei den kleineren Unter-
nehmen der Branche ist der Weg aus der
Talsohle dagegen mühsam: Der Bestell-
eingang blieb rückläufig – zwar abge-
schwächt –, die Auftragsbestände erschie-
nen völlig unzureichend, und auch die Um-
sätze blieben beim weit überwiegenden Teil
der Unternehmen unter dem Ergebnis des
entsprechenden Vorjahresquartals. Eine
Wende zum Besseren deutet sich aber an.
Die Urteile zur derzeitigen Geschäftslage ver-
besserten sich, von einem zufriedenstellen-
den Geschäftsverlauf ist man aber noch ein
gutes Stück entfernt. Der Blick in die nahe
Zukunft stimmte die Unternehmen dennoch
optimistisch, bescheidene Umsatzsteige-
rungen werden erwartet. 

Bei den ostdeutschen DV-Dienstleistern deu-
tet sich nur zaghaft ein Erreichen der Talsohle
an. An der derzeitigen Geschäftslage hat-
ten die Testteilnehmer genauso viel auszu-
setzen wie zuvor, eine durchgreifende Wen-
de zum Besseren ist auch in den nächsten
Monaten nicht in Sicht; positive und negati-
ve Stimmen hielten sich lediglich die Waage.
Der bisherige Optimismus hat erheblich
nachgelassen. Die Nachfrageschwäche
scheint aber dennoch auszulaufen, der Auf-
tragseingang belebte sich im vierten Quar-
tal, und auch die vergleichbaren Vorjahres-
umsätze wurden weniger häufig unter-
schritten als zuvor. Jedes fünfte Unterneh-
men musste aber immer noch Umsatzein-
bußen verkraften. Noch etwas heftiger kriti-

siert wurden allerdings die Auftragsbestände, sie erschie-
nen nun mehr als 80% der Betriebe als zu klein. Auch die
Hoffnungen auf höhere Umsätze in der nächsten Zeit ha-
ben sich bei den ostdeutschen DV-Dienstleistern weitge-
hend verflüchtigt, die positiven Stimmen überwogen nur
noch wenig. 

Beschäftigungsabbau verlangsamt sich 

Der Beschäftigtenabbau in der deutschen Software- und
DV-Dienstleistungsbranche ist noch nicht zum Stillstand ge-
kommen. Positiv ist allenfalls zu sehen, dass sich der Per-
sonalabbau verlangsamte. Nach den Befragungsergebnis-
sen schrumpfte die Zahl der Beschäftigten bereits zum neun-
ten Mal in Folge, allein im vierten Quartal 2003 reduzierte
sich die Beschäftigung um 1/2%. Im Jahresdurchschnitt 2003
gab es in der deutschen DV-Dienstleistungsbranche rund
33/4% weniger Beschäftigte als 2002, ein Jahr zuvor wur-
den mit 53/4% allerdings deutlich mehr Stellen gestrichen.
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Abb. 1
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Nach den zweistelligen Beschäftigungszuwächsen in den
Boomjahren 1998 bis 2000 gingen im vergangenen Jahr
rund 13 000 Arbeitsplätze verloren, nachdem 2002 schon
rund 20 000 Stellen gestrichen wurden (Gürtler 2003). Die
Zahl der Beschäftigen dürfte im Jahresdurchschnitt 2003
bei rund 345 000 gelegen haben. Die Beschäftigungser-
wartungen für die nächste Zeit waren aber immer noch von
Vorsicht geprägt, der leichte Beschäftigtenabbau dürfte aber
im Laufe der nächsten Monate auslaufen. Positive und ne-
gative Stimmenanteile hielten sich die Waage. Vier von fünf
DV-Dienstleistern wollen ihre Personalkapazität in etwa hal-
ten, 10% erwarten ein Plus, dem stehen 11% der Unter-
nehmen gegenüber, die wohl Personal entlassen müssen
(vgl. Abb. 2). Auch der Branchenverband BITKOM (o.V.
2004b) spricht von einer Trendwende beim IT-Arbeitsmarkt,
ein Nettozuwachs an Stellen ist aber erst Mitte 2005 zu er-
warten. 

Nur bei den Betrieben mit 10 bis 25 Mill. r Umsatz pro
Jahr schienen sich nach den Befragungsergebnissen im Be-
richtszeitraum (4. Quartal 2003) Einstellungen und Entlas-
sungen die Waage gehalten zu haben. Diese sind auch be-
sonders zuversichtlich, was die Beschäftigungsentwicklung
in der nächsten Zeit angeht. 

Klagen über Auftragsmangel werden leiser

Nur langsam werden die Klagen über Behinderungen der
Geschäftstätigkeit leiser: 76% der DV-Unternehmen be-
richteten in den Sommermonaten 2002 darüber, zwei von
drei Testteilnehmer fühlten sich auch noch im vierten Quar-
tal 2003 davon beeinträchtigt. Die Abbildung 3 zeigt deut-
lich, wie stark sich die Problemlagen seit dem Jahrtau-
sendwechsel verschoben haben. Vor drei Jahren stand der
Fachkräftemangel an der Spitze, heute ist es die unzurei-
chende Nachfrage. Nachfragemangel steht mit 55% der

Nennungen unangefochten an erster Stelle,
eine Trendwende scheint sich aber anzu-
deuten. In den neuen Bundesländern wa-
ren die Betriebe seit Anfang 2002 noch et-
was häufiger davon betroffen: Drei von vier
Unternehmen übten Kritik an einer unzurei-
chenden Nachfrage, eine tendenzielle Bes-
serung ist aber auch hier nicht zu übersehen.
Der konjunkturelle Abschwung hat den Fach-
kräftemangel von Softwareexperten nahezu
vergessen lassen, nur noch vereinzelt wa-
ren diese Klagen zu hören (2%), und dies aus-
schließlich bei den kleineren DV-Dienstleis-
tern. Finanzierungsschwierigkeiten kamen
mit 9% der Nennungen weiterhin nur relativ
wenig zur Geltung. Auffällig ist nach wie vor,
dass in erster Linie die kleinen bis mittleren
Betriebe darüber klagen. Aus Sicht einer

BITKOM-Umfrage sah sogar jedes zweite Unternehmen bei
der Unternehmensfinanzierung ein großes Markthemmnis.
Die befragten Betriebe berichten von Problemen, die be-
stehenden Kreditlinien zu halten oder sich frisches Geld zu
beschaffen. Die Geschäftsbanken scheinen sich immer mehr
von der Kreditfinanzierung zurückzuziehen, zudem steht
technologieorientierten Unternehmen kaum mehr das not-
wendige Venture Capital für die Gründungsfinanzierung zur
Verfügung. In Ostdeutschland litt bereits jedes vierte Unter-
nehmen – mit steigender Tendenz – unter Finanzierungs-
schwierigkeiten. Sonstige Einflussgrößen – mit 10% der Nen-
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nungen – spielten wieder eine etwas größere Rolle: Genannt
wurden hier in erster Linie Behinderungen durch die Verga-
bepraxis der öffentlichen Haushalte, Haushaltsperren der
Gemeinden und Kommunen, Preisdruck und Preisverfall so-
wie die allgemeine schwache Konjunktur.

Zufriedenstellender Geschäftsverlauf lediglich im
Bereich Outsourcing, Processing und Network
Services sowie bei den Wartungsdienstleistern 

Bei den Herstellern von Standard-, Anwender- und Sys-
temsoftware sowie bei den Beratungsdienstleistungen (Con-
sulting und Projekt-Services1) verbesserte sich die aktuel-
le Geschäftslage sprunghaft, von einem befriedigenden
Niveau konnte jedoch im Berichtsquartal nicht gesprochen
werden. Die Talsohle dürfte aber gleichwohl durchschritten
sein. Der Auftragseingang hat sich im Jahresschlussquar-
tal erfreulich gut entwickelt (per saldo + 10%), die Umsät-
ze erreichten wieder in etwa das Vorjahresergebnis. Auch
die Unzufriedenheit mit den Auftragsbeständen ließ be-
merkenswert nach, per saldo knapp jeder zweite Testteil-
nehmer bezeichnete die Auftragsreserven aber noch als
zu klein. Der weiteren Geschäftsentwicklung sahen die
Unternehmen mit leicht erhöhtem Optimismus entgegen,
hinsichtlich der Umsatzentwicklung haben sich die Spiel-
räume für weitere Steigerungen aber verengt. Gleichwohl
ist der Stellenabbau noch nicht zum Stillstand gekommen,
wie im Vorquartal verringerte sich die Zahl der Beschäftig-
ten um 1%. Ein Ende dieser Entwicklung ist nun aber ab-
sehbar, positive und negative Meldungen halten sich wie-
der die Waage. 

Im Bereich System-/Network Operation2 (Facilities Ma-
nagement, Outsourcing) gewannen die positiven Ge-
schäftslageurteile erstmals seit acht Quartalen wieder ein
leichtes Übergewicht. Die Nachfrageschwäche scheint über-
wunden zu sein, zum zweiten Mal in Folge verbuchten die
Auftragseingänge ein kleines Plus. Die Umsätze reichten
an das Ergebnis vom Vorjahr heran. Hinsichtlich der Ge-
schäftsaussichten für das kommende halbe Jahr äußerten
sich die Unternehmen jedoch mit nachlassender Zuversicht,
auch die Hoffnungen auf Umsatzsteigerungen haben sich
erkennbar abgeschwächt. Der Beschäftigungsabbau kam
zum Stillstand, und auch in der nahen Zukunft scheinen sich
Einstellungen und Entlassungen die Waage zu halten.

Als erneut verbessert, aber noch nicht ganz zufriedenstel-
lend, wurde die Geschäftslage in der Sparte Processing und
Network Services3 bewertet. Die Erwartungen ließen nahe-
zu unveränderten Optimismus erkennen. Bei gleichbleiben-
dem Orderzugang und höheren Umsätzen im Berichtsquartal
wurden die Vorjahresumsätze nicht ganz erreicht. Deutliche
Besserungstendenzen sind aber erkennbar. Die Auftrags-
reserven erschienen vielfach als zu klein (per saldo – 53%).
Bei den Umsatzerwartungen überwogen wieder leicht die
pessimistischen Stimmen. 

In der Sparte Environmental Services4 haben zwar die ne-
gativen Einflüsse auf die Beurteilung der Geschäftslage wei-
ter an Gewicht verloren, knapp jedes fünfte Unternehmen
war mit dem Geschäftsverlauf aber immer noch nicht zu-
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-0.6 55 2 9 10

-0.9 56 3 9 8

0.1 48 1 3 2

-0.4 49 4 5 7

0.4 59 1 6 2

-0.4 44 0 4 6

-0.5 53 1 4 6

4. Quartal 2003

Bereich
Beurteilung und Entwicklung im Berichtsquartal Erwartungen

Geschäftslage Umsatz Umsatz Auftragseingang Auftragsvolumen Behinderung der Umsatz Geschäftsentwickl.
Beurteilung geg. Vorquartal geg.Vorjahresquartal geg. Vorquartal Beurteilung

in %

Geschäftstätigkeit

bei % der Firmen

im nächsten Quartal für 2 Quartale

Erläuterungen:   Die Gesamtfläche 
jedes  Feldes entspricht 100 % der 
Antworten  der  meldenden  Firmen. 
Die  Unterteilung  gibt  die  unter- 
schiedliche Häufigkeit der Antwor- 
ten wieder (Firmenmeldungen in %).
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DV-Dienstleistungen                     
insgesamt                               

Consulting +                            
Projekt-Services                        

System-/Network                         
Operation                               

Processing und                          
Network Services                        

Environmental                           
Services                                

Wartung                                 

Ausbildung und                          
Schulung                                

ifo Konjunkturspiegel für DV-Dienstleistungen

Berichtszeitraum:

1 Beratung und Unterstützung bei der Beschaffung von Hard- und Software,
Technologie und Systemberatung, Beratung über Systemsicherheit, Ent-
wicklung von Standard-, Anwender- und Systemsoftware, Systemanaly-
se und Programmierung, Systemintegration.

2 Dienstleistungen zur Übernahme von DV-Aufgaben für andere Unterneh-
men.

3 Leasing oder Vermietung von Rechenzeit, Mehrwertdienste, Datenfern-
übertragungs- und Datenfernverarbeitungsdienste, Datenerfassung. 

4 Dienstleister, die die Unternehmen zur Unterstützung im DV-Bereich en-
gagieren können, wie z.B. Kundenunterstützung beim Betrieb und bei der
Produktion, Software-Installation, Umzug und Installation von DV-Equip-
ment, Bereitstellung von Vorsorge-Dienstleistungen. 
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Daten und Prognosen

frieden. Hinsichtlich der Perspektiven für das kommende
halbe Jahr hat sich der Optimismus verstärkt, dennoch kor-
rigierten die Unternehmen ihre Umsatzerwartungen wieder
nach unten. Mit mageren Umsatzsteigerungen wird aber
noch gerechnet. Die Nachfrage belebte sich, die Umsätze
blieben gleichwohl unter dem Ergebnis des entsprechen-
den Vorjahresquartals. Weniger häufig als zuvor wurde über
zu niedrige Auftragsbestände geklagt. Der Personalabbau
scheint sich dem Ende zu nähern. 

Bei den Wartungsdienstleistern5 überwogen die positiven
Meldungen bei der Beurteilung der aktuellen Geschäftsla-
ge noch etwas deutlicher als im Vorquartal. Trotz unverän-
dertem Bestelleingang blieben die Umsätze unter dem Er-
gebnis des entsprechenden Vorjahresquartals. Per saldo
10% der Testteilnehmer mussten einen Umsatzrückgang
hinnehmen, vor Jahresfrist war es noch fast jeder Vierte.
Nach wie vor leiden viele Betriebe unter Auftragsmangel, der
Anteil der negativen Urteile nahm jedoch weiter ab. Deut-
lich abgeschwächt hat sich der Optimismus in Bezug auf
die künftige Geschäftsentwicklung, abermals wird nur mit
mageren Umsatzsteigerungen gerechnet. Der Stellenabbau
dürfte sich verlangsamt fortsetzen. 

Bei den ausbildungs- und schulungsorientierten Dienstleis-
tern6 quält sich die Geschäftslage nur langsam aus der Tal-
sohle, per saldo ein Drittel der Testteilnehmer stufte die ak-
tuelle Lage immer noch als ungünstig ein. Die Nachfrage
blieb schwach, die Umsätze lagen erneut empfindlich unter
den vergleichbaren Vorjahreswerten – wenn auch weniger
stark als zuvor. Ihre Unzufriedenheit mit den Auftragsbe-
ständen hat kaum abgenommen, mehr als 60% der Be-
fragten beurteilten sie als zu klein. Die Besserung der Ge-
schäftsaussichten setzte sich beschleunigt fort, die Umsatz-
erwartungen ließen jedoch eher gedämpfte Zuversicht er-
kennen. Die Freisetzung von Arbeitskräften dürfte sich in der
nächsten Zeit verlangsamen. 
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5 Kostenpflichtige Wartungsdienstleistungen für DV-Equipment, wie z.B. Re-
paratur, Installation, Abbau, vorbeugende Wartung.

6 Kostenpflichtige Schulungs- und Trainingsleistungen, die im Hause des
Anbieters, beim Kunden oder bei Dritten erbracht werden, und die dazu
benötigten Schulungsunterlagen.
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Damit die Idee eines Europabürgers Wirklich-
keit werden kann, sind Sprachkenntnisse un-
abdingbar. Der EU-Arbeitsmarkt ist bislang nur
in Grenzregionen Wirklichkeit geworden. Le-
diglich eine Minderheit von knapp 2% der Be-
schäftigten in den 15 EU-Staaten ist jenseits
der Grenze berufstätig. Mangelnde Kenntnisse
der Sprache bremsen den im Prinzip offenen
EU-Arbeitsmarkt bis heute.1 In einer Umfrage
im Auftrag der Europäischen Kommission ga-
ben 47% der Europäer an, keine andere Spra-
che als ihre Muttersprache zu kennen. 74%
kennen keine zweite Fremdsprache.2

Wie Abbildung 1 zeigt, ist die Weltsprache
Englisch die mit Abstand am meisten unter-
richtete Fremdsprache in Europa. So lernen
in den meisten der 22 untersuchten europä-
ischen Staaten über 90% der Schüler im all-
gemeinbildenden Sekundarbereich II Englisch.
Lediglich in Ungarn, Litauen, Malta und Italien (mit Anteilen
zwischen 60,6 und 81,0%) wird Englisch weniger gelernt.

Deutsch ist die Fremdsprache Nummer 2 in Europa. Sie wird
allerdings in sehr unterschiedlichem Ausmaß in den einzel-
nen Ländern erlernt (vgl. Abb. 2). Die Werte reichen von 0,8%
in Malta bis 87,6% in Luxemburg. In Dänemark, Schweden,
Finnland und den osteuropäischen Staaten nimmt Deutsch

unter den hier untersuchten drei Fremdsprachen eindeutig
die zweite Stelle ein. Auffallend ist der hohe Anteil an Deutsch-
schülern in Osteuropa. Er deutet darauf hin, dass für die EU-
Beitrittsländer Deutschland und Österreich von großer Be-
deutung sind. Verwunderlich sind die relativ niedrigen Werte
in den Niederlanden, Frankreich und Belgien (32,0%, 31,2%
bzw. 30,3%). Als Nachbarländer von Deutschland hätten hier
höhere Werte vermutet werden können. Insbesondere in Bel-
gien, wo Deutsch neben Niederländisch und Französisch
Amtssprache ist, erstaunt der niedrige Anteil von 30,3%. Auch
in den südeuropäischen Ländern Italien, Griechenland und
Spanien wird sehr wenig Deutsch gelernt (7,8%, 3,1% bzw.
0,9%). In allen drei Ländern überwiegt Französisch deutlich.

Französisch wird von den drei untersuchten Sprachen am
wenigsten gelernt. Beachtlich ist jedoch der hohe Anteil an
Französischschülern in Luxemburg (89,4%), Irland (66,2%),

Belgien (48,3%) und in den südeuropäischen
Ländern. In Osteuropa wird Französisch sehr
wenig gelernt. Hier liegen die Werte zwischen
15,2% in Polen und 4,0% in Lettland.

Betrachtet man die Entwicklung der erlern-
ten Fremdsprachen seit 1998, ist ein Anstieg
an Englischschülern in nahezu allen unter-
suchten Ländern zu beobachten, insbeson-
dere in den osteuropäischen Ländern.3 Auch
Deutsch wird in diesen Ländern seit 1998
vermehrt gelernt. In den nord- und westeu-
ropäischen Staaten dagegen nimmt Deutsch
an Bedeutung ab. Französisch stagniert in
den meisten Ländern. 

Französisch

Franziska Jerosch

Weltsprache Englisch führt vor Deutsch und 

Abb. 1

Abb. 2

1 Vgl. M. H.-J. Mattusch, Globalisierung und europäischer Fremdspra-
chenunterricht, 
http://www.esperantic.org/librejo/dbstudoj/07_MATTUSCH.htm; 
K.-O. Sattler, Parlez-vous français? Non? Pourquoi pas? Der Nachbar ist
out: Französische und deutsche Schüler wählen kaum noch die Sprache
des Anderen, Das Parlament Nr. 49-50 vom 8./15. Dezember 2002.

2 Vgl. Europäische Kommission, Europäer und Sprachen: Eine Sonderer-
hebung von Eurobarometer, 2001, 
http://www.europa.eu.int/comm/education/policies/lang/languages/con-
sult/ebs_de.pdf.

3 Bezogen auf die Entwicklung zwischen 1998–2001.
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In der gewerblichen Wirtschaft in der
Bundesrepublik Deutschland hat sich das
Geschäftsklima im März zum zweiten Mal ab-
gekühlt. Vor allem die Erwartungen der Unter-
nehmen fielen abermals weniger zuversicht-
lich aus als im Vormonat, aber auch die ak-
tuelle Geschäftslage wurde erstmals seit
sechs Monaten wieder ungünstiger beurteilt.
Das Attentat in Madrid dürfte hierbei aber
kaum eine Rolle gespielt haben, wie ein Ver-
gleich der Firmenmeldungen vor und nach
diesem Zeitpunkt gezeigt hat. Die bei ten-
denziell wieder schwächer gewordenem Eu-
ro verbesserten Exporterwartungen spre-
chen dafür, dass die Verschlechterung des
Geschäftsklimas auf die nach wie vor lah-
mende Binnenkonjunktur zurückzuführen ist.
Zwar liefern die Ergebnisse noch keinen Be-
leg für ein Ende des Aufschwungs – dieser
wäre erfahrungsgemäß erst nach einem dreimaligen Rück-
gang des Indikators in Folge gegeben –, sie sollten jedoch
immerhin als ein erneuter Warnschuss verstanden werden.

Besonders negativ hat sich das Geschäftsklima im Ein-
zelhandel entwickelt, sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland. Auch im verarbeitenden Gewerbe tendierte
der Indikator nach unten, in den alten Bundesländern stär-
ker als in den neuen. Im Bauhauptgewerbe ergab sich ei-
ne Aufwärtsentwicklung aufgrund der Besserung in West-
deutschland, während im Osten eine Verschlechterung zu
beobachten war. Auch im Großhandel stieg das Ge-
schäftsklima an, vor allem in Westdeutschland (vgl. Ab-
bildung).

Die Geschäftslage des verarbeitenden Gewerbes in West-
deutschland wurde im Durchschnitt etwas negativer ein-
gestuft als im Vormonat. Während bei den Investitionsgü-
terproduzenten die Unzufriedenheit weiter nachgelassen
hat, gewannen im Ge- und Verbrauchsgüterbereich die
ungünstigen Urteile deutlich an Gewicht. Der Anstieg der
Nachfrage setzte sich – abgeschwächt – fort, die Auf-
tragsbestände insgesamt wurden etwas weniger häufig
als unzureichend bewertet. Hinsichtlich der künftigen Ge-
schäftsentwicklung hat der Optimismus der Testteilneh-
mer erneut nachgelassen, allerdings setzten sie wieder mehr
Hoffnungen auf das Exportgeschäft – nicht zuletzt wegen
des schwächer gewordenen Eurokurses. In den neuen
Bundesländern überwogen dagegen die positiven Ge-
schäftslageurteile etwas deutlicher als im Vormonat. Auch
hier war im Investitionsgüterbereich im Gegensatz zu den
anderen Sektoren eine Aufwärtsentwicklung zu beobach-
ten. Der Anstieg des Auftragseingangs flachte sich jedoch
im Durchschnitt weiter ab, und die Auftragsreserven wur-
den nach wie vor von jedem vierten Unternehmen als zu
gering empfunden. Der Lagerdruck hat – wie im Westen –

etwas nachgelassen. In den Geschäftserwartungen kam
verringerte Zuversicht zum Ausdruck, in Bezug auf die Aus-
landsnachfrage hat sie jedoch erkennbar zugenommen. Die
Produktionspläne der ostdeutschen Industriefirmen zeigten
unverändert nach oben, im Westen kündigten sie dagegen
ein abgeschwächtes Wachstum an. Dies spiegelt sich auch
in den Beschäftigungsplänen wider, die in den alten Bundes-
ländern vermehrt auf Freisetzungen ausgerichtet waren,
während man in den neuen von einer Verlangsamung des
Personalabbaus ausging. In beiden Berichtskreisen rech-
neten die Testfirmen mit leicht steigenden Verkaufspreisen
in den nächsten Monaten. 

Im westdeutschen Bauhauptgewerbe besserte sich die ak-
tuelle Geschäftslage erneut, wobei von der Aufwärtstendenz
der Hochbau und der Tiefbau gleichermaßen profitierten.
Die Bautätigkeit wurde forciert, der Grad der Kapazitäts-
auslastung lag mit 63% um 3 Prozentpunkte höher als im
Vormonat und als im Vorjahr. Zwar erhöhten sich auch die
Auftragsreserven (auf 2,3 Produktionsmonate), sie waren
aber immer noch geringer als zur gleichen Zeit des Vorjah-
res. Dementsprechend hat auch die Unzufriedenheit mit der
gegenwärtigen Auftragslage kaum nachgelassen. Skeptisch
wurden erneut die Perspektiven für das kommende halbe
Jahr eingeschätzt. Die Eintrübung des Geschäftsklimas im
Bauhauptgewerbe der neuen Bundesländer ist auf den wie-
der deutlich erhöhten Pessimismus in den Erwartungen zu-
rückzuführen, vor allem bei den im Hochbau tätigen Fir-
men. Im Durchschnitt konnten bei steigender Bauproduk-
tion die Maschinenkapazitäten (68%) stärker genutzt wer-
den als im Vormonat (65%), der entsprechende Vorjahres-
wert wurde jedoch nicht ganz erreicht. An den Auftragsbe-
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Hans G. Russ

ifo Konjunkturtest März 2004 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests sowie Unterneh-
mensbefragungen in den anderen EU-Ländern werden in den »ifo Kon-
junkturperspektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von
75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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ständen (2,2 Monate) änderte sich nichts, sie wurden aber
im Hochbau deutlich häufiger als ungenügend eingestuft als
im Tiefbau. Die Preise dürften wie in den alten Bundeslän-
dern in den nächsten Monaten vereinzelt heraufgesetzt wer-
den. Im Westen hat der Anteil der Unternehmen, die eine
Verringerung des Personalbestandes erwarteten, erneut zu-
genommen (per saldo 41%), in Ostdeutschland ist er da-
gegen geringer geworden (per saldo 15%).  

Die Großhandelsunternehmen in Westdeutschland be-
werteten ihren Geschäftsverlauf im März wieder etwas we-
niger ungünstig als im Vormonat. Dies ist auf die Aufwärts-
entwicklung im Produktionsverbindungshandel und im Nah-
rungs- und Genussmittelsektor zurückzuführen, während
im Bereich der Gebrauchsgüter und vor allem der Ver-
brauchsgüter eine erhebliche Verschlechterung zu beob-
achten war. Der Lagerdruck ist erneut fühlbarer geworden.
Dies dürfte der Anlass gewesen sein, dass die Firmen trotz
nachlassender Skepsis in Bezug auf die künftige Ge-
schäftsentwicklung ihre Orderpläne deutlich weiter nach un-
ten revidierten. Auf eine verbesserte, wenngleich immer
noch nicht zufriedenstellende Geschäftslage lassen die Mel-
dungen des ostdeutschen Großhandels schließen. Bei nach
wie vor schleppender Absatztätigkeit konnten die über-
höhten Lager nicht weiter abgebaut werden. Mit wach-
sender Skepsis sahen die Testteilnehmer der Geschäfts-
entwicklung in den nächsten Monaten entgegen und plan-
ten – sogar abermals vermehrt –, die Bestellvolumina zu
kürzen. Dennoch sahen sie Spielräume für Preisheraufset-
zungen in den nächsten Monaten, wenngleich die Zahl der-
artiger Meldungen vergleichsweise geringer war als in den
alten Bundesländern. 

Nach der Erholungstendenz im Vormonat fiel die Ge-
schäftslage im Einzelhandel der alten Bundesländer auf das
ungünstige Niveau vom Jahresbeginn zurück. Von der Ver-
schlechterung betroffen waren sowohl der Non-Food-Be-
reich als auch der Nahrungs- und Genussmittelsektor. Den
Unternehmen ist es zwar gelungen, die Lagerüberhänge
trotz schwacher Nachfrage zumindest teilweise abzubau-
en; angesichts der weiter eingetrübten Perspektiven sahen
sie jedoch keinen Anlass zur Lockerung ihrer restriktiven Or-
derpolitik. Im ostdeutschen Einzelhandel tendierte die Ge-
schäftslage zum vierten Mal in Folge nach unten. Rückläu-
fige Umsätze führten zu einer spürbaren Zunahme des La-
gerdrucks. In den Geschäftserwartungen drückte sich ver-
stärkter Pessimismus aus, der sich auch in den weiter nach
unten revidierten Bestellplänen niedergeschlagen hat. Im
Gegensatz zu ihren Kollegen im Westen sahen die ost-
deutschen Einzelhändler gewisse Spielräume für Preisstei-
gerungen in naher Zukunft. Während in den alten Bundes-
ländern der Anteil der Unternehmen, die mit einem Perso-
nalabbau rechneten (per saldo 13%), abgenommen hat und
auch geringer war als vor Jahresfrist, war in den neuen das
Gegenteil zu beobachten. 
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